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VORWORT 

In diesem Band der Speyerer Forschungsberichte sind die Referate zu­
sammengefaßt, die am 30./31. Oktober 1989 auf einem von mir geleiteten 
Forschungsseminar gehalten wurden. Durchgeführt wurde diese mittlerweile 
zum festen Bestandteil der Speyerer Forschungsaktivitäten gewordene Ver­
anstaltung vom Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der Hoch­
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer in Verbindung mit dem Ar­

beitsausschuß 1'Straßenrecht" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen. Ziel der jährlichen Zusammenkünfte1 von Straßenbaujuri-

1 Zum ersten gemeinsamen Forschungsseminar am 26./27.4.1982 vgl. Blümel (Hrsg.), 

Aktuelle Probleme des Enteignungsrechts, Speyerer Forschungsberichte 23, 1. Aufl. 

Juni 1982, 2. Aufl. Februar 1983; Korbmacher, Eigentums- und entschädigungsrechtlich 

bedeutsame Entscheidungen in der fachplanerischen Abwägung, DÖV 1982, 517 ff.; 

Kastner, Inwieweit sind enteignungs- und entschädigungsrelevante Entscheidungen im 

straßenrechtlichen Planfeststellungsbeschluß zu treffen?, DVBL 1982, 669 ff.; Fromm, 

Die Bad Dürkheimer Gondelbahn, UPR 1983, 46 ff.; Berichte von Krämer, Straße und 

Autobahn 1982, 405 f., und Scluiefjer·, D\'BL 1982t 687 f„ 

Zum zweiten gemeinsamen Forschungsseminar am 29./30.10.1984 vgl. Blümel (Hrsg.), 

Teilbarkeit von Planungsentscheidungen, Speyerer Forschungsberichte 42, 1. Aufl. De­

zember 1984, 2. Aufl. September 1989; Paetow, Die Teilbarkeit von Planungsentschei­

dungen, DVBL 1985, 369 ff.; Broß, Zur Teilbarkeit von (fern-)straßenrechtlichen Pla­

nungsentscheidungen, DÖV 1985, 253 ff.; Bericht von Grupp, DVBL 1985, 152 ff. 

Zum dritten gemeinsamen Forschungsseminar am 28./29.10.1985 vgl. Blümel (Hrsg.), 

Aktuelle Probleme des Planfeststellungsrechts, Speyerer Forschungsberichte 49, 1. 

Aufl. März 1986, 2. Aufl. September 1989; Kuschnerus, Der landschaftspflegerische 

Begleitplan nach§ 8 Abs. 4 Bundesnaturschutzgesetz, DVBI. 1986, 75 ff.; Berichte von 

Stüer, DÖV 1986, 65 ff., und Michler, DVBI. 1986, 278 ff. 

Zum vierten gemeinsamen Forschungsseminar am 27./28.10.1986 vgl. Blümel (Hrsg.), 

Planfeststellung und Flurbereinigung, Umweltverträglichkeitsprüfung, Speyerer For­

schungsberichte 55, 1. Aufl. Januar 1987, 2. Aufl. Mai 1987, 3. Aufl. März 1988, 4. Aufl. 

Oktober 1989; Bartlsperger, Leitlinien zur Regelung der gemeinschaftsrechtlichen Um­

weltverträglichkeitsprüfung unter Berücksichtigung der Straßenplanung, DVBI. 1987, 

1 ff.; Kastner, Die Wechselbeziehungen von (Fem-)Straßenrecht und Flurbereini-
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sten aus den Straßenbauverwaltungen von Bund und Ländern, der Wissen­
schaft, der Richterschaft, der Anwaltschaft sowie der Verbände2 ist es, aktu­
elle Fragen des Straßenrechts im Zusammenwirken von Theorie und Praxis 
zu erörtern. 

Diesem Anliegen blieb der Arbeitsausschuß mit der Behandlung der 
diesjährigen Themen treu. Im Vordergrund standen verfahrensrechtliche 
Fragen, die derzeit die Straßenbauverwaltungen häufiger als die Gerichte be­
schäftigen und die in der Wissenschaft noch nicht die ihnen zukommende 
Beachtung gefunden haben. Mit dem Arbeitstitel "Abweichungen von der 
Planfeststellung" werden die Planungen angesprochen, bei denen entgegen 
dem Grundsatz des § 17 Abs. 1 Satz 1 FStrG beim Neubau bzw. der Ände­
rung einer (Bundesfern-)Straße eine Planfeststellung - d. h. sowohl die 
Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens als auch der Erlaß eines 
Planfeststellungsbeschlusses - nicht erforderlich ist. Die in der Praxis am 
häufigsten auftretenden Fälle sind die der Planänderung. Während der in al­
ler Regel lang andauernden Planungsverfahren von Großvorhaben ist es 
häufig aus den unterschiedlichsten Gründen unumgänglich, von der ur­
sprünglichen Planungskonzeption - im Detail oder wesentlich - abzuweichen. 
Je nach Verfahrensstand ergeben sich dabei unterschiedliche Probleme. Eine 

2 

gungsrecht unter besonderer Berücksichtigung der Planfeststellung, DVBI. 1987, 73 ff.; 

dazu: Labbe/Kastner, Nochmals: (Fern-)Straßenrecht und Flurbereinigungsrecht, 

DVBI. 1987, 517 ff.; Berichte von Stüer, DÖV 1987, 104 ff., und Mich/er, DVBI. 1987~ 

410 ff. 

Zum fünften gemeinsamen Forschungsseminar am 26./27. Oktober 1987 vgl. Blümel 

(Hrsg.), Bedarfsplanung - Planfeststellung - Immissionsschutz, Speyerer Forschungsbe­

richte 65, 1. Aufl. Februar 1988, 2. Aufl. Oktober 1988, 3. Aufl. September 1989; Be­

richte von Stüer, DÖV 1988, 507 ff. und Mich/er, DVBI. 1988, 229 ff. 

Zum sechsten gemeinsamen Forschungsseminar am 24./25. Oktober 1988 vgl. Blümel 

(Hrsg.), Planung und Sondernutzung von Straßen, Speyerer Forschungsberichte 75, 

1989; Ficken, Reichweite und Grenzen der Straßenpianung durch Bebauungsplan - Ein 

Beitrag zum Verhältnis des Bebauungsplans zur straßenrechtlichen Planfeststellung, 

BauR 1988, 678 ff.; Berichte von Stüer, DÖV 1989, 217 ff. und Ebling, DVBI. 1989, 

405 ff. 

Siehe das Teilnehmerverzeichnis unten S. 107 ff. 
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für die Beantwortung der auftretenden Rechtsfragen entscheidende Zäsur 
bildet der Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses. Soll der Plan vor dieser das 
Verfahren abschließenden Entscheidung der Behörde geändert weden - da­
mit befaßt sich das Referat von Richter am OVG Ulrich Kuschnerus3 

-, stellt 
sich etwa die Frage nach erneuter Anhörung der Öffentlichkeit. Ändern sich 
die Planungsvorstellungen, nachdem der Plan festgestellt wurde - dies ist Ge­
genstand des Referats von Univ.-Prof. Dr. Klaus Gntpp4 

-, kann darüber hin­
aus zweifelhaft sein, ob und wie der ursprüngliche Planfeststellungsbeschluß 
von der Behörde aufzuheben ist. 

Sowohl bei Planänderungen als auch bei Neubaumaßnahmen kann dane­
ben nach § 17 Abs. 2 Satz 1 FStrG von vomherein die Planfeststellung unter-

e 

bleiben, wenn ein Fall unwesentlicher Bedeutung" vorliegt. Das Vorhaben 
wird dann ohne Durchführung eines förmlichen Verfahrens und ohne Erlaß 
eines Planfeststellungsbeschlusses realisiert. Dieser aus Gründen der Verfah­
rensökonomie und Verfahrensbeschleunigung6 zu begrüßende Verzicht auf 
Planfeststellung wirft eine Vielzahl grundsätzlicher Rechtsfragen auf, deren 
dogmatischer Bewältigung sich das Referat von Univ.-Prof. Dr. Michael 
Ronellenfitscli zuwendet 7• 

3 

4 

5 

6 

7 

Abschließend möchte ich mich an dieser Stelle bei den Referenten sowie 

Das Referat ist zur Veröffentlichung im Deutschen Verwaltungsblatt vorgesehen. 

Auch veröffentlicht in DVBI. Heft 2/1990, S. 81 ff. 

Dazu jüngst BVerwG, Urteil vom 20.10.1989 - 4 C 12.87 -, n. n. v. ("Oberursel"): eine 

Änderung von nur unwesentlicher Bedeutung(§ 18 c Abs. 2 FStrG) liege etwa dann 

vor, wenn Umfang und Zweck des Vorhabens unverändert blieben und wenn zusätzli­

che belastende Auswirkungen von "einigem" Gewicht sowohl auf die Umgebung als 

auch hinsichtlich der Belange einzelner auszuschließen seien oder wenn der Planfest­

stellungsbeschluß lediglich um Schutzauflagen i. S. d. § 17 Abs. 4 FStrG ergänzt wer­

den solle. 

Fragen der Verfahrensbeschleunigung sind Gegenstand des nächsten Forschungssemi­

nars am 29./'30. Oktober 1990 mit dem Titel "Verkehrslärmschutz und Verfahrensbe­

schleunigung". 

Das Referat ist zur Veröffentlichung in Heft 3/1990 der Zeitschrift "Die Verwaltung" 

vorgesehen. 
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den Teilnehmern der lebhaft geführten Diskussion8 für das Gelingen des 
Forschungsseminars bedanken. Mein Dank gilt weiterhin Univ.-Prof. Dr. 
Klaus Grnpp und Assessor Hans-Peter Mich/er für die Mitwirkung bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Veranstaltung sowie der redaktionellen 
Betreuung dieses Forschungsberichts. Schließlich danke ich meinem Assi­
stenten Wilfried Ebling, meinen Sekretärinnen Erika Köge/ und Marliese Diet­

rich sowie den Mitarbeitern des Fortbildungs- und Tagungssekretariats der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer für ihre Unterstützung 
ebenso wie Hannelore Fehr und Elisabeth Lerchenmüller vom Sekretariat des 
Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung für ihre Mühen bei der Er­
stellung dieses Forschungsberichts. 

8 

Speyer, im Januar 1990 Willi Blümel 

Von einer Darstellung der Diskussion in diesem Band wurde abgesehen. Insofern sei 

auf die Berichte von Stüer1 DVBL Heft 1/1990, S. 35 ff. und Ebling, zur Veröffentli­

chung in der Zeitschrift nDie Öffentliche Verwaltung" vorgesehen, verwiesen. 



PLANÄNDERUNGEN VOR ERLASS EINES PLANFEST­

STELLUNGSBESCHLUSSES * 

Zur praktischen Anwendung der Anhörungsvorschriften 

Von Ulrich Kuschnerns 

5 

EINLEITUNG 

Der vorliegende Beitrag befaßt sich mit Modifikationen von Planungen, 
die Gegenstand eines ( fernstraßenrechtlichen) Planfeststellungsbeschlusses 1 

werden sollen. Dabei geht es in erster Linie um die verfahrensrechtlichen 
Anforderungen, die dann zu beachten sind, wenn ein offengelegter Plan vor 
Feststellung des Plans modifiziert werden soll. In diesem Zusammenhang ist 
insbesondere die Frage von Bedeutung, unter welchen Voraussetzungen es 
mit einem sog. "vereinfachten Änderungsverfahren" im Sinne der §§ 73 
Abs. 8 VwVfG bzw. 18 Abs. 8 FStrG sein Bewenden haben kann sowie ob 
und unter welchen Voraussetzungen ggf. die Änderungspläne gemäß §§ 73 
Abs. 3 VwVfG bzw. 18 Abs. 3 FStrG auszulegen und in einem (neuen) Er­
örterungstermin nach Absatz 6 der genannten Vorschriften zu erörtern sind. 

* 

1 

Es handelt sich hierbei um eine überarbeitete Fassung des Vortrags. Inhaltlich sind ei­

nige Kürzungen vorgenommen, zusätzlich wurden Anregungen aus der Diskussion auf­

gegriffen. 

Die nachfolgenden Erörterungen sind zwar auf die femstraßenrechtliche Planfeststel­

lung zugeschnitten~ sie können jedoch auf Planfeststellungen für andere linienförmige 

Vorhaben uneingeschränkt sowie für sonstige (standortgebundene) Vorhaben zumin­

dest sinngemäß übertragen werden. 
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1. PRAKTISCHE BEISPIELSF ÄLLE 

Die praktische Relevanz des vorliegenden Themas verdeutlichen insbe­
sondere zwei Fallkonstellationen, die Gegenstand von Entscheidungen des 
23. Senats des OVG Münster waren und die das Spektrum der jedenfalls 
seitens der planenden Verwaltung für zulässig erachteten Planänderungen 
anschaulich verdeutlichen. Die in jenen Fällen vor Erlaß des Planfeststel­
lungsbeschlusses vorgenommenen Planänderungen waren insbesondere fol­
gende: 

a) Im ersten Fall2 
- Planung einer Teilstrecke von rund 7 km der A 46 im 

Bereich Arnsberg, die Gegenstand eines Planfeststellungsbeschlusses 
vom 9. Oktober 1984 war - wurden die Ursprungspläne durch zahlreiche 
in das Anhörungsverfahren eingebrachte Deckblätter modifiziert. Nach 
Abschluß des Anhörungsverfahrens setzte die Planfeststellungsbehörde 
insbesondere folgende Modifikationen und bautechnische Änderungen 
des Vorhabens fest: 

2 

Ersetzung der Überführung der Autobahn über einen Geländeein­
schnitt (Siepen) in Dammlage durch ein neu konzipiertes Brük­
kenbauwerk; 
Verschiebung eines Rastplatzes um rund 1,3 km; 
Vergrößerung der Durchlässe für Gewässer; 
Festsetzung zweier zusätzlicher Brückenbauwerke über die Auto­
bahn selbst bzw. über eine in die Planung mit einbezogene Quer­
spange; 
Anlage eines zusätzlichen Forstwirtschaftswegs als Wanderweg 
und für die Holzabfuhr; 
Schließlich wurde im Planfeststellungsbeschluß angeordnet, daß 
die Autobahn auf einer 200 m langen Strecke statt in einem offe­
nen F1nschn.itt in einem Tunnel zu führen sei. Im 7.usan1menhang 
hiermit mußte das Bauwerks-Verzeichnis in 14 Positionen geän­
dert werden. Die Tunnelführung war im Anhörungsverfahren zwar 

OVG Münster, Beschluß vom 13.11.1987 - 23 D 18/87 -. 
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angesprochen, entsprechende Pläne waren aber nicht offengelegt 
worden. 

b) Der zweite Fall3 betrifft die Planung des Teilabschnitts einer neuen 
Landesstraße (L 284 n) mit deren Anbindung an die Bundesautobahn 
A 3 im Bereich Rösrath. Nach dem ursprünglichen Planungskonzept, 
dessen Pläne Gegenstand des Anhörungsverfahrens waren, sollte der 
hier festzustellende Abschnitt der neuen Landesstraße zwischen der 
vorhandenen A 3 und der vorhandenen Landesstraße L 288 Teil einer 
neuen Straßenverbindung zwischen der A 3 und der Qetzigen) A 4 sein. 
In den offengelegten Plänen war folgende Ausgestaltung des Vorhabens 
vorgesehen: 

3 

Vierstreifiger Querschnitt der neuen Landesstraße; 
Voller Anschluß an die A 3 mit Verbindungen in und aus Richtung 
Köln sowie in und aus Richtung Frankfurt; 
Überführung der in Dammlage geplanten neuen Landesstraße 
über eine vorhandene Gemeindestraße; 
Planfreie Verknüpfung der neuen Landesstraße mit der L 288. 

Nach AbscrJuß des Anhörungsverfahrens (Zuleitung der Pläne nebst 
Stellungnahme der Anhörungsbehörde an die Planf eststellungsbehörde) 
wurden verwaltungsintern folgende Planänderungen vorgesehen: 

Wegfall der ursprünglich vorgesehenen Weiterführung der neuen 
Landesstraße über die L 288 hinaus in Richtung A 4; 
Nur noch zweistreifiger Querschnitt der neuen Landesstraße; 
Reduzierung des Anschlusses an die A 3 auf Verbindungen in und 
aus Richtung Köln; 
Anpassung der Gradiente der neuen Landesstraße an das vorhan­
dene Gelände (weitgehender Verzicht auf Dammlage) mit der 
Folge, daß die ursprünglich zu unterführende Gemeindestraße 
nunmehr beiderseits der neuen Landesstraße abgebunden werden 
sollte; 

OVG Münster, Urteil vom 23.1.1989 - 23 A 842/86 -, rechtskräftig. 
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Anlage einer plangleichen Verknüpfung der neuen Landesstraße 
mit der vorhandenen L 288. 

Diese Planänderungen, deren Ausarbeitung die Erstellung eines voll­
ständigen Satzes neuer Detailpläne erforderte, wurden lediglich ver­
waltungsintern (mit der Gemeinde Rösrath) erörtert und anschließend 
von der Planfeststellungsbehörde festgestellt; eine Öffentlichkeitsbetei­
ligung fand nicht statt. 

II. DIE RECHTLICHEN ASPEKTE 

In beiden Fällen hatte sich das Gericht insbesondere mit dem Einwand 
der Klägerseite auseinanderzusetzen, die vorgenommenen Planänderungen 
hätten sowohl ihrer Quantität als auch ihrer Qualität nach ein solches Aus­
maß erreicht, daß es einer (erneuten) Auslegung und Erörterung der geän­
derten Pläne bedurft hätte. Die Beklagtenseite ( d. h. die Planfeststellungsbe­
hörde) hat sich demgegenüber in den Verfahren auf den Standpunkt gestellt, 
es hätte sich allenfalls um solche Änderun!!en l!ehandelt. die nach Maßgabe 

- ...... '-" " -
des vereinfachten Änderungsverfahrens gemäß § 73 Abs. 8 VwVfG ( = § 18 
Abs. 8 FStrG) vorgenommen werden konnten bzw. bei denen es noch nicht 
einmal einer solchen vereinfachten Anhörung bedurfte. Im zweitgenannten 
Verfahren wurde ausdrücklich vorgetragen, die Kläger4 würden zwar unmit­
telbar, aber nicht stärker als bisher berührt. Für die vom Gericht getroffenen 
Entscheidungen waren insbesondere folgende rechtliche Aspekte von Be­
deutung: 

Seit Inkrafttreten der Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der 
Länder bzw. der Anpassung des Bundesfernstraßengesetzes an deren Rege­
lungen (Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1974; BGBI. 1 

4 
Die Kläger dieses Verfahrens waren Eigentümer eines größeren landwirtschaftlichen 

Betriebs, dessen Gelände die vorgesehene neue Landesstraße mit umfangreichen 

Landinanspruchnahmen durchschneiden sollte. 
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S. 2413) sind für Fälle der hier erörterten Art die nahezu wortidentischen 
Regelungen der §§ 73 Abs. 8 VwVfG bzw. 18 Abs. 8 FStrG maßgeblich. Ge­
genstand der nachfolgenden Erörterungen soll daher der rechtliche Gehalt 
dieser Vorschriften sein. Die das Anhörungsverfahren betreffenden Rege­
lungen der §§ 73 VwVfG bzw. 18 FStrG enthalten jedoch keine Vorschriften 
darüber, wann und unter welchen Umständen geänderte Pläne vor Abschluß 
des Planfeststellungsverfahrens (erneut) auszulegen und zu erörtern sind. 
Die Regelungen der §§ 76 VwVfG bzw. 18 c FStrG sind nicht einschlägig. Sie 
betreffen nur die Änderungen festgestellter Pläne, mithin solche Planände­
rungen, die nach Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses und vor Fertigstel­
lung des Vorhabens vorgenommen werden sollen5. Daß sich aber auch im 
~ 1 • 1 '1 (' „ ,...1 ~ ~ ~ 1f ,.. 1 .... T""" 1 - • .Kanmen emes nocn 1amenoen r1anrescsre11ungsverranrens we rrage nacn ei-

ner - gesetzlich nicht geregelten - erneuten Auslegung geänderter Pläne stel­
len kann, ist kein neues Problem der jüngsten Zeit. So hat das Bundesver­
waltungsgericht bereits 1968 zu der früheren Regelung des § 18 Abs. 2 FStrG 
ausgeführt6, einer erneuten Auslegung der Pläne bedürfe es zumindest dann 
nicht, "wenn die Änderung der Pläne im Verhältnis zur Gesamtplanung nicht 
erheblich ist". In den nachfolgenden Erörterungen soll daher - gerade mit 
Blick auf die angeführten Beispielsfälle - auch die Frage erörtert werden, ob 
und unter weichen Voraussetzungen bei Pianänderungen im Laufe eines 
noch nicht abgeschlossenen Planfeststellungsverfahrens die Änderungspläne 
öffentlich auszulegen und (erneut) zu erörtern sind. 

III. SINN UND ZWECK DES ANHÖRUNGSVERFAHRENS 

Vor der Erörterung von Details der angesprochenen Fragen erscheinen 
einige grundsätzliche Anmerkungen darüber angezeigt, was denn überhaupt 
Sinn und Zweck des in den §§ 73 VwVfG bzw. 18 FStrG geregelten Anhö-

5 

6 

In diesem Anknüpfungspunkt sind die Regelungen der§§ 76 VwVfG und 18 c FStrG 

jedenfalls deckungsgleich; auf noch laufende Planfeststellungsverfahren können sie 

nach dem eindeutigen Wortlaut ihrer Absätze 1 nicht angewandt werden. 

BVerwG, Urteil vom 10.4.1968 - IV C 227.65 -, BVeIWGE 29, 282 (286). 
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rungsverfahrens ist. Eine nähere Konkretisierung dieses Ausgangspunktes ist 
Voraussetzung dafür, bei der Umschreibung von Detailfragen des Anhö­
rungsverfahrens sachgerechte Ergebnisse zu erzielen. 

Die Funktion des Anhörungsverfahrens ist unter zwei Blickwinkeln zu 
betrachten: Zum einen aus der Sicht der Planfeststellungsbehörde, der die 
Ergebnisse des Anhörungsverfahrens mit einer Stellungnahme der Anhö­
rungsbehörde zuzuleiten sind(§§ 73 Abs. 9 VwVfG bzw. 18 Abs. 9 FStrG); 
zum anderen aber auch aus der Sicht der Betroffenen, die Einwendungen er­
heben können und deren Einwendungen zu erörtern sind (§ 73 Abs. 4 und 6 
VwVfG bzw.§ 18 Abs. 4 und 6 FStrG). 

Aus der Sicht der Planfeststellungsbehörde dient das Anhörungsverfahren 
primär der Sammlung des Abwägungsmaterials. Diese Sammlung des Abwä­
gungsmaterials soll die Planfeststellungsbehörde in die Lage versetzen, im 
Rahmen der von ihr zu treffenden Abwägungsentscheidung von allen abwä­
gungserheblichen Gesichtspunkten Kenntnis zu erhalten und sie in ihre Ent­
scheidung über die Zulassung des Plans einstellen zu können. Diese Funktion 
des Anhörungsverfahrens hat das Bundesverwaltungsgericht7 mit den Wor­
ten umschrieben, das Anhörungsverfahren sei "ein gesetzlich der Planfest­
stellungsbehörde vorgeschriebenes Mittel, sich möglichst umfassend über 
den für ihre Entscheidung maßgeblichen Sachverhalt zu unterrichten11

• Dem 
ist nichts hinzuzufügen. 

Im Hinblick auf die Planbetroffenen korrespondiert dieser für die Plan­
feststellungsbehörde maßgeblichen Funktion des Anhörungsverfahrens das 
Recht der Betroffenen, sich zu den Auswirkungen der Planung auf ihre Be­
lange äußern zu können, was selbstverständlich auch ihren Anspruch darauf 
beinhaltet, daß ihre Einwendungen zur Kenntnis genommen und berücksich­
tigt - d. h. in die Abwägung eingestellt - werden. Das Anhörungsverfahren ist 
insoweit zugleich Mittel zur Gewährung rechtlichen Gehörs, wie es auch 
sonst vor Erlaß von Verwaltungsakten, die in Rechte eines Beteiligten ein-

• - ·- - - - - - - - - - - - . 0 -- - . . . - - -gre1ten, gemäli § 28 VwVtG zu gewähren ist". Dabei ist in diesem Zusam-

7 

8 
BVerwG, Urteil vom 22.2.1980 -4 C 24.77-, DVBJ. 1980, 996 (997). 

Kühiing, Fachplanungsrecht, 1988, Rdnr. 324. 
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menhang nicht zu vergessen, daß die Planbetroffenen insoweit auch eine 
Mitwirkungslast trifft, nämlich hinsichtlich des Vortrags solcher Auswirkun­
gen der Planung auf ihre Belange, die sich der Planfeststellungsbehörde nicht 

ohne weiteres aufdrängen9
. 

Mit der Möglichkeit, sich nur artikulieren und lediglich die konkreten 
Auswirkungen der Planung auf die - eigenen - privaten Belange darlegen zu 
können, wäre die Funktion des Anhörungsverfahrens für die Planbetroffenen 
jedoch nicht abschließend umschrieben. So hat das Bundesverwaltungsge­
richt in seiner bekannten Entscheidung zum Flughafen München II 10 einen 
weiteren Aspekt des Anhörungsverfahrens für die Planbetroffenen angespro­
chen., der - jedenfalls bislang- im Zusammenhang mit dem planfeststellungs­
rechtlichen Anhörungsverfahren nicht in dieser Deutlichkeit artikuliert wor­
den ist. In dieser Entscheidung, die Kültling in seiner jüngsten Zusammenfas­
sung der neueren Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Fach­
planungsrecht11 zutreffend als 11eine Fundgrube für Verfahrensfragen11 be­
zeichnet hat, ist im Hinblick auf die grundrechtsschützende Funktion des 
Verfahrensrechts ausdrücklich hervorgehoben, daß es im Anhörungsverfah­
ren letztlich um "eine substantielle Einflußnahme der Betroffenen"12 geht. 
Dieser Begriff der "substantiellent• Anhörung bedarf allerdings näherer Er­
läuterung: 

Der Begriff der "substantiellent• Anhörung bezieht sich im Grunde auf 
nichts anderes als das, was nach rechtsstaatlichen Grundsätzen allgemein in 
verfahrensrechtlicher Hinsicht zu beachten ist, wenn Rechte oder rechtlich 
geschützte Positionen privater Betroffener Gegenstand hoheitlicher bzw. ho­
heitlich zugelassener Eingriffsakte sein sollen. Eine solche Betroffenheit 
kann sich bei den hier in Rede stehenden Planfeststellungen sowohl aus un­
mittelbaren als auch aus mittelbaren Wirkungen des festzustellenden Plans 

9 

10 

11 

12 

BVerwG, Urteil vom 13.9.1985 - 4 C 64.80 -, NVwZ 1986, 740 (741). 

BVerwG, Urteil vom 5.12.1986-4C13.85 -, DVBI. 1987, 573 ff. 

DVBl. 1989, 221 ff. 

BVerwG, Urteil vom 5.12.1986 (Fußn. 10), S. 577. 
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auf Rechtspositionen der Planbetroffenen ergeben13. Soweit der festwstel­
lende Plan den unmittelbaren Zugriff auf privates Eigentum zuläßt und dem­
gemäß auf Grund der Bindungswirkungen des Planfeststellungsbeschlusses 
etwa nach § 19 Abs. 2 FStrG sowie nach den entsprechenden Regelungen 
anderer Fachplanungsgesetze für ein eventuelles nachfolgendes Enteignungs­
verfahren enteignungsrechtliche Vorwirkung entfaltet, liegt es - um einmal 
eine in der Rechtsprechung häufig verwandte Formulierung auch hier zu 
•~mißbrauchen" - auf der Hand, daß Rechte Dritter betroffen werden. Nichts 
anderes gilt aber auch für die Fälle nur mittelbarer Planwirkungen, jedenfalls 
soweit diese auf Rechtspositionen nachteilig einwirken. Zwar kann in diesem 
Zusammenhang - etwa bei Beeinträchtigungen privaten (Grund)Eigentums 
durch Immissionen = nach der neueren Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts 14 in aller Regel von einer sogenannten "mittelbaren Enteig­
nung" keine Rede mehr sein. Es geht bei ihnen jedoch - immerhin - um die 
Frage einer (zulässigen) Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums 
im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes. 

Werden private Dritte solchermaßen in ihren Rechten durch einen Ein­
griffsakt nachteilig betroffen, hat sich nach § 28 VwVfG das zu gewährende 
Gehör auf alle für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu erstrecken, zu 
• - - - - - - - - - - - 1 <:: - --denen etwa auch Ermittlungsergebnisse der Behörde gehören „..... Für Pla-

nungsentscheidungen kann vom Grundsatz her nichts anderes gelten, auch 
wenn gegenüber einer unmittelbaren Anwendung des in § 72 Abs. 1 VwVfG 
nicht ausdrücklich erwähnten § 28 VwVfG auf Planfeststellungsverfahren die 
Sonderregelungen des § 73 VwVfG für ihre Regelungsbereiche Vorrang ha­
ben. Soweit§ 28 VwVfG jedoch - was den Umfang des zu gewährenden Ge-

13 

14 

15 

An dieser geläufigen Unterscheidung zwischen unmittelbaren und mittelbaren Plan­

auswirkungen soll festgehalten werden, auch wenn zu den "unmittelbaren" Auswirkun­

gen an sich auch unmittelbar auf den Betrieb der Anlagen zurückzuführende Wirkun-

gen gehören, die nach der angeführten Unter-.,cheidung in der Regel als "mittelbare" 

Auswirkungen bezeichnet werden. 

BVerfG, Beschluß vom 30.11.1988 - 1 BvR 1301/84 -, DVBl. 1989, 352 (353). 

Stelkens/Bonk/Leonhardt, VwVfG, 2. Aufl. 1983, § 28 Rdnr. 12; Kopp~ VwVfG, 4. Aufl. 

1986, § 28 Rdnr. 22; Knack, VwVfG, 3. Aufl. 1989, § 28 Anm. 3.3. 



13 

hörs aneeht - Ausdruck des alh!:emeinen Rechtsstaatsl!ebots ist. können des-...... ......- ........ . , 

sen Anforderungen auch für die nähere Umschreibung des notwendigen In­
halts und der Grenzen der im Planfeststellungsverfahren nach den §§ 73 
VwVfG bzw. 18 FStrG gebotenen Anhörung fruchtbar gemacht werden. 
"Substantiell" im Sinne der angeführten Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts ist eine Anhörung hiernach dann, wenn die Planbetroffenen 
nicht nur Gelegenheit hatten, das Ausmaß ihrer persönlichen Betroffenheit 
darlegen zu können, sondern zugleich auch die Gelegenheit, sich jedenfalls 
zu den "entscheidungserheblichen Tatsachen" zu äußern16

• Welche konkreten 
Schlußfolgerungen daraus angesichts der Komplexität von Planungsentschei­
dungen der hier in Rede stehenden Art zu ziehen sind, wird im 
Nachfoigenden unter V. näher zu erörtern sein, wenn es um die Ausfüllung 
der Lücke geht, die die Regelungen der §§ 73 VwVfG bzw. 18 FStrG 
jedenfalls nach der hier vertretenen Auffassung aufweisen. 

IV. ZUM ANWENDUNGSBEREICH DER REGELUNGEN ÜBER DAS 

VEREINFACHTE ÄNDERUNGSVERFAHREN 

Die Rechtsprechung und die Literatur zu den hierfür maßgeblichen Vor­
schriften der §§ 73 Abs. 8 VwVfG bzw. 18 Abs. 8 FStrG waren bislang nicht 
sehr ergiebig. Auch die Planfeststellungsrichtlinien17 geben unter Nr. 17 we~ 
nig her für eine nähere Interpretation dieser Regelungen. Zwischenzeitlich 
hat sich jedoch das Bundesverwaltungsgericht selbst geäußert und gerade die 
Regelungen des § 73 Abs. 8 VwVfG näher konkretisiert und erläutert. Diese 
Entscheidung18 bezieht sich auf ein Teilurteil des OVG Münster19, dem fol­
gende Fallkonstellation zugrunde lag: 

16 

17 

18 

19 

Zur näheren Umschreibung der "entscheidungserhebiichen Tatsachen" kann auf die 

Kommentierung zu § 28 VwVfG (vgl. Fußn. 15) veiwiesen werden. 

Allgemeines Rundschreiben Straßenbau Nr. 12/1984, VkBl. 1984, S. 189. 

BVerwG, Beschluß vom 12.6.1989-4 B 101.89-, noch nicht veröffentlicht. 

OVG Münster, Teilurteil vom 20.2.1989 - 23 A 952/86-. 
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Im Zuge einer Landesstraßenplanung wurden auf Grund von Einwen­
dungen einer betroffenen Stadt sowie privater Dritter Deckblätter zu den 
ausgelegten Plänen erstellt, nach denen zusätzlich ein Radweg vorgesehen 
werden sollte. Diese Deckblätter wurden unter anderem den Beteiligten zu­
gänglich gemacht, von denen zusätzliche Flächen benötigt wurden; hierzu ge­
hörte nicht der Kläger des betreff enden Verfahrens, da im Bereich seines 
Grundeigentums der Radweg über das Gelände der bisherigen Straße ge­
führt werden konnte. Der Kläger - ein Landwirt - trug unter anderem vor, 
wegen des Radwegs mit Grünstreifen zwischen Radweg und Fahrbahn werde 
sein Viehtrieb erschwert; es hätte ein vollständig neues Planfeststellungsver­
fahren durchgeführt werden müssen. Das Bundesverwaltungsgericht hat in 
jenem raü die Auffassung des Berufungsgerichts, es habe keiner erneuten 
Anhörung der Kläger zu den Änderungsplänen bedurft, im wesentlichen mit 
folgenden Erwägungen20 bestätigt: 

§ 73 Abs. 8 VwVfG NW verfolge eine verfahrensökonomische Zielset­
zung. Die Regelung erleichtere es der Planungsbehörde, auf die Ergebnisse 
des Anhörungsverfahrens zu reagieren und den darin vorgetragenen Interes­
sen entgegenzukommen. Diese Zielsetzung des Gesetzes würde verfehlt, 
wenn Drittbetroffene immer schon dann im vereinfachten Anhörungsverfah­
ren beteiligt werden müßten, wenn auch nach sorgfältiger Prüfung nicht mit 
Sicherheit auszuschließen sei, daß der Dritte aus irgendeinem denkbaren 
Gesichtspunkt heraus von der geänderten Planung stärker als von der ur­

sprünglichen Planung in seinen Rechten beeinträchtigt werden könne. Nach 
§ 73 Abs. 8 VwVfG NW seien Dritte nur dann zu beteiligen, wenn sie durch 
die Planänderung ("dadurch") in ihren Belangen erstmalig oder stärker als 
bisher berührt würden. Dabei brauchten nur die unmittelbaren Folgen der 
Planänderung selbst berücksichtigt zu werden. Anderenfalls wäre bei der 
prinzipiellen Verflochtenheit aller Belange in der Abwägung eine sinnvolle 
Begrenzung des Kreises der erneut zu Beteiligenden kaum noch zu bewerk-
stelligen. Der Vereinfachungszt„veck der Regelung v.räre dann nicht mehr ge= 

währleistet. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen eine solche Auslegung 
seien nicht begründet. Der auch durch das Verfahrensrecht zu gewährlei-

20 
BVerwG, Beschluß vom 12.6.1989 (Fußn. 18), S. 3/4 der Beschlußausfertigung. 
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stende Grundrechtsschutz werde nicht in Frage gestellt, wenn bei Änderun­
gen eines Planes nach § 73 Abs. 8 VwVfG NW, die das Gesamtkonzept nicht 
berühren, nur diejenigen erneut beteiligt würden, deren Belange durch die 
Planänderungen selbst unmittelbar berührt würden. 

Diesen maßgeblich auf den Vereinfachungszweck der Regelung und die 
mit ihr verfolgte verfahrensökonomische Zielsetzung abstellenden Ausfüh­
rungen ist uneingeschränkt zuzustimmen. Der 4. Senat des Bundesverwal­
tungsgerichts setzt damit konsequent seine Rechtsprechung fort, die für die 
rechtliche Würdigung komplexer Planungsentscheidungen den Vorrang einer 
- gelegentlich auch mit dem Wort "vernünftigerweise" umschriebenen - „le­
bensnahen Betrachtung•• betont21. Würden an die Möglichkeiten, Planände­
rungen im vereinfachten Änderungsverfahren zulässigerweise vornehmen zu 
können, überspannte Anforderungen gestellt, wäre damit keinem der Betei­
ligten gedient. Ziel von Planänderungen, die während eines noch laufenden 
Planfeststellungsverfahrens vorgenommen werden, ist es in aller Regel, im 
Anschluß an die Planauslegung gewonnenen Erkenntnissen und ggf. auch 

- n eingetretenen Anderungen der rechtlichen Vorgaben Rechnung zu tragen 
und damit eine Lösung zu ermöglichen, die den berührten Belangen besser 
als die Ursprungsplanung gerecht wird. Bei zu hohen verfahrensrechtlichen 
Anforderungen an die Durchführung von einzelnen Planänderungen würde 
die Bereitschaft des Planungsträgers zu solchen Verbesserungen - in aller 
Regel zu Lasten Betroffener - entscheidend geschmälert. 

Näherer Erörterung bedürfen die - an sich deutlichen und einleuchten­
den - Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts allerdings im Hinblick 
auf das Merkmal "durch die Planänderung selbst unmittelbar berührt": 

Dieses Merkmal ist unproblematisch, wenn die Planänderung einen zu­
sätzlichen Zugriff auf Eigentumsflächen Betroffener zur Folge hat; solcher­
maßen Betroffene müssen eindeutig nach den§§ 73 Abs. 8 VwVfG bzw. 18 
Abs. 8 FStrG zu der Änderung gehört werden. Problematisch erscheint je-

21 

22 

Vgl. zuletzt zur Bauleitplanung: BVerwG, Beschluß vom 18.7.1989 - 4 N 3.87 - BauR 

1989, 575. 

OVG Münster, Urteil vom 23.1.1989 (Fußn. 3), S. 18/19 der Urteilsausfertigung. 
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doch, ob der mit dem Begriff t•unmittelbar" angesprochene Kausalzusam­
menhang zwischen Planänderung und erstmaligem oder stärkerem Betrof­
fensein sich generell nicht auf solche Planauswirkungen beziehen soll, die -
jedenfalls nach üblichem Sprachgebrauch - als 11mittelbare" Planauswirkungen 
bezeichnet werden. Zu bedenken sind insoweit insbesondere zusätzliche bzw. 
verstärkte Immissionen, etwa wenn die Achse einer geplanten Straße in 
Richtung auf Wohngrundstücke verschoben wird. Fälle dieser Art sind in der 
Praxis nicht ungewöhnlich. Um in diesem Zusammenhang keine Verwirrung 
der Begriffe eintreten zu lassen, sollte der Satz, im vereinfachten Änderungs­
verfahren müßten nur diejenigen erneut beteiligt werden, "deren Belange 
durch die Planänderung selbst unmittelbar berührt werden1

', wie folgt präzi-
• . „ - „ . .„. . 'I • „ „ • • .... • ... ~ „„ „ 1 

s1en weraen: LU oetelllgen sma zum emen rueJemgen, rue unmnremar aurcn 
die Errichtung der festzustellenden Anlagen als solche gegenüber der ur­
sprünglich vorgesehenen Ausgestaltung des Vorhabens erstmalig oder stär­
ker als bisher berührt werden; zum anderen aber auch diejenigen, deren 
erstmaliges oder stärkeres Betroffensein unmittelbare Folge des bestim­
mungsgemäßen Betriebs der festzustellenden Anlagen ist. Damit sind auch 
die Betroffenen erfaßt, deren Beeinträchtigungen durch Immissionen sich 
infolge der Planänderung nachteilig verändern werden. 

Was den erforderlichen Grad der Betroffenheit bei betriebsbedingten 
Auswirkungen des Vorhabens angeht, erscheint allerdings folgende Konkre­
tisierung angezeigt: Insoweit ist bei wertender Betrachtung ein "stärkeres" 
Berührtsein privater Belange als bisher schon vom Ansatz her nicht anzu­
nehmen, wenn die zusätzlichen Immissionen sich in Bereichen bewegen, die 
allenfalls rechnerisch signifikant werden, sich aber praktisch nicht auswirken, 
etwa weil sie keinen zusätzlichen Schutzbedarf auslösen. Wird diese Schwelle 
jedoch mit der Folge überschritten, daß sich die Frage nach der erstmaligen 
oder deutlich verstärkten Errichtung von Schutzanlagen stellt23, so kann ein 
solches "stärker als bisher Berührtsein" nicht vernachlässigt werden. Der vom 
Bundesvenvaltungsgericht mit dem Wort "unmittelbar" angesprochene di-
rekte Kausalzusammenhang zwischen Planänderung und - zusätzlichem -
Betroffensein ist auch in diesen Fällen betriebsbedingter Betroffenheiten zu 

23 Vgl. hierzu unten VI. a). 
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beiahen. so daß auch die im Einwirkunl!Sbereich der verstärkten Immissions-„ „ Cl- - - - -

belastung ansässigen Betroffenen im vereinfachten Änderungsverfahren zu 
beteiligen sind. Dabei kann sich bei einer - unter Umständen nicht genau be­
stimmbaren - Vielzahl von Betroffenen ergeben, daß deren jeweilige persön­
liche Information nicht möglich ist und demgemäß eine - zumindest einge­
grenzte - Offenlegung und Erörterung der Änderungspläne zu erfolgen hat. 

V. ZUM GEBOT EINER ERNEUTEN PLANAUSLEGUNG 

Auch wenn - wie dargelegt - an die Durchführung von einzelnen Planän­
derungen keine zu hohen verfahrensrechtlichen Anforderungen zu stellen 
sind, bleibt noch die bereits zuvor angesprochene Frage zu erörtern, ob die 
gesetzlichen Regelungen der §§ 73 VwVfG bzw. 18 FStrG insoweit lücken­
haft sind, als es über den Anwendungsbereich des 11vereinfachten Änderungs­
verfahrens" hinaus Fälle gibt, in denen eine (erneute) Offenlegung und Er­
örterung der Änderungspläne zu erfolgen hat, und zwar selbst dann, wenn 
die Änderungspläne an sich keine zusätzlichen Beeinträchtigungen einzelner 
Privater zur Folge haben. In der Literatur wird hierzu etwa die Auffassung 
vertreten, daß es bei ausschließlichen und unzweifelhaften Verbesserungen in 
dem Sinne, daß z.B. durch eine Reduzierung des Vorhabens öffentliche Be­
lange oder Belange Dritter weniger betroffen werden, überhaupt keines er­
gänzenden Verfahrens, auch nicht eines vereinfachten Verfahrens nach § 73 
Abs. 8 VwVfG, bedarf24. Diese Auffassung erscheint auf den ersten Blick 
einleuchtend. Sie wird aber - bei näherer Betrachtung - nicht allen Fallkon­
stellationen gerecht. 

In seinen angeführten Entscheidungen vom 10. April 196825 und vom 12. 
Juni 198~6 hat das Bundesverwaltungsgericht bereits erwähnt, daß eine Än-

24 

25 

26 

Vgl. Kopp (Fußn. 15), § 73 Rdnr. 62. 

Fußn. 6. 

Fußn. 18. 
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derung der Pläne im Verhältnis zur Gesamtplanung "erheblich" bzw. daß 
durch Änderungen eines Plans "das Gesamtkonzept" der Planung berührt 
sein kann. In beiden Entscheidungen brauchte sich das Bundesverwaltungs­
gericht jedoch mit dem Erfordernis einer (erneuten) Auslegung und Erörte­
rung der Änderungspläne nicht näher auseinanderzusetzen. Demgegenüber 
stellte sich diese Frage in den unter 1. dargestellten beiden Beispielsfällen 
aber in aller Schärfe. Sie boten Anlaß, verstärkt darüber nachzudenken, 
wann Planänderungen - sei es ihrer Quantität, sei es ihrer Qualität nach - ein 
solches Ausmaß erreichten, daß unabhängig von den Auswirkungen der Än­
derungen auf einzelne Betroffene die Änderungspläne insgesamt auszulegen 
und zu erörtern sind. Das OVG Münster hat sich in seinen Entscheidungen 
über diese beiden Beispielsfälle auf den Standpunkt gestellt, daß im ersten 
Fall der Autobahnplanung die Änderungen durchaus noch im Rahmen ver­
einfachter Änderungsverfahren erfolgen konnten, daß im zweiten Fall der an 
die Autobahn angebundenen neuen Landesstraße jedoch die Änderungs­
pläne vor ihrer Feststellung hätten ausgelegt und erörtert werden müssen. 
Diesen Ergebnissen ist aus folgenden Gründen zuzustimmen: 

Macht man mit dem Erfordernis einer "substantiellen Anhörung1
' im dar­

gelegten Sinne - also als Gelegenheit, sich zu den "entscheidungserheblichen 
Tatsachen" äußern zu können - ernst, so ist bei komplexen Planungsentschei­
dungen der hier in Rede stehenden Art zu differenzieren zwischen einerseits 
solchen entscheidungserheblichen Tatsachen, die sich nur auf Detailfragen 
der Planung beziehen, und andererseits solchen, die für die Entscheidung 
über das Gesamtkonzept wesentlich sind. Ändern sich für die Entscheidung 
maßgebliche Tatsachen der erstgenannten Art, kann es in aller Regel mit ei­
nem vereinfachten Änderungsverfahren sein Bewenden haben. Anderes muß 
jedoch dann gelten, wenn die vorzusehenden Planänderungen das bislang 
verfolgte Gesamtkonzept der Planung in Frage stellen. Zu solchen Änderun­
gen müssen alle Planbetroffenen gehört werden, auch wenn sie im konkreten 
Fall durch die Änderung nicht zusätzlich nachteilig betroffen werden. Bei ei­
ner Änderung des Gesamtkonzepts der Planung verschiebt sich nämlich ge­
nerell das Gewicht der betroffenen Belange; eine solche Verschiebung des 
Gewichts der berührten Belange kann für die Planbetroffenen insbesondere 
auch insoweit von Bedeutung sein, als bei einer sachgerechten Abwägung die 
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einer Rücksichtnahme auf ihre Belam!e entsresrenstehenden Gesichtsounkte 
....... "-'"' ....... .&. 

nunmehr objektiv ein geringeres Gewicht haben und sich von daher nicht 
- oder jedenfalls nicht in dem ursprünglichen Umfang - gegenüber jenen 
durchsetzen können. 

Dieses Kriterium einer Änderung des Gesamtkonzepts der Planung für 
das Erfordernis einer (erneuten) Auslegung und Erörterung der Änderungs­
pläne entspricht den Grundsätzen, die auch in anderem Zusammenhang im 
Planfeststellungsrecht gelten. So ist der Vorbehalt einer nachträglichen Ent­
scheidung nach den §§ 74 Abs. 3 VwVfG bzw. 18 a Abs. 3 FStrG jedenfalls 
dann nicht zulässig, wenn die mit dem Vorbehalt unberücksichtigt gebliebe­
nen Belange ein solches Gewicht haben, daß die Planungsentscheidung 
nachträglich als unabgewogen erscheinen kann27, mithin wenn durch die 
nachträgliche Regelung des Vorbehalts das Gesamtkonzept der Planung 
wieder in Frage gestellt werden kann. Ebenso kommt die Nachholung einer 
Schutzauflage jedenfalls dann nicht in Betracht, wenn durch die Nachholung 
die Gesamtkonzeption der Planung in einem wesentlichen Punkt berührt 
wird28_ 

Das Gesamtkonzept der Planung ist damit gleichsam ein "Essential" der 
Planungsentscheidung. Es darf bei der abschließenden Planungsentscheidung 
nicht offen bleiben. Gleichermaßen müssen die Planbetroffenen vor der Ent­
scheidung Gelegenheit haben, sich zu diesem Gesamtkonzept erneut zu 
äußern, wenn es im Laufe des Planfeststellungsverfahrens wesentlich geän­
dert wird, und zwar unabhängig davon, ob die konkreten Planänderungen als 
solche den einzelnen Betroffenen in seinen Belangen erstmalig oder stärker 
als bisher berühren. 

Dementsprechend hat das OVG Münster in seiner Entscheidung über 
den ersten der zu 1. dargestellten Fälle hervorgehoben29

, die dort vorge­
nommenen Planänderungen beträfen ersichtlich nicht die Gesamtkonzeption 
der Planung, d. h. insbesondere nicht die Ausgestaltung der neuen Straßen-

27 

28 

29 

BVerwG, Urteil vom 18.12.1987 - 4 C 49.83 -, DVBI. 1988, 534 (536). 

BVerwG, Urteil vom 7.7.1978 - 4 C 79.76 -, BVetwGE 56, 110 (133). 

Fußn. 2, S. 5/6 der Beschlußausfertigung. 
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verbindung als vierstreifige Autobahn, die Linienführung nördlich von Arns­
berg und die Verknüpfung mit dem vorhandenen Straßennetz durch die im 
Planfeststellungsbeschluß mitgeregelten weiteren Straßenverbindungen. 
Demgegenüber ist in dem Urteil über den zweiten Beispielsfall u.a.30 ausge­
führt, die vorgesehenen Veränderungen ließen nicht nur das Gewicht der für 
das Vorhaben sprechenden Belange - und damit ihr im Planfeststellungsver­
fahren angenommenes Übergewicht über die privaten Belange (auch der 
Kläger) - in einem wesentlich anderen Licht erscheinen, als dies nach den 
offengelegten Plänen der Fall war, auch die Frage möglicher Trassenvarian­
ten hätte sich unter neuen Aspekten gestellt; ferner sei den zuständigen Be­
hörden die Möglichkeit genommen worden, die konkrete Ausgestaltung der 
festgesteiiten Straßenanlagen unter den geänderten Pianungsprämissen mit 
Blick auf die ihrer Obhut anvertrauten öffentlichen Belange wesentlich zu 
beeinflussen. 

VI. PRAKTISCHE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Beispielhaft sollen noch einige Schlußfolgerungen erläutert werden, die 
sich aus den dargelegten Grundsätzen auf praxisrelevante Planänderungen 
der angeführten Art ergeben: 

a) Bei nur marginalen Planänderungen ist selbst ein vereinfachtes Ände­
rungsverfahren entbehrlich: 

30 

So hätte sich im ersten Beispielsfall (1. a) hinsichtlich der zusätzlichen 
Brückenbauwerke sowie der Anlage des zusätzlichen Forstwirtschafts­
wegs ein erneuter Anhörungsbedarf ''mittelbar11 Betroffener unter dem 
Aspekt eventueller zusätzlicher betriebsbedingter Nachteile allenfalls 
ergeben, 

wenn wegen der zusätzlichen Lärmimmissionen ernsthaft die 
Frage zu erörtern war, ob ein bislang nahe an der Zumutbarkeits-

Fußn. 3, S. 20/21 der Urteilsausfertigung. 
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schwelle liegender Gesamtpegel erstmals diese Schwelle über­
schreiten würde (insoweit sind die zugrundeliegenden lärmtechni­
schen Berechnungen allerdings "entscheidungserhebliche Tatsa­
chen" im dargelegten Sinne) oder 

wenn bereits vorgesehene Lärmschutzanlagen mehr als nur ge­
ringfügig (Größenordnungen im Bereich von Zentimetern dürften 
hierfür nicht ausreichen) zu ändern waren. 

Sonstige "mittelbare" Betroffenheiten, wie etwa eventuelle zusätzliche 
"Verschattungen" angrenzender landwirtschaftlicher Nutzflächen 
u. a. m., konnten jedenfalls vernachlässigt werden. Anzuhören waren 
allerdings diejenigen, deren Grundeigentum zusätzlich in Anspruch ge­
nommen werden sollte. 

b) Für die Frage, ob es mit einem vereinfachten Änderungsverfahren sein 
Bewenden haben kann oder ob eine erneute Planauslegung geboten ist, 
kommt es auf die Qualität der Planänderungen an, nicht hingegen auf 
deren Anzahl. Auch eine Vielzahl von Planänderungen, die entspre­
chend den dargelegten Grundsätzen im vereinfachten Änderungsverfah­
ren vorgenommen werden können, läßt nicht die Quantität gleichsam in 
eine andere Qualität umschlagen mit der Folge, daß nur wegen der 
Vielzahl von Planänderungen eine erneute Offenlegung zu erfolgen hat. 

c) Ob eine Änderung des Gesamtkonzepts der Planung vorliegt, die eine 
erneute Offenlegung gebietet, ist abstrakt nur schwer feststellbar. Das 
Vorliegen dieses Merkmals hängt maßgeblich auch vom Umfang des 
Vorhabens ab, so daß bei gewichtigeren Vorhaben auch Planänderun­
gen größeren Umfangs noch nicht das Gesamtkonzept in Frage stellen, 
während bei Vorhaben kleinerer Art auch relativ geringe Planänderun­
gen schon das Gesamtkonzept tangieren können. Praktische Anhalts­
punkte für das Vorliegen einer Änderung des Gesamtkonzeots sind ins-
..... - flo...."' .._ 

besondere Umstände folgender Art: 

Reduzierung der Verkehrsbedeutung der Straße mit der Folge, 
daß sich etwa die Frage stellt, ob der Querschnitt reduziert oder 
die Trassierungselemente geringer gehalten werden können, etwa 
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wenn eine beabsichtigte Weiterführung des Vorhabens endgültig 
aufgegeben wird; 

Änderungen der Streckencharakteristik etwa durch Verzicht auf 
vollständige Anbaufreiheit oder auf die Festlegung als reine 
Kraftfahrstraße, so daß beispielsweise die Zulassung (weiterer) 
Zufahrten oder die Rücksichtnahme auf weitere Straßenbenutzer 
(Radfahrer, landwirtschaftliche Fahrzeuge u. a. m.) in Betracht 
kommt; 

Vorsehen kostenträchtiger Änderungen ( z. B. Tunnelführung), die 
bisher unter Kostengesichtspunkten abgelehnte Alternativen 
durchaus erwägenswert erscheinen lassen; diese Voraussetzung 
war im Fall der A 46 allerdings zu verneinen, da zum einen die zu­
sätzlichen Tunnelkosten angesichts der Kosten des Gesamtobjekts 
nicht maßgeblich ins Gewicht fielen und zum anderen sich auch 
nicht die Frage dann kostengünstigerer Alternativen stellte; 

Eine Änderung des Gesamtkonzepts kann schließlich auch dann 
anzunehmen sein, wenn neue Netzverknüpfungen vorgesehen oder 
vorhandene Straßenverbindungen erstmalig unterbrochen werden 
sollen; in Fällen dieser i~Jt kann sich et"„va die Nottyvendigkeit \1öllig 

neuer Immissionsprognosen ergeben, auch können jedenfalls bei 
Netzänderungen gravierender Art etwa die Auswirkungen auf die 
Anbindung Betroffener an das allgemeine Wegenetz nicht ver­
nachlässigt werden. 

d) Wird das Gesamtkonzept der Planung in äußerst gravierendem Maß 
geändert, kann sich schließlich auch die bislang noch nicht erörterte 
Frage stellen, ob das eingeleitete Planfeststellungsverfahren formell ein­
zustellen und ein völlig neues Planfeststellungsverfahren einzuleiten ist. 
Von praktischer Relevanz ist diese Frage vornehmlich unter einem 
Aspekt: Wird ein eingeieitetes Planfeststellungsverfahren formell einge­
stellt, so endet damit auch eine - mit Beginn der Auslegung der Pläne 
etwa nach § 9 a Abs. 1 Satz 1 FStrG in Kraft getretene - Veränderungs­
sperre. Eine neue Veränderungssperre beginnt dann erst, wenn die 
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- neuen - Pläne ausgelegt werden. Es kann sich somit zwischen formel­
lem Einstellungsbeschluß und erneuter Auslegung eine zeitliche Lücke 
ergeben, in der Veränderungen im Trassenbereich bzw. im Bereich der 
Anbauverbotszone (vgl. § 9 Abs. 4 FStrG) vorgenommen werden kön­

nen. Angesichts dieser Auswirkungen wird allerdings die Neigung, das 
eingeleitete Planfeststellungsverfahren zunächst formell einzustellen, 
um sodann mit Übersendung der neuen Pläne an die Anhörungsbehör­
de ein neues Verfahren einzuleiten, nicht sehr groß sein. Gleichwohl er­
scheint eine solche Vorgehensweise dann geboten, wenn endgültig fest­
steht, daß das ursprünglich geplante Vorhaben endgültig aufgegeben 
ist31. Anhaltspunkte hierfür können sich aus den Festlegungen der ge­
setzlich normierten Bedarfspläne ergeben32

, etwa wenn nach diesen Be­

darfsplänen das Vorhaben selbst eine neue rechtliche Qualität erhalten 
soll (Planung nur noch einer Bundesstraße anstelle einer Bundesauto­
bahn) oder wenn eine der ursprünglichen Planung zugrunde gelegte 
weiterführende Netzkonzeption aufgegeben ist, so daß ein zunächst 
noch als Bestandteil einer weiträumigen Verbindung konzipierter Strek­
kenabschnitt nunmehr nur noch räumlich begrenzt durchgeführt werden 
soll33. 

Vgl. BVeiwG, Urteil vom 11.4.1986- 4 C 53.82- DVBl. 1986, 1007 (1008) zu der Frage, 

wann eine Aufgape des Vorhabens anzunehmen ist. 

Vgl. hierzu den Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen sowie für das Land Nordrhein­

Westfalen den Landesstraßenbedarfsplan. 

Zu denken wäre etwa daran, daß nach Planung des Teilabschnitts einer weiträumigen 

neuen Straßenverbindung die weiträumige Verbindungsfunktion der ursprünglich vor­

gesehenen Anschlußstrecken endgültig aufgegeben wird und dem planfestzustellenden 

Teilstück nur noch örtliche Bedeutung (etwa als lokale Umgehungsstraße) zukommt. 

Der zweite Beispielsfall (1. b) wäre wohl dieser Kategorie zuzuordnen, wobei eine sol­

che rechtliche Wertung letztlich auf das Ergebnis - Rechtswidrigkeit der Planung we­

gen fehlender Anhörung und Erörterung bezüglich des neuen Planungskonzepts - ohne 

Einfluß ist. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

1. Das Anhörungsverfahren dient aus der Sicht der Planfeststellungsbe­
hörde der Sammlung des Abwägungsmaterials; es soll die Planfeststel­
lungsbehörde in die Lage versetzen, im Rahmen der von ihr zu treffen­
den Abwägungsentscheidung von allen abwägungserheblichen Gesichts­
punkten Kenntnis zu erhalten und sie in ihre Entscheidung über die 
Zulassung des Plans einstellen zu können. 

2. Aus der Sicht der Planbetroff enen ist das Anhörungsverfahren Mittel 
zur Gewährung rechtlichen Gehörs. Diese Funktion beschränkt sich 
nicht darauf, daß die Planbetroffenen sich nur artikulieren und die kon­
kreten Auswirkungen der Planung auf ihre Belange darlegen können; 
den Betroffenen muß auch eine substantielle Einflußnahme auf die Pla­
nungsentscheidung möglich sein. 

3. Substantiell in diesem Sinne ist eine Anhörung dann, wenn die Betrof­
fenen Gelegenheit hatten, sich zu den entscheidungserheblichen Tat­
sachen zu äußern. 

4. Hinsichtlich der entscheidungserheblichen Tatsachen ist zu differenzie­
ren zwischen soichen, die sich nur auf Uetaiifragen der Pianung bezie­
hen, und solchen, die für die Entscheidung über das Gesamtkonzept der 
Planung wesentlich sind. 

5. Sollen Detailfragen der Planung geändert werden, kann es mit einem 
vereinfachten Änderungsverfahren nach den §§ 73 Abs. 8 VwVfG bzw. 
18 Abs. 8 FStrG sein Bewenden haben. 

6. Bei der Entscheidung, wer am vereinfachten Änderungsverfahren zu 
beteiligen ist, brauchen nur die unmittelbaren Folgen der Planänderung 
selbst berücksichtigt zu werden, wobei sowohl die Errichtung der festzu­
stellenden Anlagen als auch deren Betrieb zu berücksichtigen sind. Zu 
beteiligen sind demnach zum einen diejenigen, die unmittelbar durch 
die Errichtung der festzustellenden Anlagen als solche gegenüber der 
ursprünglich vorgesehenen Ausgestaltung des Vorhabens erstmalig oder 
stärker als bisher berührt werden; zum anderen aber auch diejenigen, 
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deren erstmaliges oder stärkeres Betroffensein unmittelbare Folge des 
bestimmungsgemäßen Betriebs der festzustellenden Anlagen ist. 

7. Bei marginalen Veränderungen unmittelbarer betriebsbedingter Be­
troff enheiten ist selbst ein vereinfachtes Änderungsverfahren entbehr­
lich. 

8. Stellen die vorzusehenden Planänderungen das Gesamtkonzept der 
Planung in Frage, müssen zu den Änderungen alle Plan betroffenen ge­
hört werden, auch wenn sie durch die Änderung nicht zusätzlich nach­
teilig betroffen werden; die Änderungspläne sind (erneut) auszulegen 
und zu erörtern. 

9. Eine solche Änderumz des Gesamtkonzeots ist beisoielsweise dann an-
...., .1. .1. 

zunehmen, wenn die Verkehrsfunktion der Straße oder auch ihre be-
sondere Charakteristik wesentlich geändert werden soll, wenn die 
Planänderung die bisherigen Prüfungen von Planungsalternativen (z. B. 
auch unter Kostengesichtspunkten) in einem neuen Licht erscheinen 
läßt oder wenn die Planänderung maßgebliche Auswirkungen auf die 
Netzgestaltung im Umfeld des Vorhabens hat. 

10. Ist das bisher geplante Vorhaben endgültig aufgegeben, so ist das bis­
lang eingeleitete Planfeststellungsverfahren förmlich einzustellen und 
ein neues Planfeststellungsverfahren einzuleiten. 
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AUFHEBUNG VON PLANFESTSTELLUNGS-
.. 

BESCHLUSSEN 

Von Klaus Grnpp 

Im Hinblick auf den Gegenstand des Forschungsseminars "Abweichungen 
von der Planfeststellungtl könnte und sollte das im Programm mit den Wor­

ten ;;Aufhebung von Pianfeststellungsbeschlüssen;; bezeichnete Thema mei­

nes Referats der Klarheit halber ergänzt werden um den Zusatz: "durch die 

Verwaltung"; denn nur darum kann es gehen, wenn in engem Zusammen­
hang mit Planänderungen vor Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses und mit 

dem Verzicht auf Planfeststellung die Aufhebung von Planfeststellungsbe­

schlüssen erörtert werden soll. Ich werde mich deshalb im folgenden lediglich 

mit einigen Aspekten der Abweichung von der Planungsentscheidung nach 

ihrem Erlaß befassen. 

Die Aufhebung von Planfeststellungsbeschlüssen durch die Verwaltung 

hat Rechtsprechung und Wissenschaft bisher, soweit ersichtlich, kaum be­

schäftigt; die einschlägigen Vorschriften, obwohl in der administrativen Pra­

xis durchaus nicht ohne jede Bedeutung1
, haben nur selten in gerichtliche 

Entscheidungen2 Eingang gefunden und werden in deren Begründungen 

1 

2 

Vgl. auch Hans Carl Fickert, Planfeststellung für den Straßenbau, 1978, Erl. PlafeR Nr. 

33 Tn. 1, der darauf hinweist, daß schon vor der gesetzlichen Normierung der Aufhe­

bung durch § 18 d FStrG und§ 77 VwVfG in entsprechender Weise verfahren worden 

sei. 

Vgl. OVG Münster, Urt. v. 30.8.1979 - IX A 1599/78 - und v. 15.2.1984 - 9 A 1489/80 -

(beide nicht veröffentlicht), sowie VGH München, Urt. v. 8.3.1985 - 20 B 81 D. 1 -, 

BayVBL 1985, 399, BVerwG, Urt. v. 11.4.1986 - 4 C 53.82 -, DVBL 1986, 1007, und 

VGH Mannheim, Urt. v. 27.8.1987 - 5 S 2646/86 -, UPR 1988, 77; s. auch BVerwG, 
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ebenso wie in den Darstellungen und Erläuterungen zum Planfeststellungs­
recht allenfalls recht knapp behandelt. Auf den ersten Blick scheint auch kein 
Anlaß zu eingehenderer rechtlicher Befassung mit diesem Gegenstand zu be­
stehen - die vom Gesetzgeber getroffene Regelung wirft allem Anschein nach 
keine Fragen auf oder lediglich solche, die unschwer zu beantworten sind, 
doch zeigt sich bei näherer Betrachtung, daß der Schein - wie so oft - trügt; 
denn die wenigen kurzen Äußerungen sind teilweise inkonsistent und können 
daher sachgerechte Problemlösungen verhindern. 

1. PROBLEMSTELLUNG 

§ 77 VwVfG enthält - fast wörtlich übereinstimmend mit § 18 d FStrG - in 
Satz 1 eine ausdrückliche Verpflichtung der Planfeststellungsbehörde, den 
Planfeststellungsbeschluß aufzuheben, wenn das Vorhaben, mit dessen 
Durchführung begonnen worden ist, endgültig aufgegeben wird; nach Satz 2 
der Vorschrift sind in dem Aufuebungsbeschluß erforderliche Folgenbeseiti­
gungsmaßnahmen anzuordnen und gemäß Satz 3 kann die Behörde, wenn 
derartige Maßnahmen durch Veränderungen auf einem benachbarten 
Grundstück nach Abschluß des Planfeststellungsverfahrens notwendig wer­
den, dem Träger des Vorhabens auferiegen, geeignete Vorkehrungen (aller­
dings grundsätzlich auf Kosten des Eigentümers dieses Grundstücks) zu 
treffen. Nach nahezu einhelliger Ansicht besteht die Verpflichtung der Plan­
feststellungsbehörde zur Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses - über 
den Wortlaut der Bestimmung hinaus - auch dann, wenn das Vorhaben schon 
vor dem Beginn seiner Durchführung endgültig aufgegeben wird3

, wobei 

3 

Urt. v. 23.1.1981 - 4 C 68.78 -, BVeiwGE 61, 307, und v. 5.12.1986 - 4 C 13.85 -, 

BVerwGE 75, 214, sowie VGH München, Beseht. v. 15.3.1988 - 8 CS 88.00196 -, NVwZ 

1989, 685. 

Vgl. BVerwG DVBl. 1986, 1007 (1008); Fickert, a.a.0. (FN 1), Erl. PlafeR Nr. 33 Tn. 1; 

lost-Dietrich Busch in Hans-Joachim Knack (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz, 

Kommentar, 3. Aufl. 1989, § 77 Anm. 3.4; Ferdinand 0. Kopp, Verwaltungsverfahrens­

gesetz, 4. Aufl. 1986, § 77 Rdnr. 3; Ernst A. Marschall/H. Wolfgang Schroeter/Fritz 

Kastner, Bundesfernstraßengesetz, 4. Aufl. 1977, Anm. zu § 18 d; Klaus Obermayer, 
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wohl überwiegend angenommen wird, daß§ 77 Satz 1 VwVfG analog anzu­
wenden ist4. Einer teilweise vertretenen, vom Bundesverwa/P„mgsgericht5 

allerdings abgelehnten Auffassung zufolge soll die Pflicht zur Aufhebung 
ausschließlich im öffentlichen Interesse bestehen, d. h. weder der Träger des 
aufgegebenen Vorhabens noch die durch den Planfeststellungsbeschluß in 
ihren Rechten Betroffenen sollen die Aufhebung verlangen können6

• 

Eine Regelung über die Aufhebung von Planfeststellungsbeschlüssen 
durch die Verwaltung ist auch - wenngleich nicht ausdrücklich - in den Vor­
schriften des§ 76 VwVfG und des§ 18 c FStrG enthalten, die die P/anände­

rung nach Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses, aber vor Fertigstellung des 
Vorhabens betreffen; denn eine Änderung bedeutet in den meisten Fällen 
die partielle Aufhebung des vorangegangenen Beschlusses, vielfach verbun­
den mit neuen Festsetzungen7

. Eine Planänderung in diesem Sinne stellt 
auch die nachfolgende Beifügung vorbehaltener Teilentscheidungen oder 

4 

5 

6 

7 

Kommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz, 1983, § 77 Rdnr. 8; Carl Hermann Ule/ 

Hans-Werner Laubinger, Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Aufl. 1986, S. 305; ähnlich -

Zulässigkeit der Aufhebung auf Antrag des Trägers des Vorhabens - Heinz Joachim 

Bonk in Paul Stelker..s/Heir.z Joachim Bonk/Klaus Leonhardt, Vern.12ltungsverfahretlS= 

gesetz, Kommentar, 2. Aufl. 1983, § 77 Rdnr. 9; a. A. Hans Meyer in Hans Meyer/ 

Hermann Borgs-Maciejewski, Verwaltungsverfahrensgesetz, 2. Aufl. 1982, § 77 Rdnr. 2. 

So Kopp, ebd., Bonk, ebd., und Ule/Laubinger, ebd„ während Obermayer, ebd., von ei­

ner unmittelbaren Anwendung ausgeht; ebenso wohl BVe:rwG DVBI. 1986, 1007 

(1008); offen gelassen bei Busch, ebd„ und Pickert, ebd. 

DVBL 1986, 1007 (1009). 

So ausdrücklich Pickert, a.a.0. (FN 1), Erl. PlafeR Nr. 33 Tn. 2; im Ergebnis ebenso 

wohl Kopp, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 4; Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. (FN 3), § 77 

Rdnr. 2, 3; Obermayer, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 15, 16; Bonk in Stelkens/ 

Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 10; dezidiert gegenteiliger Meinung Ule/ 
Laubinger, a.a.0. (FN 3), S. 306; Siegfried Broß, Überlegungen zur Stellung der Betei­

ligten im (fern-)straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahren, in: DÖV 1985, 513 ff. 

(517); s. auch Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 77 Anm. 4. 

Vgl. Pickert, ebd., Erl. PlafeR Nr. 24 Tn. 14, Nr. 34 Tn. 3; s. auch Bonk, ebd., § 76 Rdnr. 

6, und Busch, ebd., § 76 Anm. 4.1, § 77 Anm. 4.1. 
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nachträglich erforderlich werdender Schutzmaßnahmen dar8, während es 
sich bei der Nachholun2 nicht notwendi2er Teilmaßnahmen. die zunächst 
nicht oder in anderer W cise vorgesehen w~en, um eine Ergän~ng handelt9• 

Neben diesen Bestimmungen über die Aufhebung von Planfeststellungs­
beschlüssen sollen freilich nach ganz herrschender Ansicht in Literatur und 
Rechtsprechung10 noch die §§ 48 und 49 VwVfG Anwendung finden. Als 
Konsequenz dieser Auffassung können sowohl der Träger des Vorhabens als 
auch die durch den Planfeststellungsbeschluß in ihren Rechten Betroffenen -
noch nach Eintritt der Bestandskraft - von der Planfeststellungsbehörde ver­
langen, eine fehlerfreie Ermessensentscheidung darüber zu treffen, ob der 
Beschluß vollständig oder teilweise aufgehoben werden soll, und dieser An­

spruch kann erforderlichenfalls gerichtlich durchgesetzt werden; denn nach 
weithin übereinstimmender Meinung ergibt sich aus § 48 Abs. 1 sowie § 49 

8 

9 

10 

Vgl. BVerwGE 61, 307 (308, 311); Fickert, ebd., Erl. PlafeR Nr. 36 Tn. 10; Kopp, a.a.O. 

(FN 3), § 75 Rdnr. 15, § 76 Rdnr. 1, 3; Marscha/l/SchroeterfKastner, a.a.O. (FN 3), § 17 

Anm. 13 a. E.; Obermayer, a.a.0. (FN 3), § 76 Rdnr. 9 ff.; (teilweise) abweichend Bonk, 

ebd., § 76 Rdnr. 7; Busch, ebd„ § 75 Anm. 6.4.4; Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. (FN 3), 

§ 76 Rdnr. 1; Ule/Laubinger, a.a.0. (FN 3), S. 2881 291, 297. 

Ficken, ebd.1 Erl. PlafeR Nr. 24 Tn. 14. 

VG München BayVBI. 1985, 399 (399 f.); VGH Mannheim UPR 1988, II (78 f.); OVG 

Münster, Urt. v. 30.8.1979 (FN 2)1 UA S. 20, und Urt. v. 15.2.1984 (FN 2), UA S. 13; 

Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3)1 § 72 Rdnr. 42, § 74 Rdnr. 17, § 75 

Rdnr. 26, § 76 Rdnr. 6 (s. aber§ 77 Rdnr. 5); Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 72 Anm. 

6.3, § 76 Anm. 3.5.1, § 77 Anm. 2.3.2; Fickert, ebd., PlafeR Erl. Nr. 34 Tn. 7; Kopp, 
a.a.O. (FN 3), § 72 Rdnr. 4 f., § 75 Rdnr. 2, § 76 Rdnr. 2; Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. 

(FN 3), § 72 Rdnr. 16, § 75 Rdnr, 19, § 76 Rdnr. 4, § 77 Rdnr. 6; Ulejl.Aubinger, a.a.O. 

(FN 3), S. 247, 248, 304, 305; Günter Korbmacher, Plangewährleistung und Vertrauens­

schutz, in: WiVerw. 1979, 37 ff. (45 f.); J. Wilfried Kügel, Der Planfeststellungsbeschluß 

und seine Anfechtbarkeit, 1985, S. 41; s. auch schon Fritz Ossenbühl, Welche normati­

ven Anforderungen stellt der Verfassungsgrundsatz des demokratischen Rechtsstaates 

an die planende staatliche Tätigkeit, dargestellt am Beispiel der Entwicklungsplanung?, 

Gutachten für den 50. Deutschen Juristentag, Bd. I, 1974, S. B 1 ff. (B 199), und Wer~ 

ner von Simson, Planänderung als Rechtsproblem, in: Joseph H. Kaiser (Hrsg.), Pla· 

nung 1, 1965, S. 405 ff. (410, 413 ff.); anders dagegen ObermayerJ ebd.1 § 48 Rdnr. 4, 

§ 49 Rdnr. 4, § 50 Rdnr. 3, § 72 Rdnr. 33. 
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Abs. 1 und 2 VwVfG ein formelles subjektives öffentliches Recht eines Be­
troffenen auf Ausübung des der Behörde hiernach eingeräumten Ermessens 
und in Fällen einer völligen Ermessensreduzierung sogar ein Aufhebungsan­
spruch11. Dementsprechend hat das OVG Münster in einem unveröffentlich­
ten Urteil aus dem Jahre 198412 die Planfeststellungsbehörde verpflichtet, 
über den Antrag einer Gemeinde auf Änderung eines Planfeststellungsbe­
schlusses zu entscheiden, durch den der Plan für den Neubau des ersten 
Streckenabschnitts einer Landesstraße festgestellt worden war, der nach sei­
ner Fertigstellung wegen der zwischenzeitlich eingetretenen Ungewißheit 
über den Bau des weiteren Streckenabschnitts zu einer erheblichen Zunahme 
des Durchgangsverkehrs im Gebiet der Klägerin auf unbestimmte Dauer 
geführt hätte. In seiner Begründung ging das Gericht davon aus, § 76 VwVfG 
NW lege nicht fest, an welche materiellen Voraussetzungen eine Planände­
rung gebunden sei, so daß ergänzend die Vorschriften der §§ 48 ff. VwVfG 
NW heranzuziehen seien 13

; aufgrund dessen stehe es zwar im Ermessen der 
Planfeststellungsbehörde, ob und in welchem Umfang der Planfeststellungs­
beschluß gemäß§ 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG NW geändert werde, aber dabei 
müßten die Belange der klagenden Gemeinde berücksichtigt werden14

. In 
ähnlicher Weise hat der VGH Mannheim in einer Entscheidung aus dem 
Jahre 198715 angenommen, die von einem straßenrechtlichen Planfeststel­
lungsbeschluß Betroffenen könnten gegenüber der Planfeststellungsbehörde 
einen Anspruch auf fehlerfreie Ermessensentscheidung über den Widerruf 
des Planfeststellungsbeschlusses gemäß § 49 L VwVfG geltend machen, wenn 

11 

12 

13 

14 

15 

Vgl. nur Paul Stelkens in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3), § 48 Rdnr. 11, § 49 

Rdnr. 5; Walter Klappstein in Knack, a.a.0. (FN 3), § 48 Anm. 5.6, 6.1, § 49 Anm. 5.1; 

Kopp, ebd„ § 48 Rdnr. 36 f„ § 49 Rdnr. 12; Meyer, ebd„ § 48 Rdnr. 74, § 49 Rdnr. 11, 
37; Obermayer, ebd„ § 48 Rdnr. 22, § 49 Rdnr. 15; Ule/Laubinger, ebd., S. 427, 451; s. 

aus der Rechtsprechung schon vor Inkrafttreten des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

beispielsweise BVerfGE 27, 297 (307); BVerwGE 44, 333 (335). 

Urt. V. 15.2.19"ö4 (Pi~ 2). 

Ebd., VA S. 13. 

Ebd„ UA S. 15. 

UPR 1988, 77 (78). 



32 

der Beschluß wegen nachträglicher Veränderung der Planungsgrundlagen 

seine planerische Rechtfertigung verloren habe; zur Begründung wurde mit 
einem Hinweis auf die Literatur lediglich ausgeführt, die Anwendung der 
Widerrufsvorschrift sei im Planfeststellungsverfahren nicht ausgeschlossen. 
Ebenfalls unter Berufung auf das Schrifttum hatte das OVG Münster bereits 

im Jahre 1979 in einem nicht veröffentlichten Urteil16 die Rechtmäßigkeit 
einer Planänderung17 aus § 49 VwVfG NW hergeleitet, der neben § 48 
VwVfG NW - und ergänzt durch die Ermächtigung der Verwaltung zur Pla­
nung - die materiell-rechtliche Zulässigkeit der Änderung von Planfeststel­
lungsbeschlüssen regele, während§ 76 VwVfG NW ebenso wie§ 18 c FStrG 
(nur) das Verfahren der Planänderung betreffe, und der VGH München18 

hat im Rechtsstreit um die Planfeststellung für den Flughafen München II im 
Jahre 1985 lediglich unter Verweis auf Art. 72 Abs. 1 BayVwVfG angenom­
men, die Planfeststellungsbehörde sei nach Art. 48 Abs. 1, Art. 49 Abs. 4 und 
insbesondere Art. 50 BayVwVfG befugt gewesen, von Amts wegen einen 
Planfeststellungsbeschluß ganz oder teilweise aufzuheben, während das Bun­
desverwaltungsgericht19 im Revisionsverfahren diese Frage ausdrücklich 

offen gelassen hat. 

Die Äußerungen in der Literatur20, auf die sich die Gerichte zur An­

wendbarkeit der §§ 48 und 49 VwVfG neben - oder ergänzend zu - den 
Planfeststellungsvorschriften beziehen, sind allerdings durchweg unergiebig. 
Eine der ausführlichsten Begründungen zur Befürwortung einer Anwendung 
findet sich bei Korbmache?-1

, der 1979 lediglich feststellte, die zur Frage nach 
Zulässigkeit und Rechtsfolgen der Rücknahme und des Widerrufs von Ver­
waltungsakten 11zunächst in der Rechtsprechung herausgebildeten und für das 

16 
17 

18 
19 

20 

21 

Vom 30.8.1979 (FN 2), UA S. 20. 

Verzicht auf die Errichtung von Stützmauern sowie die Verlegung eines Baches und 

stattdessen die Anlegung einer Böschung sowie die Errichtung einer Brücke an ande­

rer Stelle wegen geänderter Baupläne des betroffenen Unternehmers. 

BayVBL 19RI\, 399 (399 f.). 

E 75, 214 (220). 

Vgl. die Nachweise in FN 10. 

A.a.O. (FN 10), S. 45 f. 
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Bundesrecht nunmehr in den §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes positivierten Regeln gelten uneingeschränkt auch für Verwaltungsakte 
mit planerischem Entscheidungsgehalt, soweit nicht etwa speziellere Vor­
schriften in den die Verwaltung zur Planung ermächtigenden Gesetzen vor­
gehen". Die knappen Bemerkungen anderer Autoren unterscheiden sich 
nicht wesentlich hiervon; beispielsweise heißt es bei Busch22 

- der u. a. auf 
Korbmacher verweist - lediglich: "Es besteht kein Grund, den Planfeststel­
lungsbeschluß von den Vorschriften über die Wirksamkeit und Bestandskraft 
des VA auszunehmen ... Die Vorschriften über Änderung und Aufhebung ei­

nes Planfeststellungsbeschlusses nach §§ 76 und 77 treten ergänzend zu §§ 48 
und 49 hinzu." Seine gegenteilige, vereinzelt gebliebene Auffassung hat 
Obennayer ähnlich kurz begründet23

; Der Anwendungsbereich des § 48 
VwVfG - ebenso wie des§ 4~ - sei für das Planfeststellungsverfahren einge­
schränkt durch die Vorschriften der §§ 75 Abs. 2, 76 und 77, die deutlich 
machten, daß angesichts der umfassenden Verfahrensgarantien des Planfest­
stellungsverfahrens und der weitreichenden Auswirkungen des Planfeststel­
lungsbeschlusses für die Geltung der allgemeinen Rücknahme- und Wider­
rufsbestimmungen der §§ 48 f. nach Unanfechtbarkeit des Planfeststellungs­
beschlusses kein Raum sei; sie würden durch die Sonderregelungen der§§ 75 

& „ - -- „ -- • „ . '-~ Abs. L, · 10 unct · r 1 cterogiert-. 

Aufgrund der Kargheit der Argumente vermag nur eine etwas eingehen­
dere Betrachtung Aufschluß darüber zu geben, ob und inwieweit die Plan­
feststellungsvorschriften im Verhältnis zu den allgemeinen Autbebungsbe­
stimmungen Spezialregelungen darstellen. Die Erwägungen hierzu können 
auch zur Beantwortung der (sicherlich nicht ganz unwesentlichen) Frage 
beitragen, ob die verbreitete Annahme zutrifft, daß der einzelne von der 
Planfeststellungsbehörde zwar nicht die Aujlwbung des Planfestste//ungsbe­

sch/usses filr ein aufgegebenes Vorhaben, aber eine fehlerfreie Ennessensent­

scheidung über eine Aufhebung in anderen Fällen noch nach Eintritt der Be-

22 

23 

24 

In Knack, a.a.0. (FN 3), § 72 Anm. 6.3. 

A.a.O. (FN 3), § 48 Rdnr. 4. 

Ebd., § 49 Rdnr. 4. 

Ebd., § 72 Rdnr. 33. 
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standskraft verlangen kann, und in diesem Zusammenhang wird sich ebenso 
klären lassen, welche Bedeutung dem Ausschluß der Anwendbarkeit des § 51 
VwV/G im Planfeststellungsverfahren zukommt. 

II. ZUR ANWENDBARKEIT DER §§ 48, 49 VwVfG IN DER PLAN­

FESTSTELLUNG 

Ausgangspunkt der Überlegungen muß § 72 Abs. 1 VwVfG sein, wonach 
für ein durch Rechtsvorschrift angeordnetes Planfeststellungsverfahren die 
§§ 73 bis 78 und, soweit sich aus ihnen riichts Abweichendes ergibt, die übri­
gen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes gelten. In der Begrün­
dung des Gesetzentwurfs26 ist hierzu ebenso kurz wie nichtssagend ausge­
führt, da der Abschnitt 2 nur die Besonderheiten des Planfeststellungsverfah­
rens regele, fänden daneben grundsätzlich auch die sonstigen Vorschriften 
des Gesetzes Anwendung. Zutreffend ist im Schrifttum, dessen Anmerkun­
gen zu dieser Regelung meist ebenfalls sehr knapp ausfallen27

, hervorgeho­
ben worden28

, daß die Anordnung subsidiärer Geltung des gesamten Geset-
zes unter einem ausdrücklichen und einem impliziten Vorbehalt steht: Zum 

einen dürfen die sonstigen Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgeset­
zes nicht durch die §§ 73 ff. als Leges speciales verdrängt werden, zum anderen 
müssen sie ihrem Sinn nach überhaupt auf das Planfeststellungsverfahren an­
wendbar sein. 

Die Kennzeichnung des Verhältnisses der §§ 76 und 77 VwVfG zu den 
allgemeinen Regelungen über die Aufhebung von Verwaltungsakten erfolgt 

26 

27 

Entwurf eines Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), BT-Drucks. 7 /910, S. 87 (Zu 

§ 68 -Ausdrückliche Anordnung des Planfeststellungsverfahrens). 

Vgl. z.B. Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.0. (FN 3), § 72 Rdnr. 27 ff.; Busch in 

Knack, a.a.O. (FN 3), § 72 Anm. 6; Kopp, a.a.O. (FN 3), § 72 Rdnr. 3; Meyer in 

Meyer/Borgs, a.a.O. (FN 3), § 72 Rdnr. 16; Obennayer, a.a.O. (FN 3), § 72 Rdnr. 2.5, 

30; Ule/Laubinger, a.a.O. (FN 3), S. 247. 

Meyer, ebd. 
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durch die Literatur indes - mit Ausnahme der Stellungnahme Obennayers29
, 

der eindeutig Spezialität der Planfeststellungsvorschriften annimmt - weitge­
. hend ungenau: So geht Meyer30 zwar generell von der subsidiären Geltung der 
Bestimmungen in Teil III des Gesetzes über den Verwaltungsakt aus, sieht 
aber in § 76 VwVfG offenbar nur eine Verfahrensregeluni31 und meint, § 77 
VwVfG gelte für eine Aufbebung nach§ 48 oder§ 49 VwVfG nicht unmit­
telbar, doch sei der in jener Vorschrift geregelte Interessenkonflikt zu be­
rücksichtigen32, während im übrigen die Auffassung vorherrscht, die Be­
stimmungen über Rücknahme und Widerruf würden durch die §§ 76 und 77 
VwVfG ergänzt33

, allerdings teilweise § 77 VwVfG zugleich als Spezialrege­
lung bezeichnet wird34

• Diese Unklarheiten und Widersprüche machen es 
unumgänglich, den Geltungsbereich und -umfang der Planfeststellungsvor­
schriften näher zu betrachten, und lassen es geboten erscheinen, auf eine 
pauschale Charakterisierung zu verzichten. 

1. Die Spezialbestimmung des § 77 VwVfG 

Soweit§ 77 VwVfG (und gleiches gilt für§ 18 d FStrG) die Planfeststel­
lungsbehörde zur Aufuebung eines Planfeststellungsbeschlusses verpflichtet, 
geht diese Norm jedenfalls als /ex specialis den allgemeinen Regelungen der 
§§ 48 und 49 VwVfG vor, d. h. unabhängig davon, ob der den Plan feststel­
lende Beschluß rechtmäßig oder rechtswidrig ist35; denn insoweit lassen sich 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

A.a.0. (FN 3), § 48 Rdnr. 4, § 72 Rdnr. 33. 

In Meyer/Borgs (FN 3), § 72 Rdnr. 16. 

Ebd., § 76 Rdnr. 2 und 4; s. auch OVG Münster, Urt. v. 15.2.1984 (FN 2), VA S. 13. 

Ebd., § 77 Rdnr. 6. 

So Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3), § 72 Rdnr. 42, § 76 Rdnr. 6; 

Ule/Laubinger, a.a.0. (FN 3), S. 248; ähnlich Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 72 Anm. 

6.3 (vgl. das Zitat oben im Text bei und mit FN 20). 

Bank, ebd., § 77 Rdnr. 5; Ule/Laubinger, ebd., S. 305 in Fn. 25; s. auch Ku.rt Koda!/ 

Helmut Krämer, Straßenrecht, 4. Autl. 1985, S. 1038 (Rdnr. 22.1). 

Ebenso Bonlc, ebd„ und Obennayer, a.a.O. (FN 3), § 48 Rdnr. 4, § 72 Rdnr. 33; hinge-
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weder dem Wortlaut noch dem Sinn des§ 77 VwVfG Anhaltspunkte für eine 
Differenzierung entnehmen. Der Spezialcharakter der Vorschrift wird zum 
einen geprägt dadurch, daß die Behörde nach Satz 1 zur Aufhebung strikt 
verpflichtet ist und nicht lediglich ermächtigt wird, nach ihrem Ermessen 
hierüber zu entscheiden, zum anderen durch die Bestimmungen zur Folgen­
beseitigung in den Sätzen 2 und 3. Anders als die Rücknahme und der Wi­
derruf aufgrund der allgemeinen Regelungen erfolgt die Aufhebung gemäß 
§ 77 Satz 1 VwVfG stets mit Wirkung ex tunc'36, wie sich aus der Vorschrift 
des Satzes 2 ergibt: Die Verpflichtung der Planfeststellungsbehörde, im Auf­
hebungsbeschluß die erforderlichen Folgenbeseitigungsmaßnahmen anzu­
ordnen - etwa bereits ausgehobene Gräben wieder zuzuschütten, vorgenom­

mene Aufschüttungen abzutragen, eine Wiederaufforstung durchzuführen 
oder eingetretene rechtliche Veränderungen rückgängig zü machen-, erfährt 
ihre Berechtigung daraus, daß die Wirkungen des Planfeststellungsbeschlus­
ses nicht lediglich für die Zukunft, sondern gleichermaßen für die Vergan­
genheit entfallen. Ebenso schafft nur die rückwirkende Aufhebung die sachli­
che Rechtfertigung dafür, daß der Eigentümer eines benachbarten Grund­
stücks gemäß § 77 Satz 3 VwVfG die Kosten für Maßnahmen zur Beseiti­
gung von Folgen tragen muß, die auf von ihm herbeigeführten Veränderun­
gen nach Abschluß des Planfeststellungsverfahrens beruhen, beispielsweise 
wenn er im Hinblick auf die geplante ~rrichtung eines Lärmschutzwalls Auf­
schüttungen vorgenommen hat, deren Abtragung die Planfeststellungsbe­
hörde im Aufhebungsbeschluß dem Vorhabensträger nach ihrem pflichtge­
mäßen Ermessen auferlegt hat. 

36 

Die Verpflichtung zur Aufhebung entsteht freilich nicht erst, wenn mit 

gen sehen Kodal/Krämer, ebd., wohl§ 77 VwVfG als Sonderfall der Rücknahme an, 

während Ule/Laubinger, ebd., darin eine spezielle Widerrufsbestimmung erblicken, 

weil der Planfeststellungsbeschluß durch die endgültige Aufgabe des Vorhabens nicht 

rechtswidrig werde - dem ist zwar zuzustimmen, aber der Beschluß kann aus anderen 

Gründen rechiswidrig sein. 

Bonk, ebd., § 77 Rdnr. 10; Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 1, 5; a. A. 

Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 77 Anm. 5; Kopp, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 5; Ober­

mayer, ebd., § 77 Rdnr. 27. 
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der Durchführung eines Vorhabens begonnen worden ist, vielmehr hat die 
Planfeststellungsbehörde - wie nahezu einhelli~ in Literatur und Rechtspre­
chung angeno~men wird37 

- den Planfeststellu~gsbeschluß auch dann aufzu­
heben, wenn noch keine Schritte zur Realisierung des Vorhabens ergriffen 
wurden. Nach dem Wortlaut der Bestimmung ist für ihre Anwendung zwar 
der Beginn der Durchführung tatbestandliche Voraussetzung, aber die etwas 
mißverständliche Formulierung erklärt sich aus dem primären Bestreben des 
Gesetzgebers, für sog. "steckengebliebene" Vorhaben eine Regelung zu 
schaffen, die erforderlichenfalls die Anordnung von Folgenbeseitigungsmaß­

nahmen erlaubt38• Ihrem Zweck gemäß ist die Vorschrift deshalb dahinge­
hend auszulegen39

, daß ein erlassener Planfeststellungsbeschluß - unab­
hängig von seiner Bestandskraft40 

- immer dann aufzuheben ist, wenn das 
festgestellte Vorhaben endgüitig aufgegeben wird, weil durch den förmlichen 

Bescheid klare Verhältnisse geschaffen und insbesondere Rechtsbeeinträch­
tigungen rückgängig gemacht oder von vornherein vermieden werden sollen, 
indem z. B. sichergestellt wird, daß die aufgrund eines Planfeststellungsbe­
schlusses zulässige Enteignung nicht mehr erfolgt41

. 

Zutreffend hat das Bundesverwaltungsgericht42 entschieden, daß der Ver­
pflichtung der Planfeststellungsbehörde zur Aufhebung des Planfeststel­

lungsbeschlusses ein hierauf gerichteter Rechtsanspruch der Planbetroffenen 

37 

38 

39 

40 

41 

42 

Vgl. die Nachweise in FN 3. 

Vgl. die Begründung zum Entwurf eines Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), 

BT-Drucks. 7 /910, S. 90 (Zu§ 73 -Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses). 

Für eine unmittelbare Anwendung der Norm auch Ficken, a.a.O. (FN 1), Erl. PlafeR 

Nr. 33 Tn. 1; Kodal/Krämer, a.a.0. (FN 34), S. 1038 (Rdnr. 22.1); Obermayer, a.a.O. 

(FN 3), § 77 Rdnr. 8; ebenso wohl BVerwG DVBL 1986, 1007 (1008); für eine analoge 

Anwendung: Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 9; Kopp, 

a.a.0. (FN 3), § 77 Rdnr. 3; Ule/Laubinger, a.a.O. (FN 3), S. 305; offen gelassen von 

Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 77 Anm. 3.4. 

BVerwG, ebd.; Bonk, ebd., § 77 Rdnr. 6; Busch, ebd., § 77 Anm. 3.2; Kodal/Krämer, 
-.1-..A +Al..-.-...- -\....~ -r .,..,_, n~--- L '11 
~uu., 'U'Ut;/IUUyt:t, ~uu., y 'I ftUUl. u, J.J.. 

Vgl. BVerwG, ebd.; s. zu diesem Aspekt auch VGH München NVwZ 1989, 685 (686). 

DVBI. 1986, 1007 (1009); ebenso Broß, a.a.O. (FN 6), S. 517; Busch in Knack, a.a.O. 

(FN 3), § n Anm. 3.4; Ule/Laubinger, a.a.O. (FN 3), S. 306. 
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korrespondiert, wie sich zum einen aus der Folgenbeseitigungsregelung in 
§ 77 Satz 2 VwVfG (und§ 18 d Satz 2 FStrG) und zum anderen insbesondere 
aus dem Gesichtspunkt des verfassungsrechtlichen Eigentumsschutzes ergibt, 
wonach der Betroffene eine Klarstellung verlangen kann, daß die sein Ei­
gentum beeinträchtigenden Rechtswirkungen des Planfeststellungsbeschlus­
ses wegen der endgültigen Aufgabe des Vorhabens durch dessen Träger 
nicht mehr gegeben sind. Es bedarf deshalb insoweit keines zusätzlichen An­
spruchs Planbetroffener gegen die Planfeststellungsbehörde, wie er aus den 
§§ 48 und 49 VwVfG hergeleitet wird, in fehlerfreier Ermessensausübung 
über die Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses zu entscheiden, weil ein 
derartiger Anspruch selbst im günstigsten Falle nicht mehr bewirken könnte, 
als den Betroffenen nach § 77 VwVfG eingeräumt wird, der ihnen zugleich 
das Recht auf Anordnung von erforderlichen Folgenbeseitigungsmaßnahmen 
gewährt. Darüber hinaus muß indes ein Aufhebungsanspruch auch dem Trä­

ger des Vorhabens zugestanden werden, weil er ebenfalls ein rechtserhebli­
ches Interesse an der Klarstellung hat, daß ihn belastende Wirkungen des 
Planfeststellungsbeschlusses - etwa die Anordnung zur Schaffung von Schutz­
vorkehrungen oder die Festsetzung von Entschädigungsverpflichtungen ge­
mäß§ 74 Abs. 2 VwVfG (oder§ 17 Abs. 4 FStrG) - und dementsprechende 
Ansprüche der Betroffenen einer rechtlichen Grundlage entbehren, nachdem 

t ....- 7' „ 'I 'II .... „. „ ~ „ • • . .__ .... ... „ „ . •• • . 
aas v ornaoen enctgun1g aurgegeoen worcten ist. uer v ornaoenstrager ISl 

deshalb nicht lediglich befugt, einen Aufhebungsantrag zu stellen, sondern er 
kann überdies die Aufhebung verlangen, damit Klarheit und Rechtssicherheit 
erreicht werden. 

Zu erwägen bleibt in diesem Zusammenhang, ob die Anwendung von 
§ 77 VwVfG beschränkt ist auf noch nicht fertiggestellte Vorhaben oder er­
streckt werden kann auch auf Fälle einer endgültigen Aufgabe der Nutzung ei­

nes bereits vollendeten Vorhabens. Nach Auffassung des Bundesvenvaltungsge­
richts43 bedarf es eines hoheitlichen Akts, der für jedermann klare Verhält­
nisse schafft, wenn eine bisher der Fachplanung unterstehende Bahnanlage 
künftig ganz oder teilweise ~nderen Nutzungen ::ils den mit dem Eisenbahn-

43 
Urt. v. 16.12.1988 - 4 C 48.86 -, BVerwGE 81, 111 (118); anders OVG Münster, Urt. v. 

6.10.1988-4 A 2966/86-, NVwZ 1989, 576 (577). 
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betrieb verbundenen zugeführt werden soll und deshalb ein Wechsel der Pla­

nungshoheit über die betreffende Fläche von der Bundesbahn als privile­

gierter anlagenbezogener Planungsträgerin zur Gemeinde als Trägerin der 

prinzipiell umfassenden gebietsbezogenen Bauplanungshoheit erfolgt. Dieser 

Ansicht ist beizupflichten, weil allein auf diese Weise sowohl für die betei­

ligten Planungsträger als auch für den einzelnen erkennbar wird, welche pla­

nerischen Festsetzungen in welchem räumlichen Bereich maßgeblich sind 

und wie bestimmte Flächen genutzt werden können, doch ist damit noch 

nichts über die Form ausgesagt, in der der erforderliche Hoheitsakt zu erge­

hen hat44
• Während im Straßenrecht die notwendige Klarstellung durch die 

Einziehung (z. B. gemäß § 2 Abs. 4 FStrG) erreicht wird, fehlt es für eine 
"Entwidmung" in anderen Bereichen des Fachplanungsrechts, etwa im Eisen­

bahnrecht, an einem entsprechendem Institut. Insoweit ließe sich überiegen, 

ob ein Aufbebungsbeschluß nach § 77 VwVfG in Betracht käme, der durch­

aus auf abtrennbare Teile eines Vorhabens begrenzt werden kann45 und 
nicht nur klarstellend wirkt, sondern auch eine Berücksichtigung der Auswir­

kungen einer Nutzungsänderung sowie die Anordnung von Folgenbeseiti­

gungsmaßnahmen ermöglicht. Allerdings deuten Wortlaut und Entstehungs­

geschichte 46 der Vorschrift darauf hin, daß sie lediglich für noch nicht fertig­

gestellte Vorhaben gelten soll47
, aber dies würde eine analoge Anwendung 

44 

45 

46 

47 

Das Bundesverwaltungsgericht (ebd., S. 115) hat zwar für die (vollständige oder teil­

weise) Aufbebung von Anlagen der Bahn eine Planf eststel1ung für sachgerecht gehal­

ten, aber ihre rechtliche Notwendigkeit offengelassen; s. auch Winfried Brohm, Subsi­

diäre Bauplanung?, in: NVwZ 1985, 1 ff. (2 f.), der neben der fönnlichen Aufbebung 

des Planfeststellungsbeschlusses einen Wegfall der fachplanerischen Bindung durch 

Funktionslosigkeit infolge Struktuiwandels für möglich hält (was vom Bundesverwal­

tungsgericht ebenfalls nicht ausgeschlossen wird [ebd., S. 117]). 

Vgl. Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 10; Busch in Knack, 

a.a.O. (FN 3), § 77 Anm. 4; Fickert, a.a.0. (FN 1), Erl. PlafeR Nr. 33 Tn. 5; Kopp, 

a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 1; Obermayer, a.a.0. (FN 3), § 77 Rdnr. 23 f.; Ule/Laubinger, 

a.a.O. (.M'J 3), S. 305. 

Begründung zum Entwurf eines Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), BT-Drucks. 

7 /910, S. 90 (Zu§ 73 -Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses). 

Vgl. auch Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 77 Anm. 1, 3.1; Kodal/Krämer, a.a.O. (FN 
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nicht zwangsläufig ausschließen48• Demgegenüber ist jedoch zu beachten, 
daß die Fachplanungsgesetze - wie beispielsweise § 7 Abs. 1 AbfG; § 9 b 
Abs. 1 AtG, § 17 Abs. 1 Satz 1 FStrG, § 8 Abs. 1 LuftVG und auch § 36 
Abs. 1Satz1 BBahnG - für die (wesentliche) Änderung einer fertiggestellten 
Anlage ein neues Planf eststellungsverfahren vorschreiben und die "Entwid­
mung" oder Beseitigung eine Änderung in diesem Sinne darstellt 49

, die des­
halb nicht mittels eines Aufhebungsbeschlusses erfolgen kann. 

2. Planänderungsbefugnisse 

Die Bestimmung des § 76 VwVfG zeigt (ebenso wie die des § 18 c 
_ _ _ cn. _ _ _ _ __ _ __ _ _ _ __ _ ·· _ _ _ __ 
FStrG""v) gleichfalls deutlich, daß wesentliche Anderungen eines der Plan-

feststellung unterliegenden Vorhabens nur nach erneuter Durchführung ei­
nes solchen Verfahrens zulässig sind, wenn sie in Absatz 2 die Planf eststel­
lungsbehörde lediglich bei Planänderungen von unwesentlicher Bedeutung 
ermächtigt, von einem neuen Planfeststellungsverfahren abzusehen51. Die 
Existenz der Vorschrift bestätigt das für bereits fertiggestellte Vorhaben ge­
fundene Ergebnis: Wenn sogar die Änderung eines noch in der Realisie­
rungsphase befindlichen Vorhabens grundsätzlich der erneuten Planfeststel­
lung bedarf, erscheint es nicht sachgerecht, bei der Aufhebung der fachplane­
rischen Zweckbindung einer schon errichteten Anlage anders zu verfahren, 
solange hierfür nicht ein spezifisches Rechtsinstitut zur Verfügung steht. 
Damit wird auch dem Umstand Rechnung getragen, daß der Planfeststel-

48 

49 

50 

51 

34), S. 1038 (Rdnr. 22.1), 1041 (Rdnr. 22.6, 22.7); Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. (FN 3), 

§ 77 Rdnr. 4; Obermayer, a.a.0. (FN 3), § 77 Rdnr. 10 Fn. 5. 

Dafür Kopp, a.a.O. (FN 3), § 77 Rdnr. 3. 

Vgl. Michael Ronellenfitsch, Einführung in das Planungsrecht, 1986, S. 118. 

Vgl. auch§ 36 Abs. 2 BBahnG, § 41 Abs. 4 Satz 1 FlurbG, § 8 Abs. 2 Satz 1 LuftVG, 

§ 28 Abs. 2Satz1 PBefG und§ 23 WaStrG. 

Hierzu im einzelnen Michael Ronellenjitsch, Verzicht auf Planfeststellung, in diesem 

Band, S. 57 ff. 
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lungsbeschluß sich mit der Fertigstellung des Vorhabens nicht erledigf2
, 

sondern weiterhin die Grundlage der bestehenden Anlage und ihrer bestim­
mungsgemäßen Nutzung bildet, wie etwa § 7 Abs. 1 AbfG und § 9 b Abs. 1 
AtG erkennen lassen, die eine Planfeststellung sowohl für die Errichtung als 
auch für den Betrieb der betreffenden Anlage für erforderlich erklären. 

a) Die Verfahrensregelung des§ 76 VwVfG 

§ 76 VwVfG ist (nicht anders als§ 18 c FStrG) zugleich Beleg dafür, daß 
Planung sich geänderten Verhältnissen anpassen kann, doch bildet er nicht 
die Grundlage für die Befugnis des Vorhabensträgers zur Planänderung. Sie 
ergibt sich \ri.elmehr aus den VJI gemeinnnützigen Fachplanung ausdrücklich 
ermächtigenden spezialgesetzlichen Normen53 oder - bei deren Fehlen - aus 
der generellen Ermächtigung der Verwaltung im Fachplanungsgesetz und 
wird durch das Erfordernis erneuter Planfeststellung verfahrensrechtlich be­
schränkt. Normadressat des § 76 VwVfG ist nicht der jeweilige Träger des 
Vorhabens, sondern die im Einzelfall einer von ihm beabsichtigten Planände­
rung zuständige Planfeststellungsbehörde, die darüber zu entscheiden hat, ob 
es sich um eine unwesentliche Änderung handelt und ggf. von einer Planfest-
stellung völlig abgesehen oder ein vereinfachtes Verfahren nach Absatz 3 
durchgeführt werden soll. Das bedeutet jedoch nicht, daß die Planfeststel­
lungsbehörde aufgrund von § 76 VwVfG nach eigenen Vorstellungen über 
die Rechtfertigung und Notwendigkeit einer Planänderung beschließen und 
sie von sich aus veranlassen könnte - hierzu ist nur der Vorhabensträger be­
fugr54. Das Verfahren zur Änderung des festgestellten Plans für ein beab-

52 

53 

54 

So aber Uie/Laubinger, a.a.0. (FN 3), S. 303; ähnlich auch Meyer in Meyer/Borgs, 

a.a.O. (FN 3). § 76 Rdnr. 1. 

Vgl. insoweit auch OVG Münster, Urt. v. 15.2.1984 (FN 2), UA S. 13. 

So zutreffend Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. (FN 3), § 76 Rdnr. 2, 4; Ule/Laubinger, 

a.a.0. (FN 3), S. 301; anders Obermayer, a.a.O. (FN 3), § 76 Rdnr. 20, der ohne Be­

gründung die Befugnis der PJanfeststeUungsbehörde annimmt, von Amts wegen ein auf 

Planänderung gerichtetes Planfeststellungsverfahren einzuleiten; ähnlich Fickert, a.a.O. 

(FN 1), Erl. PlafeR Nr. 36 Tn. 8, der ebenfalls annimmt, die PlanfeststeUungsbehörde 
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sichtigtes Vorhaben setzt grundsätzlich ebenso wie das erstmalige Planfest­
stellungsverfahren einen Antrag des Trägers dieses Vorhabens voraus55

• Er 
kann damit eine von ihm für erforderlich gehaltene Planänderung erreichen, 
soweit die rechtlichen Schranken gewahrt sind; denn die Verfahrensvorschrift 
des § 76 VwVfG verpflichtet die Planfeststellungsbehörde, über den Antrag 
zu entscheiden. Sie ist allerdings an den Änderungsantrag nicht strikt gebun­
den, sondern muß bei seiner Überprüfung das Abwägungsgebot beachten; 
stellt die vorgesehene Änderung des Vorhabens dessen Gesamtkonzeption 
oder wesentliche Elemente des festgestellten Plans in Frage, so genügt ein 
Änderungsverfahren nicht, sondern es bedarf dann eines vollständig neuen 
Planf eststellungsverfahrens56

. In der Literatur wird freilich teilweise ange­
nommen, die Planfeststellungsbehörde könne über § 48 oder § 49 VwVfG 

„ ....._„ •• 11 • A _ _,,,.,.. ...- 'II' Y ..,-.,it_.. • ,7 - • • • 11 •• . • .,.-eme r1ananaerung nacn 9 · 1ö vwvtu verlangen-·. Uabe1 bleibt mctessen un-
berücksichtigt, daß die Rücknahme oder der Widerruf eines Verwaltungsakts 
lediglich zur vollständigen oder partiellen Aufhebung der in ihm getroffenen 
Regelung führen kann, jedoch keine Ersetzung eines nicht aufrechterhalte­
nen Teils ermöglichr58

, also keine Befugnis zu einer (positiven) Veränderung 
des festgestellten Plans darstellt, die allenfalls über die nachträgliche Beifü­
gung einer Auflage erreichbar wäre59. 

55 

56 

57 

58 

59 

könne von Amts wegen den Plan ändern, weil sie verpflichtet sei, raumwirksame Vor­

haben nach dem letzten Erkenntnisstand in die Umwelt einzufügen. 

Vgl. Meyer, ebd., § 76 Rdnr. 4; Ule/Laubinger, ebd.; prinzipiell ebenso Bonk in Stel­

kens/Bonk/Leonhardt, a.a.0. (FN 3), § 76 Rdnr. 6, und Kopp, a.a.O. (FN 3), § 76 

Rdnr. 2. 

Vgl. BVerwGE 75, 214 (219); VGH München NVwZ 1989, 685 (686). 

Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.0. (FN 3), § 76 Rdnr. 6; Busch in Knack, a.a.O. 

(FN 3), § 76 Anm. 35.1; Kopp, a.a.O. (FN 3), § 75 Rdnr. 2, 10 und ii, § 76 Rdnr. 2. 

Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. (FN 3), § 76 Rdnr. 2. 

So wohl auch Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3), § 75 Rdnr. 26, § 76 

Rdnr. 6. 
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b) Sonderbestimmungen für Schutzvorkehrungen 

Ausnahmsweise kann hingegen die Planfeststellungsbehörde in begrenz­

tem Maße auch eine Änderung des festgestellten Plans ohne vorherigen An­

trag des Vorhabensträgers herbeiführen, wenn sie aufgrund von § 74 Abs. 3 

VwVfG (bzw. § 18 a Abs. 3 FStrG) vorbehaltene oder - auf Antrag eines 

Betroffenen60 
- gemäß§ 75 Abs. 2 Satz 3 VwVfG (bzw.§ 17 Abs. 6 Satz 3 

FStrG) nach Eintritt der Bestandskraft erforderlich gewordene Schutzvor­

kehrungen auferlegt oder die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen an­
ordnet61. Dieses Vorgehen stellt zwar eine Planänderung i. S. v. § 76 VwVfG 
und§ 18 c FStrG dar62 - deren Form in§ 75 Abs. 2 Satz 3 VwVfG und§ 17 

Abs. 6 Satz 3 FStrG lediglich als Beschluß bezeichnet ist, der indes bei we­
sentlichen Änderungen des vorangegegangenen Planfeststellungsbeschlusses 
in einem Planfeststellungsverfahren ergehen muß und nur anderenfalls ge­
mäß§ 76 Abs. 2 VwVfG oder§ 18 c Abs. 2 i. V. m. § 17 Abs. 2 FStrG erge­

hen kann -, aber die Ermächtigung der Planfeststellungsbehörde hierzu folgt 

nicht aus§ 76 VwVfG oder§ 18 c FStrG, sondern aus§ 74 Abs. 2 und 3 so­
wie§ 75 Abs. 2 Satz 3 VwVfG bzw. aus§ 17 Abs. 4 i. V. m. § 18 a Abs. 3 und 

aus§ 17 Abs. 6 Satz 3 FStrG. Da diese Vorschriften die Behörde nicht allein 

verpflichten, den festgestellten Plan zu ergänzen, sondern zugleich ermächti­

gen, den beabsichtigten Schutzvorkehrungen entgegenstehende Festsetzun­

gen aufzuheben (weshalb die Auferlegung auch inhaltlich als Planänderong 

60 

61 

62 

Anders Fickert, a.a.0. (FN 1), Erl. PlafeR Nr. 36 Tn. 8, der die Planfeststellungsbe­

hörde auch für befugt hält, von Amts wegen nachträglich Schutzvorkehrungen anzu­

ordnen. 

Ebenso Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 76 Anm. 3.5.1, im Hinblick auf§ 75 Abs. 2 

VwVfG. 

Vgl. BVeiwGE 61, 307 (308, 311); Busch, ebd., § 75 Anm. 6.4.4; Fickert, a.a.O. (FN 1), 

Erl. PlafeR Nr. 36 Tn. 10; Kopp, a.a.0. (FN 3), § 75 Rdnr. 17; Marschall/ 

Schroeter/Kastner, a.a.O. (FN 3), § 17 Anm. 13 a. E.; Obermayer, a.a.O. (FN 3), § 75 

Rdnr. 73; teilweise anders Bonk in Stelkens/Bonk/Leonhardt, a.a.O. (FN 3), § 75 

Rdnr. 33; Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 75 Anm. 6.4.4; Kodal/Krämer, a.a.O. (FN 

34), S. 1032 (Rdnr. 17.9); Meyer in Meyer/Borgs, a.a.0. (FN 3), § 75 Rdnr. 15; 

Ule/Laubinger, a.a.0. (FN 3), S. 297. 
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anzusehen ist), handelt es sich bei ihnen insoweit um leges speciales zu den 
§§ 48 und 49 VwVfG. 

3. Anwendbarkeit allgemeiner Autbebungsregelungen? 

Besteht demnach aufgrund von Spezialbestimmungen in dem Abschnitt 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes über Planfeststellungsverfahren und in 
den weitgehend identischen Vorschriften der §§ 17 ff. FStrG nur in sehr be­
grenztem Maße eine Befugnis der Planfeststellungsbehörde zur völligen oder 
teilweisen Aufhebung von Planfeststellungsbeschlüssen, so stellt sich beinahe 
zwangsläufig die Frage, ob nicht die §§ 48 und 49 VwVfG ergänzend als Er­
mächtigungsgrundiage herangezogen werden können, wie § 72 Abs. 1 
VwVfG nahelegt. Der Rückgriff auf die generellen Normen über die Aufhe­
bung von Verwaltungsakten kommt indes angesichts der subsidiären Geltung 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes gegenüber inhaltsgleichen oder entge­
genstehenden Regelungen nach seinem § 1 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 lediglich 
in Betracht, sofern nicht in anderen Gesetzen Bestimmungen enthalten sind, 
die die §§ 48 und 49 VwVfG verdrängen. Um sie zu ermitteln, bedarf es 
zunächst der Überlegung, unter welchen Umständen die allgemeinen Autbe­
bungsvorschriften Anwendung finden könnten (und sollten); anhand dessen 
dürfte sich sodann klären lassen, inwieweit ihre Heranziehung mit den Re­
gelungen über die Planf eststellung vereinbar ist. 

a) Der mögliche Anwendungsbereich genereller Aufhebungsnonnen bei 

Planf eststellungsbeschlüssen 

In der Literatur, die überwiegend eine ergänzende Anwendbarkeit der 
§§ 48 und 49 VwVfG annirnmt63

, werden freilich neben den bereits durch die 

- nicht abschließenden - Spezialbesti..tnmungen erfaßten Fällen einer Aufhe-

63 
Vgl. die Nachweise in FN 10. 



45 

bung von Planfeststellungsbeschlüssen64 als Beispiele, in denen der Rückgriff 
auf die generellen Normen stattfinden soll, lediglich eine Änderung wegen 
einer aufgrund erst im Nachhinein erkannter Umstände unrichtig geworde­
nen Kostenentscheidung65 und der Widerruf zur Beseitigung schwerer Nach­
teile für das Gemeinwohl gemäß§ 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 VwVfG(i6 erwähnt. 
Demgegenüber hielt der VGH Mannheim.67 die Anwendung von § 49 Abs. 1 

L VwVfG bei Wegfall der Planrechtfertigung wegen nachträglicher Verände­
rung der Planungsgrundlagen für möglich, während das OVG Münster in sei­
nen Entscheidungen zur Änderung von Planfeststellungsbeschlüssen auf­
grund der nach ihrem Erlaß gewandelten Tatsachen von einem Widerruf ge­
mäß § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG NW ausging68 und in einem der Fälle 
auch§ 49 Abs. 1 VwVfG NW heranzog69

; der VGH München70 hat hingegen 
bei der Planänderung für den Flughafen t-vf ünchen II offen gelassen, ob es 
sich um eine teilweise Rücknahme oder einen partiellen Widerruf handelt, 
und die Befugnis der Planfeststellungsbehörde auf Art. 50 BayVwVfG ge­
stützt 71

. Bei der überwiegenden Zahl der zu beurteilenden Sachverhalte dürf­
te es sich ohnehin um P/anändernngen handeln und der größte Teil hiervon 
die spezialgesetzlich geregelte nachträgliche Anordnung von Schutzvorkehrun­
gen betreffen; weiterhin kommen gewiß Fälle in Betracht, bei denen sich 
nach Abschluß des Planfeststellungsverfahrens ergibt, daß das beabsichtigte 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

Hierzu gehört auch der von Kopp, a.a.O. (FN 3), § 75 Rdnr. 2, 10 und 11 sowie § 76 

Rdnr. 2, erwogene Fall einer nachträglichen Anordnung von Schutzvorkehrungen (vgl. 

oben im Text unter II 2 b) unabhängig davon, daß die §§ 48 und 49 VwVfG allein 

keine Möglichkeit zu einer Beifügung von Schutzauflagen eröffnen. 

Vgl. Pickert, a.a.0. (FN 1), Erl. PlafeR Nr. 34 Tn. 7. 

Vgl. Meyer in Meyer/Borgs, a.a.0. (FN 3), § 76 Rdnr. 4, § 77 Rdnr. 6. 

UPR 1988, 77 (78 f.). 

Urt. V. 30.8.1979 (FN 2), UA s. 22; Urt. V. 15.2.1984 (FN 2), UA s. 14. 

Urt. v. 15.2.1984, ebd. 

BayVBJ. 1lJOu5, 399 (399 f.). 

Das Bundesverwaltungsgericht (E 75, 214 [220]) hat in der Revisionsentscheidung da­

hinstehen lassen, ob die Planfeststellungsbehörde bereits nach Art. 50 BayVwVfG be­

fugt war, in erneute pianerische Überiegungen einzutreten. 
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Vorhaben nicht mehr erforderlich ist, doch dürfte dies regelmäßig zu dessen 
endgültiger Aufgabe und damit zur Anwendung der Spezialvorschrift des § 77 

VwVfG (oder§ 18 d FStrG) führen. 

Im übrigen könnte sich der Anwendungsbereich der allgemeinen Aufhe­
bungsvorschriften auf rechtswidrige ebenso wie auf rechtmäßige Planfest­
stellungsbeschlüsse erstrecken 72

, wobei unerheblich ist, auf welchen Ursa­
chen die Rechtswidrigkeit beruht (wenngleich die in § 48 Abs. 2 Satz 3 

VwVfG genannten - den Vertrauensschutz ausschließenden - Gründe im 
vorliegenden Zusammenhang sicher keine Bedeutung besitzen); vorstellbar 

wäre etwa ein Fall, in dem die Planfeststellungsbehörde nach Eintritt der Be­
standskraft des Planfeststellungsbeschlusses erkennt, daß ihr ein Abwä­

gungsfehler unterlaufen ist, als sie die Auswirkungen des Vorhabens auf 
Natur und Landschaft beurteilt hat. Im Hinblick auf die gerichtliche Über­
prüfung der meisten Planfeststellungsbeschlüsse kann indes wohl davon aus­
gegangen werden, daß es vor allem rechtmäßige Beschlüsse sein werden, bei 
denen sich die Frage stellt, ob sie von der Planf eststellungsbehörde ganz oder 
teilweise widerrufen werden können. Zu denken wäre hier an unterschiedli­
che Fallgestaltungen 73

, 

72 

73 

74 

z. B. daß die Planungsgrundlagen sich geändert haben und damit die 
Planrechtfertigung für das beabsichtigte Vorhaben ganz oder teilweise 
entfällt74, weil-da~ Vorhaben nicht oder nur in geri;gerem Ausmaß er­

forderlich ist, oder sich infolge der Veränderung die Gewichtung der zu 

So offensichtlich VGH München BayVBI. 1985, 399 (399 f.). 

Vgl. auch die Beispiele bei Ficken, a.a.O. (FN 1), Erl. PlafeR Nr. 34 Tn. 2. 

Vgl. zu einer derartigen Möglichkeit den der Entscheidung des VGH Mannheim, UPR 

1988, n, zugrundeliegenden Sachverhalt und die in den Urteilsgründen zum Ausdruck 

kommende Ansicht der Kläger, nach dem Verzicht auf den Bau des Automobil-Test­

geJändes Boxberg sei der geplante Ausbau einer Landesstraße hinfäJiig; s. auch die 

Ausführungen des OVG Münster in seinem Urt. v. 15.2.1984 (FN 2), UA S. 14 f., zum 

Wegfall der Erforderlichkeit eines Kreuzungsbauwerks und einer Straßenverlängerung 

wegen des Verzichts auf die Fortsetzung des planfestgestellten Streckenabschnitts. 
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berücksichtigenden Belange gewandelt hat und deshalb die Abwägung 
nunmehr anders erfolgen müßte 75, 

oder sich bei der Durchführung eines Vorhabens beispielsweise heraus­
stellt, daß nach seiner Fertigstellung und Inbetriebnahme ursprünglich 
nicht erkannte nachteilige Auswirkungen eintreten werden, etwa die 
Gefahr des Eindringens von Schadstoffen in das Grundwasser besteht. 

Sofern in Fällen dieser Art der Träger des Vorhabens nicht entweder eine 
Änderung des festgestellten Plans beantragt oder das Vorhaben endgültig 
aufgibt - was zum Eingreifen der Spezialvorschriften über Planänderung oder 
Aufhebung führte-, ließe sich ihm gegenüber eine Anwendung der allgemei­
nen Aufbebungsbestimmungen erwägen: In Betracht käme bei dem mit ei­
nem Abwägungsfehler behafteten Planfeststellungsbeschluß eine Rücknahme 
nach § 48 Abs. 1 VwVfG und in den anderen Beispielsfällen ein Widerruf 
gemäß § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG, im Falle der Grundwasserver­
schmutzung auch nach§ 49 Abs. 2Satz1Nr.5 VwVfG76

• 

b) Zum Rückgriff auf die§§ 48 und 49 VwVfG in der P/anfeststellung 

Die in Literatur und Rechtsprechung vielfach befürwortete Heranziehung 
der generellen Regelungen über die Autbebung von Verwaltungsakten ge­
schieht offenbar insbesondere wegen der Befürchtung, daß ohne einen der­
artigen Rückgriff aufgrund bestandskräftiger Planfeststellungsbeschlüsse 
Vorhaben mit unvorhergesehenen und für die Allgemeinheit oder den ein­
zelnen nicht hinnehmbaren Auswirkungen realisiert werden könnten 77

• Diese 

75 

76 

77 

Vgl. etwa die Ausführungen des OVG Münster, ebd., S. 15, zur Berücksichtigung der 

Belange der klagenden Gemeinde (s. auch oben im Text bei und mit FN 14 f.). 

Darüber hinaus könnte noch an einen Widerruf nach§ 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VwVfG 

gedacht werden, wenn etwa der Träger des Vorhabens eine mit dem Planfestste1lungs­

beschiuß verbundene Auflage nichi eriüiit, doch dürfte insoweit die Volisireckbarkeit 

der Auflage ohnehin eine Aufhebung ausschließen. 

Vgl. z. B. den Hinweis des OVG Münster, ebd., auf die Gefahr einer Verschwendung 

öffentlicher Mittel in erheblichem Umfang oder den von Meyer in Meyer/Borgs, a.a.O. 
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Besorgnis ist jedoch weitgehend unbegründet, das dagegen empfohlene Mit­
tel zudem nur begrenzt tauglich und es steht vor allem im Widerspruch zur 
Konzeption der Planf eststellung. 

Der Eintritt möglicher Nachteile für das Gemeinwohl durch die Nutzung 
des Vorhabens kann teilweise bereits auf der Grundlage von Bestimmungen 
verhindert werden, die spezifisch zu diesem Zweck getroffen worden sind. 
Wäre etwa in dem genannten Beispiel einer Gmndwasserverunreinigung die 
Gefahr von dem Betrieb einer ortsfesten Abfallentsorgungsanlage zu erwar­
ten, weil sich während ihrer Errichtung herausstellt, daß die Bodenbeschaf­
fenheit teilweise nicht den zugrundegelegten Annahmen entspricht, so 
könnten gemäß § 8 Abs. 1 Satz 3 AbfG nachträglich Auflagen über Anforde­
rungen an die Anlage oder ihren Betrieb in den Planfeststellungsbeschluß 
aufgenommen oder schon darin enthaltene Auflagen geändert und ergänzt 
werden. In ähnlicher Weise läßt § 9 b Abs. 2 Satz 2 AtG nachträgliche Aufla­
gen bei Planfeststellungsbeschlüssen für die Errichtung und den Betrieb von 
Anlagen zur Sicherstellung und Endlagerung radioaktiver Abfälle zu und ge­
stattet damit, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz des Grundwassers 
anzuordnen. Bei diesen Normen handelt es sich um leges speciales, die die 
Regelungen über die Planänderung ergänzen und insoweit einer Anwendung 
der allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes zum 
Zwecke der Gefahrenabwehr entgegenstehen. 

Freilich weisen andere Fachplanungsgesetze keine derartigen Bestim­
mungen auf, die zur nachträglichen Anordnung von Auflagen ermächtigen, 
mit denen möglichen Gefahren für die Allgemeinheit vorgebeugt werden 
kann. Allerdings bedarf es ihrer regelmäßig auch nicht, weil die Gemein­
wohlverträglichkeit bereits im Rahmen der Abwägung vor Erlaß des Plan­
feststellungsbeschlusses zu berücksichtigen ist und nachfolgende tatsächliche 
Veränderungen, die zu schweren Nachteilen für das Gemeinwohl führen 
können, zum einen höchst selten sein dürften und zum anderen kaum bei der 

(FN 3), § 76 Rdnr. 4 und§ 77 Rdnr. 6, erwogenen Fall eines Widerrufs zur Beseitigung 

schwerer Nachteile für das Gemeinwohl sowie die bei Fickert, a.a.O. (FN 1), Erl. 

PlafeR Nr. 34 Tn. 7, angeführte Änderung wegen einer nachträglich unrichtig gewor­

denen Kostenentscheidung. 
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Errichtung einer Anlage, sondern allenfalls bei ihrer Nutzung auftreten wer­
den. Ist jedoch die Durchführung eines Vorhabens abgeschlossen, so kommt 
lediglich eine Überwachung des Betriebs in Betracht, die nicht Aufgabe der 
Planfeststellungsbehörde ist. Insoweit enthalten auch die speziellen Gesetze 
schon ausreichende Ermächtigungen: So verfügen etwa die für die Gewässer­
aufsicht zuständigen Behörden nach den Wassergesetzen der Länder über 
die erforderlichen Befugnisse zur Abwehr von Gefahren für das Grundwas­
ser, die nach der Verwirklichung eines Vorhabens bei seiner Nutzung entste­
hen, und spezifische Regelungen über die Gefahrenabwehr sind beispiels­
weise auch in§ 29 Abs. 1 LuftVG für die Luftaufsicht sowie in den§§ 24 ff. 
WaStrG zugunsten der Strompolizeibehörden getroffen; subsidiär kann zur 
Abwehr von Gefahren dieser Art noch ein Rückgriff auf die Normen des all­
gemeinen Polizeirechts erfolgen, nicht aber der Planfeststellnngsbeschhill 
von der Planfeststellungsbehörde ganz oder teilweise widerrufen werden. 

Indessen läßt sich nicht ausschließen, daß in einzelnen Fällen auch bei 
Vorhaben, die nicht der abfall- oder atomrechtlichen Planfeststellung unter­
liegen, vor ihrer Fertigstellung durch eine vollständige oder teilweise Aufhe­
bung des Planfeststellungsbeschlusses schwere Nachteile für das Gemeinwohl 
verhütet werden können. Ein Widerruf gemäß § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 

VwVfG wäre jedoch nur in beschränktem Maße geeignet, das angestrebte 
Ziel zu erreichen, weil er lediglich mit Wirkung ex nunc ausgesprochen wer­
den kann und damit insbesondere keine Grundlage für eine Rückgängigma­
chung bietet, soweit das Vorhaben bereits verwirklicht ist. Im übrigen darf 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß Vorhabensträger überwiegend Stellen der 
öffentlichen Verwaltung sind, die zweifellos bei drohenden schweren Nach­
teilen für das Gemeinwohl entweder eine Änderung des festgestellten Plans 
beantragen oder die Durchführung des Vorhabens endgültig aufgeben wer­
den - und hierzu auch von der ihnen übergeordneten Stelle angewiesen wer­
den können -, so daß ohnehin die Bestimmung des § 76 oder des § 77 
VwVfG (bzw. § 18 c oder § 18 d FStrG) zur Anwendung käme. 

Entsprechendes gilt in den genannten Fällen einei nacht;äglichen Ve;än­

dernng der Planungsgrundlagen mit der Folge, daß die Planrechtfertigung 
ganz oder teilweise entfällt oder zumindest die Abwägung erneut vorgenom-
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men werden muß: Die denkbare Heranziehung von§ 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
VwVfG dürfte regelmäßig deshalb ausscheiden, weil der Träger des Vorha­
bens - jedenfalls wenn es sich um eine dem öffentlichen Interesse verpflich­
tete Stelle der öffentlichen Verwaltung handelt - dessen Durchführung end­
gültig aufgibt oder ein Planänderungsverfahren veranlaßt. Zudem könnte mit 
dem Widerruf ebensowenig eine Aufhebung für die Vergangenheit und eine 
Beseitigung schon eingetretener Folgen erreicht werden, so daß der Rück­
griff auf§ 49 VwVfG nur sinnvoll wäre, wenn die Realisierung des Vorha­
bens noch nicht begonnen hätte. Freilich ist deshalb die Anwendung der 
Vorschrift in diesen und vergleichbaren Fällen nicht ausgeschlossen, sondern 
lediglich recht unwahrscheinlich und vielfach unzweckmäßig, während ein 
rechtswidriger bestandskräftiger Planfeststellungsbeschluß nach § 48 Abs. 1 
Satz 1 VwVfG auch mit Wirkung ex tune zurückgenommen werden könnte. 
Indes ist damit nichts über das Maß der Notwendigkeit gesagt, für diese Fälle 
eine nachträgliche Aufbebungsmöglichkeit anzunehmen, weil insoweit glei­
chermaßen davon ausgegangen werden kann, daß dann, wenn das öffentliche 
Interesse eine Korrektur der Rechtsverletzung gebietet, der Vorhabensträger 
sie in der Regel von sich aus veranlassen wird, doch wäre zumindest die 
Zweckmäßigkeit im Hinblick auf die Folgenbeseitigung erhöht. 

Die Bestimmungen anderer Gesetze stehen hiernach einer Anwendung 
der allgemeinen Aufhebungsregelungen auf Planfeststellungsbeschlüsse ne­
ben den Vorschriften der§§ 76 und 77 VwVfG (bzw.§§ 18 c und 18 d FStrG) 
nicht generell, sondern nur in begrenztem Maße entgegen und für eine - in 
der Praxis allerdings wohl seltene - Heranziehung der §§ 48 und 49 VwVfG 
bliebe insoweit durchaus Raum. Dennoch muß ein ergänzender Rückgriff auf 
diese Vorschriften ausgeschlossen werden, weil er unvereinbar wäre mit der 
spezifischen Funktion des Planfeststellungsverfahrens, in einem besonders aus­
gestalteten Verfahren eine prinzipiell umfassende und abschließende Ent­
scheidung über die öffentlich-rechtliche Zulässigkeit eines konkreten Vorha­
bens hinsichtlich seiner Lage, Gestalt und Einfügung in die Umgebung her­
beizuführen 78• Ausdruck dessen ist u. a. die erhöhte Bestandskraft des Pfan-

78 
Zu den unterschiedlichen Definitionen der Planfeststellung vgl. etwa die Darstellung 

bei Ule/Laubinger, a.a.O. (FN 3), S. 242 ff.; zum Wesen der Planfeststellung näher 
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feststellungsbeschlusses, die mit der Ausschlußwirkung gemäß § 75 Abs. 2 
Satz 1 VwVfG (bzw.§ 17 Abs. 6 Satz 1 FStrG) und der Anspruchsbeschrän­
kung bei dem nachträglichen Eintritt nicht voraussehbarer Auswirkungen 
durch§ 75 Abs. 2 Satz 2 VwVfG (bzw. § 17 Abs. 6 Satz 2 FStrG) erreicht 
wird. Dem widerspräche es, wenn mit dem Rückgriff auf die allgemeinen Be­
stimmungen über die Aufhebung von Verwaltungsakten diese Wirkung ver­
eitelt würde, die die Realisierung und den Bestand des Vorhabens sichern 
soll79

• Darüber hinaus sind die Vorschriften der§§ 48 und 49 VwVfG vor al­
lem mit den in den§§ 74 und 75 VwVfG (§§ 18aund18 b FStrG) angelegten 
Charakteristika des Planfeststellungsbeschlusses strukturell inkompatibel. 

Aufhebungsentscheidungen aufgrund von Normen, die maßgeblich an 
Aspekten des Vertrauensschutzes orientiert und prinzipiell darauf angelegt 
sind, daß ein Venvaltungsakt entweder beöiinstigend ode; belastend \\<irkt, 
vermögen dem komplexen Interessengeflecht, das durch den Planfeststel­
lungsbeschluß geregelt und gestaltet wird, nicht gerecht zu werden. Der 
Planfeststellungsbeschluß ist zum einen Verwaltungsakt mit Mischcharakter 
und mit Doppelwirkung80

, d. h. zugleich mit begünstigenden und belastenden 
Wirkungen für einzelne81 sowie unterschiedlichen Wirkungen für verschie­
dene Betroffene82, zum anderen verknüpft er auf vielfältige Weise personale 

79 

80 

81 

82 

Michael Ronellenfitsch, Die Planfeststellung, in: VerwArch. 80 (1989), 92 ff. (94 ff.) m. 

w.N. 

Vgl. dazu auch Busch in Knack, a.a.O. (FN 3), § 75 Anm. 5.1; Fickert, a.a.O. (FN 1), 

Erl. PlafeR Nr. 28 Tn. 61; Küge/1 a.a.0. (FN 10), S. 80. 

Zur Terminologie vgl. etwa Ule/L<iubinger, a.a.O. (FN 3), S. 294. 

So ist etwa für den Vorhabensträger die Genehmigungswirkung regelmäßig verbunden 

mit der Verpflichtung, Schutzmaßnahmen zu treffen, und ein Planbetroffener kann 

gleichzeitig durch teilweise Inanspruchnahme seines Grundeigentums belastet und 

durch eine dort errichtete Schutzanlage begünstigt sein. 

Neben den Auswirkungen auf den Vorhabensträger entstehen insbesondere für die 

Planbetroff enen divergierende Folgen: Schon der Eigentümer eines Grundstücks und 

sein Pächter oder seine Mieter sind nicht gkichartig in ihren Rechten und interessen 

berührt und bei räumlich verschieden Betroffenen (etwa dem Straßenanlieger und 

dem Hinterlieger) vermag eine Teilentscheidung gegensätzliche Wirkungen auszulösen 

(z. B. wird der Anlieger durch die Inanspruchnahme seines Grundstücks für die Er-
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mit dinglichen Elementen und verbindet die Genehmigungs-, Konzentrations-, 
Gestaltungs- und Ausschlußwirkung mit der Entscheidung über Einwendun­
gen und der Anordnung von Schutzmaßnahmen zugunsten einzelner und/ 
oder der Allgemeinheit. Angesichts der Bündelung sehr unterschiedlicher 
Teilentscheidungen in einer Sammelverfügung, die gegenüber zahlreichen 
Betroffenen Wirkungen entfaltet und in erheblichem Maße Belange der All­
gemeinheit berührt, ist es schlechthin ausgeschlossen, auf der Grundlage der 
prinzipiell für zweiseitige Rechtsverhältnisse angelegten Rücknahme- und 
Widerrufsbestimmungen der §§ 48 und 49 VwVfG eine adäquate Aufhe­
bungsentscheidung zu treffen. Auch der Aspekt des Vertrauensschutzes kann 
nur völlig unzulänglich berücksichtigt werden, wenn nicht allein die Position 
des Vorhabensträgers gegenüber den Gemeinwohlinteressen Beachtung 
verlangt, sondern zugleich zahlreiche dürch die geplante l'vfaßm1hme rechtlich 

und faktisch Begünstigte von einer Aufhebung nachteilig betroffen sind83
. 

Die Vorschriften der §§ 73 bis 78 VwVfG (bzw. §§ 17 ff. FStrG) sind hier­
nach zwar nicht als Spezialregelungen i. e. S. im Verhältnis zu den§§ 48 und 
49 VwVfG anzusehen, aber aus ihnen ergibt sich Abweichendes i. S. von § 72 

Abs. 1 VwVfG, das die Anwendung der allgemeinen Aufhebungsbestimmun­
gen ausschließt. Das gilt selbst in scheinbar einfach gelagerten Fällen, in 
denen es um die Aufhebung eines Planfeststellungsbeschlusses wegen des 

' ~ H • • 1 TT 7' r .., ' t ..... ., „ . „ . • -.. . R4 t 'I 'I 1 1 nacnrragucnen Wegfalls aer r1anrecngen1gung genc- ·; aenn aas aurcn aen 
Planfeststellungsbeschluß erfaßte Interessen- und Beziehungsgeflecht ist 
deshalb nicht weniger komplex und verlangt gleichermaßen nach einer Re-

83 

84 

richtung einer Lärmschutzwand in völlig anderer Weise betroffen als der durch den 

schalldämmenden Effekt lediglich begünstigte Hinterlieger). 

Ohnehin dürfte bei Planfeststellungsbeschlüssen, die Vorhaben von Trägern der öf­

fentlichen Verwaltung zum Gegenstand haben, der Gedanke des Vertrauensschutzes 

in der in den §§ 48 und 49 VwVfG statuierten Form nicht zum Tragen kommen kön­

nen; lediglich bei - den seltenen - privatnützigen Planfeststellungen können Gesichts-

punkte des Vertrauensschutzes erhebiiche Bedeutung eriangen, wenngieich auch inso­

weit sich nicht übersehen läßt, daß der Planfeststellungsbeschluß vielfältige Interessen 

einer einheitlichen Gestaltung unteIWirft. 

VgJ. z.B. die Entscheidung des VGH Mannheim UPR 1988, 77. 
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gelung zur Folgenbeseitigung, die mittels der allgemeinen Rücknahme- und 
Widerrufsbestimmungen nicht erreicht werden kann85

. 

c) Der gesetzliche Ausschluß einer Anwendbarkeit von§ 51 VwVfG 

Die Nicht-Anwendbarkeit der§§ 48 und 49 VwVfG wird bestätigt durch 
die in § 72 Abs. 1 VwVfG enthaltene Anordnung, daß ein Ansp!Uch auf Wie­
derau/greifen des Velfahrens nach§ 51 VwVfG ausgeschlossen ist86

. Der Ge­
setzgeber hat damit bewußt festgelegt, daß die durch einen unanfechtbaren 
Planfeststellungsbeschluß getroffene Entscheidung nicht erneut sachlich mit 
dem Ziel überprüft werden soll, in der Angelegenheit neu zu entscheiden, 
und diese Regelnng würde weitgehend entkräftet, wenn eine Aufhebung des 
Planfeststellungsbeschlusses nach Eintritt seiner Unanfechtbarkeit gemäß 
§ 48 oder § 49 VwVfG möglich wäre. Demgegenüber hat der VGH Mann­
heim87 angenommen, der Ausschluß des Anspruchs nach § 51 LVwVfG 
wolle lediglich verhindern, daß unter den in Absatz 1 dieser Vorschrift an­
geführten Voraussetzungen ein Rechtsanspruch auf Aufhebung eines Plan­
feststellungsbeschlusses gegeben sein kann, lasse aber den sich aus § 49 
L VwVfG ergebenden Anspruch auf eine fehlerfreie Ermessensentscheidung 

85 

86 

87 

Dem läßt sich auch nicht entgegenhalten, daß bei fehlender Planrechtfertigung eine 

Enteignung nicht mehr zum Wohle der Allgemeinheit erfolgen könnte und deshalb zu­

mindest der in seinem Eigentum Betroffene einen Anspruch auf fehlerfreie Ermes­

sensausübung der Planfeststellungsbehörde über eine Aufhebungsentscheidung müßte 

geltend machen können. Der Eingriff in das Eigentum des einzelnen kann nicht dazu 

führen, die Bestandskraft einer Entscheidung unbegrenzt weiter zu negieren - zu 

einem vom Gesetzgeber unter Beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze festgelegten 

Zeitpunkt muß im Interesse der Rechtssicherheit und -klarheit eine Zäsur eintreten 

mit der Folge, daß anschließend nur noch Entschädigung verlangt werden kann, wenn 

das Grundstück für das durchgeführte Vorhaben in Anspruch genommen wird (oder 

Zum Ausschluß der Anwendbarkeit in der fernstraßenrechtlichen Planfeststellung vgl. 

BVerwGE 61, 1 (8). 

UPR 1988, 77 (78 f.). 
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über den Widerruf eines Planfeststellungsbeschlusses unberührt. Dies ver­
ma2 iedoch nicht zu überzeul!en: denn auch der Ansuruch eines Betroffenen 

~~ V ~ .a. 

gemäß § 48 oder § 49 VwVfG auf fehlerfreie Ermessensentscheidung kann 
sich zu einem Aufhebungsanspruch verdichten88

. Mit der Bestimmung in§ 72 
Abs. 1 VwVfG, daß§ 51 nicht anzuwenden sei, soll vielmehr sowohl der An­
spruch auf einen Wiedereintritt in das besonders ausgestaltete Planf eststel­
lungsverfahren als auch ein die Ausschlußwirkung des § 75 Abs. 2 VwVfG 
negierender Anspruch auf Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses nach 
Eintritt der Unanfechtbarkeit ausgeschlossen sein89

• Die gesetzliche Rege­
lung bedeutet zwar eine verstärkte Betonung der Rechtssicherheit zu Lasten 
der materiellen Gerechtigkeit, aber sie erscheint unbedenklich angesichts der 
Möglichkeit, den Planfeststellungsbeschluß anzufechten, solange er noch 
nicht bestandskräftig ist, und nachträglich die Anordnung von Schutzmaß­
nahmen zu verlangen. Nach Eintritt der Unanfechtbarkeit besteht ein Auf­
hebungsanspruch des Planbetroff enen nur insoweit, als der Träger des Vor­
habens dessen Durchführung endgültig aufgegeben hat und deshalb die Be­
standssicherung keine Relevanz mehr besitzt. 

Aus dem Sinn der Regelung zur Nicht-Anwendbarkeit des § 51 VwVfG 
im Planfeststellungsverfahren läßt sich somit auch die mangelnde Befugnis 
der Planfeststellungsbehörde ablesen, gemäß § 48 oder § 49 VwVfG ihre be­
standskräftige Entscheidung aufzuheben; denn ein Anspruch des Betroffenen 
auf fehlerfreie Ermessensentscheidung über eine Aufhebung und die be­
hördliche Befugnis zur Aufhebung stehen in einem nicht trennbaren Zu-

88 

89 

Vgl. nur beispielsweise Klappstein in Knack, a.a.O. (FN 3), § 48 Anm. 5.6.1; Kopp, 

a.a.0. (FN 3), § 48 Rdnr. 37, § 49 Rdnr. 12; Stelkens in Stelkens/Bonk/Leonhardt, 

a.a.0. (FN 3), § 48 Rdnr. 11, § 49 Rdnr. 5; Ule/Laubinger, a.a.O. (FN 3), S. 427, 451. 

Vgl. hierzu die Begründung zum Entwurf eines Verwaltungsverfahrensgesetzes 

(VwVfG), BT-Drucks. 7 /910, S. 87 (Zu § 68 - Ausdrückliche Anordnung des Planfest­

steUungsverfahrens); s. auch OVG Münster, Urt. v. 15.2.1984 (FN 2), VA S. 13, nach 

dessen Auffassung der Ausschluß der Anwendbarkeit von§ 51 VwVfG NW die Wie­

deraufnahme für den Fall eines unanfechtbar abgeschlossenen Verfahrens sicherstel­

len soll. 
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sammenhang90• Der Ausschluß erneuter Überprüfung mit dem Ziel einer 
neuen Entscheidung in der Sache gilt nicht ::i Hein für den Planbetroffenen, 
sondern ebenso für die Behörde und hindert sie an einer Aufhebung nach 
Eintritt der Bestandskraft. Diese Folge rechtfertigt sich im übrigen aus der 
Tatsache, daß die gesetzliche Ausgestaltung des Planfeststellungsverfahrens 

die Richtigkeitsgewähr der abschließenden Entscheidung in weit stärkerem 
Maße erhöht, als dies durch das normale Verwaltungsverfahren erreicht 
wird, und läßt deshalb auch das Bedürfnis nach einer nachträglichen Kor­
rekturmöglichkeit von Planfeststellungsbeschlüssen durch die Verwaltung ge­
ring erscheinen. 

III. ZUSAMMENFASSUNG 

Insgesamt läßt sich daher festhalten: 

1. Die Aufhebung von Planfeststellungsbeschlüssen durch die Verwal­
tung ist in den§§ 76 und 77 VwVfG (§§ 18 c und 18 d FStrG) speziell 
geregelt. 

2. Planänderung bedeutet in den meisten Fällen zugleich eine partielle 
Aufhebung; darunter fällt auch die nachfolgende Beifügung vorbehal­
tener Teilentscheidungen oder nachträglich erforderlich werdender 
Schutzmaßnahmen. 

3. Die Verpflichtung der Planfeststellungsbehörde nach § 77 VwVfG 
(§ 18 d FStrG) geht als lex specialis den §§ 48 f. VwVfG vor und be­
steht auch dann, wenn das Vorhaben schon vor Beginn seiner Durch­
führung endgültig aufgegeben wird. 

4. Der Aufhebungsverpflichtung gemäß§ 77 VwVfG korrespondiert ein 
Autbebungsanspruch sowohl der Planbetroffenen als auch des Vorha-
bensträgers. 

90 Vgl. dazu BVerfGE 27, 297 (307). 
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5. § 77 VwVfG gilt nicht analog bei der endgültigen Aufgabe der Nut­
zumr eines vollendeten Vorhabens . ...., 

6. § 76 VwVfG ist lediglich eine Verfahrensregelung und ermächtigt die 
Planf eststellungsbehörde nicht, eine Planänderung zu veranlassen. 

7. Die Vorschriften über die Anordnung von Schutzmaßnahmen 
schließen eine Heranziehung der §§ 48 und 49 VwVfG aus. 

8. § 8 Abs. 1 Satz 3 AbfG und § 9 b Abs. 2 Satz 2 AtG enthalten Spezial­
vorschriften zu den allgemeinen Bestimmungen über die Aufhebung 
von Verwaltungsakten. 

9. Die Anwendung der §§ 48 und 49 VwVfG auf Planfeststellungsbe­
schlüsse ist mit deren spezifischem Regelungsgehalt und erhöhter Be-

~ t 1 r~ • -. sranasKran unveremoar. 

10. Der Ausschluß einer Anwendbarkeit der §§ 48 und 49 VwVfG auf 
Planfeststellungsbeschlüsse wird durch den in§ 72 Abs. 1 VwVfG ent­
haltenen Ausschluß der Anwendung von § 51 VwVfG belegt. 
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VERZICHT AUF PLANFESTSTELLUNG 

Von Michael Ronellenfitsch 

1. 

1. Über die Planf eststellung ist in den vergangenen Jahren so viel judiziert, 
veröffentlicht, vorgetragen und diskutiert worden, daß es ein hoff­
nungsloses Unterfangen zu sein scheint, rechtlich etwas Neues zur 
Planfeststellung beizusteuern. Das Thema "Verzicht auf Planfeststel­
lung" könnte daher mit dem Erwartungshorizont verknüpft sein, es wür­

den lediglich Wege gesucht, lästige Planfeststellungen in gerichtsfester 
Weise zu vermeiden. Darum geht es aber allenfalls in zweiter Linie. 
Wichtiger ist, daß der Verzicht auf Planfeststellung gerade in rechtlicher 
Hinsicht deren Fundamente berührt, zu denen man nur selten vorstößt. 
Faßt man nämlich die mit der Planfeststellung verbundenen Rechtspro­
bleme näher ins Auge, so ergibt sich ein erstaunlicher Befund: Die 
Verwaltungsgerichte und zum Teil auch ordentlichen Gerichte wurden 
schon mit den entlegensten Planfeststellungen vom Fernmeldewesen 1 

bis hin zur Flurbereinigung2 und mit den absonderlichsten Interessen-

1 

2 

BVerwG, Urteil vom 18.3.1987 - 7 C 28.85 -, BVerwGE 77, 128 == Buchholz 442.065 

1WG Nr. 6 = Archiv PF 1987, 432 m. Anm. Becker = BWGZ 1987, 334 = DÖV 1987, 

778 = DVBL 1987, 845 = NJW 1987, 2096 = JuS 1987t 998 (Brodersen ); vgl. auch 

Ronellenfitsch, Breitbandkabel und femmelderechtliche Planfeststellung, VerwArch. 

1988, 211 ff. sowie unten III 2 b. 

BVerwG, Urteil vom 6.2.1986 - 5 C 40.84 -, BVerwGE 74, 1 = Buchholz 424.01§41 

FlurbereinG Nr. 5 = RzF 41 1 S. 29; Urteil vom 6.3.1986 - 5 C 36.82 -, BVerwGE 74, 84 

= Buchholz 424.01 § 41 FlurbereinG Nr. 6 = AgrarR 1987, 250 = DÖV 1986, 744 = 
RzF 41 III S. 13; vgl. auch Ronellenfitsch, Zum Rechtsschutz gegen die flurbereini­

gungsrechtliche PlanfeststeIIung, VerwArch. 1987, 323 ff. sowie unten III 2 f. 
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3 

4 

5 

6 

7 

konflikten (Stichwort: KJötenwanderung3) beschäftigt. Aber die dog­
matischen Grundlagen der Planfeststellung stießen auf geringes In­
teresse und sind immer noch nicht völlig geklärt. Der Gerichtsbar­
keit und Verwaltungspraxis kann das nicht angelastet werden. Im 
Gegenteil: Das Bundesverwaltungsgericht ging schon sehr weit, in­
dem es sein Prüfungsraster für Planungsfehler zu einer ausgefeilten 
Systematik ausbaute4

• Es hielt sich aber dankenswerterweise zurück, 
wenn die Versuchung bestand, irgendwelche Theorien (z.B. mate­
rielle/formelle Konzentrationswirkung>) höchstrichterlich abzusegnen. 
Die Wissenschaft kann ich nicht so ohne weiteres freisprechen. Über­
wiegend beschäftigen wir uns ebenfalls mit speziellen Planfeststel-
- - - - -- - - - ~ - - -- -
lungen und Einzelfragen wie etwa dem Lärmschutzv oder der Umwelt-
verträglichkeit 7, und nicht mit dem, was die Planfeststellung eigentlich 

Vgl. etwa Gehnnann, Verkehrslenkung und Naturschutz, NuR 1980, 45 ff.; Engelhardt, 

Straße und Natur, in: Blümel (Hrsg.), Straße und Umwelt, 1979, S. 91 ff. (94). 

Hierzu ausführlich .Kühling1 Fachplanungsrecht1 1988, pass„ insbes. S. 68 ff., 77 ff., 

171 ff. 

Vgl. nur Ltiubinger, Der Umfang der Konzentrationswirkung der Planfeststellung, 

VerwArch. 1986, II ff.; zur Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts Roneiien­

fttsch, Die Planfeststellung, VerwArch. 1989, 92 ff. (94 ff.). 

Nachweise bei Ronellenfitsch, VerwArch. 1989, 111 ff., Fußn. 122 -127. Von großer Be­

deutung sein dürfte das Urteil des BVerwG vom 20.10.1989 - 4 C 12.87 -, dessen Be­

gründung noch nicht vorliegt. 

Bartlsperger, Leitlinien zur Regelung der gemeinschaftsrechtlichen Umweltverträglich­

keitsprüfung unter Berücksichtigung der Straßenplanung, DVBl. 1987, 1 ff.; Beckmann, 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung und das rechtssystematische Verhältnis von Plan­

feststellungsbeschlüssen und Genehmigungsentscheidungen, DÖV 1987, 944 ff.; 

Bleckmann 1 Die Umweltverträglichkeitsprüfung von Großvorhaben im Europäischen 

Gemeinschaftsrecht, WiVerw. 1985, 86 ff.; Blümel (Hrsg.), Planfeststellung und Flur­

bereinigung, Umweltverträglichkeitsprüfung, 1987; Bosselmann, Umweltverträglich­

keitsprüfung (UVP) durch verlagerte Konfliktbewältigung?, DVBl. 1988, 724 ff.; 

Braun, Umweltverträglichkeitsprüfung - UVP - in der Bauleitplanung, 1987; Bunge, 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung im Verwaltungsverfahren, 1986; ders., die Umwelt­

verträglichkeitsprüfung von Projekten, DVBI. 1987, 819 ff; Cupei, Umweltverträglich­

keitsprüfung, 1986; Erbguth, Rechtssystematische Grundfragen des Umweltrechts, 
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ist und soll. Möglicherweise fürchten sich alle davor, bloßgestellt zu 

1987, S. 391 ff.; ders., Zum rechtlichen Geltungsanspruch eines Berücksichtigungsge­

bots hinsichtlich des Ergebnisses von Raumordnungsverfahren (mit Umweltverträg­

lichkeitsprüfung) - UVP • und zu etwaigen Konsequenzen für die Verfahrensstufung 

und die (Öffentlichkeits-)Beteiligung vor dem Hintergrund der EG-UVP-Richtlinie, 

DVBI. 1987, 827 ff.; ders., Der Entwurf eines Gesetzes über die Umweltverträglichkeit: 

Musterfall querschnittsorientierter Gesetzgebung aufgrund EG-Rechts?, NVwZ 1988, 

969 ff.; Erbgut/Schoeneberg, Die Umsetzung der EG-Richtlinie über die Umweltver­

träglichkeitsprüfung vor dem Hintergrund rechtssystematischer Grundlagen der raum­

bezogenen Zulassungsverfahren in der Bundsrepublik Deutschland, WiVerw. 1985, 102 

ff.; Gassner, Zur Umsetzung der EG-Richtlinie über die Umweltverträglichkeit be­

stimmter Projekte im Naturschutz und in der Landwirtschaft, AgrarR 1986, 337 ff.; 

Heide, Umsetzung der EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung in Praxis und 

Wissenschaft, LKr 1986, 502 ff.; Hoppe/Püchel, Zur Anwendung der Art. 3 und Art. 8 

EG-Richtlinie zur UVP bei der Genehmigung nach dem Bundes- Immissionsschutzge­

setz, DVBl. 1988, 1 ff.; Jarass, Umweltverträglichkeitsprüfung bei Industrievorhaben, 

1987; Loretan, Die Umweltverträglichkeitsprüfung, Diss. Zürich 1986; von Mutius, 

Umweltverträglichkeitsprüfung im Raumordnungsverfahren, BayVBI. 1988, 641 ff.; 

Püchel, Juristische Anmerkungen zur Umsetzung der EG-Richtlinie über die Umwelt­

verträglichkeitsprüfung, Zeitschr. f. angewandte Umweltforschung 1988, 121 ff.; 

Ronellenfitsch, Standortwahl bei Abfallentsorgungsanlagen: Planfeststellungsverfahren 

und Umweltverträglichkeitsprüfung, DÖV 1989, 737 ff.; Salzwedel, Umweltverträglich­

keitsprüfungen bei Verkehrsplanungen, Forschung Straßenbau Heft 352, 1981; 

Schmidt-Aßmann, Zur Umsetzung der EG-Richtlinie über die Umweltverträglichkeits­

prüfung vom 27.6.1985 in gestufte Verfahren des nationalen Rechts, insbes. in Raum­

ordnungsverfahren, DVBI. 1987, 826 ff.; Schoeneberg, Umweltverträglichkeitsprüfung 

und Raumordnungsverfahren, 1986; Schroer, Umweltverträglichkeitsprüfung im Bau­

planungsrecht, 1987; ders. 1 Umweltverträglichkeitsprüfung im Bauplanungsrecht, 

DVBI. 1987, 1097 ff.; Seeliger, Eine europäische Umweltverträglichkeitsprüfung, UPR 

1982, 177 ff.; Steinberg, Die Einführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung in das 

deutsche Planungs- und Anlagengenehmigungsrecht, NuR 1983, 169 ff.; ders., Bemer­

kungen zum Entwurf eines Bundesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 

DVBl. 1988, 995 ff.; Stewing, Umweltverträglichkeitsprüfung - Zweckmäßigkeit und 

Ausgestaltung, et 1986, 648 ff.; Storm, EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprü­

fung, et 1987, 179 ff.; Wahl, Thesen zur Umsetzung der Umweltverträglichkeitsprüfung 

nach EG-Recht in das deutsche Recht, DVBl. 1988, 86 ff.; A. Weber, Zur Umsetzung 

der Umweltverträg1ichkeitsprüfung im Deutschen Recht, UPR 1988, 211 ff.; ders., Die 

UmweJtverträglichkeitsrichtlinie im Deutschen Recht, 1988. 
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werden, falls Willi Blümel seine Habilitationsschrift8 doch noch in ak­
tualisierter Form publizieren sollte. Aber wir leben ja bekanntlich in ei­
ner Risikogesellschaft9. Und wer anderen Risiken zumutet, muß selbst 
bereit sein, Risiken einzugehen10

• Ich werde also versuchen, später mein 
Thema ein wenig grundsätzlicher anzupacken. 

2. Die Vorgehensweise erfolgt aber ganz konventionell. Zunächst muß ge­
klärt werden, was und insbesondere welche Fallkonstellationen von dem 
schlagwortartig formulierten Thema "Verzicht auf Planfeststellung" ge­
meint sind. Sodann werden die wichtigsten gesetzlichen Normierungen 
der Planfeststellung daraufhin abgeklopft, ob sie Aussagen über den 
Verzicht auf die Planfeststellung treffen. Auf dieser Grundlage lassen 
sich die Ausnahmeregelungen vergleichen und auf einen gemeinsamen 
Nenner bringen. In diesem Rahmen ist zu klären, inwieweit sich die 
Ausnahmen von der 11normalen11 Planfeststellung unterscheiden und un­
ter welchen Voraussetzungen sie in Betracht kommen. Das ist dann 
aber auch der Punkt, an dem die Darstellung dogmatisch tiefer ansetzen 
muß. Denn der Regelungsgehalt des Verzichts auf Planfeststellung kann 
nur erfaßt werden, wenn der Regelungsgehalt der Planfeststellung selbst 
feststeht. 

ist. 

8 

9 

10 

II. 

Zu klären ist zunächst, was mit 11Venicht" auf die Planfeststellung gemeint 

Die Pianfeststeiiung, Zweiter TeiJ: Die PJanfeststellung im geltenden Recht, 1967 (Ma­

schinenschrift). 

Beck, Die Risikogesellschaft, 1984 (populärwissenschaftlich). 

Vgl. den Gesamttenor bei Ronellenfitsch, Die Bewältigung der wissenschaftlichen und 

technischen Entwicklung durch das Verwaltungsrecht, DVBl. 19891 851 ff. 
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1. Verzicht ist einmal ein Rechtsbegri_ff. Materiellrechtlich kann durch ein­
seitige Erklärung (vgl. §§ 875, 928, 959,1064, 1255 BGB, § 26 RuStAG) 
oder vertraglich (§ 397 BGB) auf Rechte verzichtet werden. Im öffentli­
chen Recht läßt ein derartiger Rechtsverzicht etwa Abwehrrechte un­
tergehen 11. Prozessual führt ein Rechtsbehelfsverzicht zur Unzulässig­
keit von Rechtsbehelfen12• Verzicht auf Planfeststellung ist wohl nicht in 
einem derartigen Sinne gemeint. Die Themenfolge dieses Seminars liest 
sich zwar wie eine Reihung: A'ndenmg - Aufhebung - Verzicht. Mir geht 
es aber nicht darum, daß jemand von einem planfeststellungsbedürfti­
gen Vorhaben Abstand nimmt, obwohl das bei Unternehmergenehmi­
gungen in Form der Planfeststellung interessant sein könnte. Die Kom­
ponente des freiwilligen Rechtsverzichts scheint freilich bei der Be­
stimmung der Wirkungen eines Verzichts auf Planfeststellung unter­
schwellig eine Rolle zu spielen. 

2 

11 

12 

13 

Umgangssprachlich bedeutet Verzicht vor allem in Verbindung mit Mo­
dalverben soviel wie "ohne etwas auskommen können1113

• In diesem Sinn 
möchte ich auch mein Thema verstehen. Der Gesetzgeber hat gleich­
sam auf die Durchführung der Planfeststellung verzichtet. Bei der Re­
alisierung eines Vorhabens können wir auch ohne Planfeststellung aus­
kommen. 
Damit ist das Thema immer noch weit genug. Denn unter den Begriff 
Planfeststellung fallen das staatliche Hoheitsrecht (Recht zur Planfest­
stellung), die in Ausübung dieses Hoheitsrechts ergangene Verwal­
tungsmaßnahme (Planfeststellungsbeschluß) und das Verwaltungsver-

Vgl. Pietzner/Ronellenfitsch, Das Assessorexamen im Öffentlichen Recht, 6. Aufl., 

1987, § 29 Rdnr. 4. 

Aus der Dispositionsmaxime folgt, daß im Verwaltungsprozeß ein Verzichtsurteil ähn­

lich wie ein Anerkenntnisurteil zulässig ist; vgl. OVG Hamburg, Urteil vom 26.8.1976 -

OVG Bf II 43/75 -, NJW 1977, 214; BVeiwG, Urteil vom 18.1.1963 - IV C 174.62 -, 

RzW 1963, 429 = WM 1963, 327; abw. BVerwG, Urteil vom 7.3.1957 - III C 23855 -, 

DVBI. 1957, 502 = NJW 1957, 885. 

Vgl. Duden, Das große Wörterbuch der deutschen Sprache, Bd. 6, 1981, S. 2792. 



62 

fahren zur Feststellung dieses Plans (P!anfestste!!ungsverfahren)14
. ner 

Verzicht auf das Hoheitsrecht (Rechtsverzicht) interessiert, wie gesagt, 

nicht. Zu behandeln sind dagegen der Verzicht auf einen Planfeststel­
lungsbeschluß und der Verzicht auf das Planfeststellungsverfahren. 

Diese Gegenstände des Verzichts sind hierbei nicht zwingend identisch. 
Wird auf die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens verzichtet, 
so ergeht VNar. auch kein Planfeststellungsbeschluß. Die Zulässigkeit 
des Vorhabens kann sich dann gleichwohl aus dem Vorliegen eines ( al­
ten) Planfeststellungsbeschlusses ergeben, auf den nicht verzichtet wird. 

Vor Pauschallösungen muß daher dringend gewarnt werden. Zumeist 
bedeutet Verzicht auf Planfeststellung allerdings sowohl den Verzicht 
auf das Planfeststellungsverfahren wie auch den Verzicht auf den Plan­

feststellungsbeschluß. 

Nicht erfaßt werden thematisch dagegen die Fälle der vereinfachten 
Planfeststellung, das Entfallen der Planfeststellung im kombinierten 

Genehmigungs-/Planfeststellungsverfahren sowie der Verzicht auf die 
Wiederholung von Teilen des Planfeststellungsverfahrens, wenn der 
Planfeststellungsbeschluß aufgehoben wurde. 

III. 

Der Verzicht auf Planf eststellung ist gesetzlich geregelt in den allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzen sowie in den Fachplanungsgesetzen von 

Bund und Ländern. Danach kann der Verzicht auf die Planfeststellung die 
Änderung bereits festgestellter Pläne, aber auch die Erstfeststellung vo11 Plänen 
betreffen. 

1. Die allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze - in der Folge beschr:inke 
ich mich auf das des Bundes, da landesrechtlich keine Abweichungen 

14 
Ronellenfitsch, VerwArch. 1989, 93. 
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17 
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bestehen - sehen nur den Verzicht auf Planfeststellung bei Planänderun­

gen vor. 
Nach§ 76Abs. 2 VwJ1G kann die Planfeststellungsbehörde bei Planän­
derungen von unwesentlicher Bedeutung von einem neuen Planfeststel­
lungsverfahren absehen, wenn die Belange anderer nicht berührt wer­
den oder wenn die Betroffenen der Änderung zugestimmt haben. 

Daß nur die Planändernng gemeint ist, ergibt sich aus Wortlaut15
, Sy­

stematik16 und Entstehungsgeschichte der Vorschrift17. Für die Erst­

planfeststellung kommt somit allenfalls eine analoge Anwendung des 
§ 76 Abs. 2 VwVfG in Betracht. 

Wann eine Planänderung „von unwesentlicher Bedeutung ist, ist eine 
Rechtsfrage, auf die noch näher einzugehen sein wird18. Hinweisen 
möchte ich an dieser Stelle lediglich auf das problematische Verhältnis 

Planänderung, neues Planfeststellungsverfahren. 

Abs. 2 knüpft an Abs. 1 an, der die Änderung eines festgestellten Plans vor Fertigstel­

lung des Vorhabens behandelt. Abs. 2 ergänzt jedoch nicht nur Abs. 1, auch wenn das 

häufig behauptet ll-7ird. J-.Jach einer, auf diesem ~.-fißverständnis ber..ihenden, verbreite= 

ten Meinung soll folgerichtig der Verzicht auf Planfeststellung nur in der Zeitspanne 

nach Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses, aber vor Fertigstellung des Vorhabens in 

Betracht kommen; so v.a. Bonk, in: Stelkens/Bonk/Leonhardt, Verwaltungsverfah­

rensgesetz, Komm„ 2. Aufl. 1983 sowie Meyer, in: Meyer/Borgs, Komm. zum Verwal­

tungsverfahrensgesetz, 2. Aufl. 1982, § 76 Rdnr. 5, dessen Begründung sich auf ein 

schlichtes "also" beschränkt. § 76 Abs. 2 trifft ebenso wie die später zu behandelnden 

Spezialgesetze - neben der Ergänzung von§ 76 Abs. 1 VwVfG - eine eigenständige Re­

gelung, faßt also die Fallgruppen der §§ 17 Abs. 2 und 18 c Abs. 2 FStrG zusammen. 

Die Formulierung "Planänderung" ist irreführend. Geändert wird nicht nur der Plan 

vor Fertigstellung des Vorhabens (2. Variante), geändert wird das Vorhaben, so wie es 

ursprünglich geplant war (1. Variante). Das kann auch nach Fertigstellung des Vorha-

bens geschehen, wenn nicht in Wahrheit ein völlig neues Vorhaben durchgeführt wer-

den soll. 

Vgl. Busch, in: Knack (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), Komm., 3. Aufl. 

1989, § 76 Anm. 1.1. 

V g1. unten N 3. 
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c) 

d) 

19 

20 

21 

22 

23 

zum Z'Neiten Halbsatz und auf die richterliche Kontrolldichte, gilt es 

doch wieder einmal, eine 0Wesentlichkeit" zu bestimmen. 

Die Tatbestandsvoraussetzungen für das Absehen von der Durchführung 
eines neuen Planf eststellungsverfahrens führt § 76 Abs. 2 Halbsatz 2 
VwVfG auf. Sie sind alternativ gefaßt und stehen in einem inneren Zu­
sammenhang: Entweder werden die Belange anderer durch die Planän­
derung von vornherein nicht berührt. Oder diejenigen, deren Belange 

berührt werden, die Betroffenen, haben der Planänderung zugestimmt. 
Wie der Vergleich mit § 73 Abs. 2 und Abs. 8 VwVfG zeigt, geht es er­
stens nur um die Belange Privater19

. Zweitens werden nur die Belange 
Betroffener angesprochen20

. Die über die Betroffenenbeteiligung hin­
ausgehende Einwendungsbefugnis im regulären Planfeststellungsverfah­
ren21 wirkt sich hier nicht aus. Anders ausgedrückt: Auch wenn - wie bei 
Großvorhaben praktisch immer - mit Einwendungen gegen eine 
Planänderung gerechnet werden muß, so bedeutet das noch lange nicht, 
daß Belange anderer berührt werden. 

Der Verzicht auf Planfeststellung steht jedenfalls nach dem Gesetzes­
wortlaut im Em1esse11 der Planfeststellungsbehörde. Das ist folgerichtig, 
da nach überwiegender, auf Dritte bezogene richtiger Ansicht grund­
sätzlich auch kein Anspruch auf Planfeststellung besteht22

• Wo dagegen 
ausnahmsweise ein subjektives öffentliches Recht des Antragstellers auf 
Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens bejaht werden muß23

, 

hat die Planfeststellungsbehörde zu prüfen, ob ihr Ermessen bei der 

Behörden werden in ihrem Aufgabenbereich, nicht in nihren" Belangen berührt. 

Weitergehend Obennayer, Komm. zum VwVfG, 1983, § 76 Rdnr. 40. 

Broß, Überlegungen zur Stellung der Beteiligten im (fern-)straßenrechtlichen Planfest­

stellungsverfahren, DÖV 1985, 513. 

Broß, Zum Anspruch auf Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens, VerwArch. 

1985, 337 ff. 

Vgl. Ronellenfitsch, VerwArch. 1989, 103. 
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Entscheidung über den Verzicht auf Planfeststellung nicht im Interesse 
des Vorhabenträgers auf Null reduziert ist24

. 

Fachplanungen, bei denen der Verzicht auf Planfeststellung ausdrück­
lich geregelt ist, gibt es im Eisenbahnrecht, Fernmelderecht, Personen­
beförderungsrecht, Wasserwirtschafts- und Wasserstraßenrecht, Luft­

verkehrsrecht, Flurbereinigungsrecht, Abfallrecht und vor allem im 
Straßenrecht. Da von allen Fachplanungen auch in diesem Zusammen­
hang die straßenrechtliche die bedeutsamste ist, werde ich auf sie aus­
führlicher nach einem notwendig nur skizzenhaften Überblick über die 
sonstigen Fachplanungen zum Schluß eingehen. 

Für die eisenbahnrechtliche Planfeststellung trifft § 36 Abs. 2 BBahnG25 

eine dem § 76 Abs. 2 VwVfG entsprechende Regelung. Danach kann 
die Planfeststellung bei Änderungen von unwesentlicher Bedeutung 
unterbleiben, wenn die Belange anderer nicht berührt werden oder die 
Betroffenen der Änderung zugestimmt haben. An Stelle von !tPlanände­
rungen11 heißt es hier "Änderungentl. Außerdem gestattet § 36 Abs. 2 
BBahnG das Unterbleiben der Planfeststellung, während § 76 Abs. 2 
das Absehen von einem neuen Planfeststellungsverfahren vorsieht. Aus 
diesem Unterschied wird man jedoch nicht schließen können, daß§ 36 
Abs. 2 BBahnG - in unmittelbarer Anwendung - den Verzicht auf die 
Erstfeststellung von Plänen ermöglicht. Genauer: Neubauten von Anla­
gen der Deutschen Bundesbahn bedürfen der vorherigen Planfeststel-

"6 . . .. 
lung- . Bei unwesentlichen Anderungen von vorhandenen Anlagen der 
Deutschen Bundesbahn kommt ein Verzicht auf Planfeststellung in Be­
tracht, wobei es dann freilich keine Rolle spielt, ob diese Anlagen früher 
planfestgestellt wurden. 

Hierzu unten IV 4. 

Eingefügt durch Gesetz vom 22.12.1981 (BGBl. 1 S. 1689). 

Finger, AEG, § 36 BbG Bern. 12 b. 
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b) 

c) 

27 

28 

29 

30 

Ob auf die femmelderechtliche Planfeststellung nach § 7 TWG das Ver­
waltungsverfahrensgesetz überhaupt anwendbar ist, ist umstritten27

. Für 
den Verzicht auf die Planfeststellung könnte zudem das Gesetz zur Ver­

einfachung des Planverfahrens filr Fenzmeldelinien vom 24.9.193528 -

PIVG - eine Sonderregelung enthalten. Dann dürfte aber das verein­
fachte Planverfahren kein vereinfachtes Planfeststellungsverfahren dar­
stellen. Im Schrifttum und wohl auch in der Praxis scheint man die 
Tragweite der Differenzierung bislang noch nicht erkannt zu haben. 

Aubert etwa verwendet die Ausdrücke "vereinfachtes Planfeststellungs­
verfahren" und "vereinfachtes Planverfahren" synonym29

• Geht man da­
von aus, daß auch im vereinfachten Planfeststellungsverfahren ein Plan 
aufgestellt und festgestellt wird, so handelt es sich im fernmelderechtli­
chen vereinfachten Planverfahren um etwas anderes. Denn auf die Auf­
stellung eines Planes wird gerade verzichtet. Stattdessen müssen zur 
Nutzung von Verkehrswegen beabsichtigte Linien oder Linienteile nur 
den berührten Stellen mitgeteilt werden. Im vereinfachten Planverfah­
ren liegt folglich ein Verzicht auf Planfeststellung. So dürfte auch das 
Bundesverwaltungsgericht zu verstehen sein, das § 1 PlVG auf densel­
ben Rechtsgedanken zurückführt wie § 17 Abs. 2 FStrG und § 36 Abs. 2 
BBahnG und den Anwendungsbereich des PlVG auf Vorhaben von un­
wesentlicher Bedeutung beschränkt30

. § 76 Abs. 2 VwVfG kommt bei 
der fernmelderechtlichen Planfeststellung also nicht zur Anwendung. 

Die personenbef ördenmgsrechtliche lehnt sich eng an die straßenrechtli­
che Planfeststellung an - der den Verzicht auf Planfeststellung regelnde 

Vg1. Dombert, Breitbandkabel und Telegraphenwegerecht, Diss. Bonn 1987, S. 73 ff.; 

ders., Das femmelderechtliche Planfeststellungsverfahren, (zur Veröffentlichung in der 

NVwZ vorgesehen). 

RGBl. 1S.1177. 

Fernmelderecht II, 3. Aufl. 1976, S. 105. 

Urteil vom 18.3.1987 - 7 C 31.85 -, BVerwGE 77, 135 (136) = Archiv PF 1987, 428 m. 

Anm. Becker = NVwZ 1987, 590; vgl. auch Ronellenfitsch, VeiwArch. 1988, 228 ff.; fer­

ner VG Koblenz, Urteil vom 31.8.1987 - 1 K 57 /86 -, NuR 1988, 94. 
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§ 28 Abs. 2 PBefG entspricht der ursprünglichen Fassung des § 17 
Abs. 3 FStrG - auf deren Behandlung pauschal verwiesen wird31. Ganz 
übergehen möchte ich die personenbeförderungsrechtliche Planfest­
stellung jedoch nicht, weil die Rechtsprechung zu § 28 Abs. 2 PBefG als 
Grundlage für die Rechtsprechung zum Verzicht auf die straßenrechtli­
che Planfeststellung diente. 

aa) Nach§ 28 Abs. 2 Satz 1 PBefG kann bei Änderungen oder Erweite­
nmgen von unwesentlicher Bedeutung eine Planfeststellung unter­

bleiben. Fälle von unwesentlicher Bedeutung liegen insbesondere 
vor, wenn Rechte anderer nicht beeinflußt werden, oder wenn der 
Kreis der Beteiligten bekannt ist oder ohne ein förmliches Ausle­
gungsverfahren ermittelt werden kann und mit den Beteiligten ent­

sprechende Vereinbarungen getroffen werden32. Die Entscheidung 
über das Unterbleiben der Planfeststellung trifft die Genehmi­
gungsbehörde33. Bei Neubaumaßnahmen ist nach einhelliger Mei­
nung im personenbeförderungsrechtlichen Schrifttum der Verzicht 
auf Planfeststellung unzulässig34

• Tatbestand und Rechtsfolge beim 
Verzicht auf Planfeststellung werden dabei in erstaunlicher Weise 
vermengt. nie Entscheidung, ob ~Ä..nderungen oder Frweiterungen 
von unwesentlicher Bedeutung vorliegen, soll eine in vollem Um­

fang justiziable Rechtsfrage sein, die Frage, ob "deswegen" die 
Planfeststellung unterbleiben durfte oder nicht, obliegt der Kom­
mentarliteratur zufolge dem pflichtgemäßen Ermessen der Ge­
nehmigungsbehörde. Verzichte die Planfeststellungsbehörde auch 
in Fällen von wesentlicher Bedeutung auf die Planfeststellung, so 

Vgl. unten III 2 h. 

§ 28 Abs. 2 Satz 2 PBefG. 

§ 28 Abs. 2 Satz 3 PBefG i.V.m. § 11 PBefG. 

Sigi, Personen-Beförderungsgesetz, Komm., 1962, § 28 Anm. 6; Fielitz/Meier /Montigel, 

Personenbeförderungsgesetz, Komm., 1976 ff., § 28 Anm. 3; Rautenberg/Frantzioch, 

Das Personenbeförderungsgesetz, Komm., 1961, § 28 Anm. 2; Bidinger, Personenbe­

förderungsrecht, Losebl. 1961 ff.,§ 28 Anm. 6. 
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35 

36 

37 

handle sie ermessensfehlerhaft35
• Das ist nicht nachvollziehbar. 

Fehlt es an den Voraussetzungen für den Verzicht auf Planfest­
stellung, dann ist der Verzicht von vornherein rechtswidrig. Für 
eine Ermessensbetätigung bleibt dann kein Raum. 

bb) Mit Urteil vom 8. Oktober 197636 entschied das Bundesverwal­
tungsgericht, daß die Entscheidung der Genehmigungsbehörde, 
von der Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens abzuse­
hen, ein Verwaltungsakt sei, der jedoch die Rechtsposition der 
Anlieger oder sonst vom Plan Betroffenen jedenfalls dann nicht 
berühre, wenn ein Anspruch auf Anordnung von Schutzauflagen 
nach § 29 Abs. 2 PBefG nicht bestehe. Die Eigentümlichkeit der 
personenbeförderungsrechtlichen Planfeststellung als Unterneh­
mergenehmigung hat das Bundesverwaltungsgericht in Abgren­
zung zur fernstraßenrechtlichen Planfeststellung seinerzeit noch 
sehr deutlich herausgearbeitet37

. 

Greif, Personenbeförderungsgesetz, Komm., 1961, § 28 Anm. 11; Bidinger, a.a.O. 

(Fußn. 34). 

BVerwG - V11C24.73 -, Buchholz 442.01§28 PBerfG Nr. 3. 

Ebd„ S. 4 f.: "Allerdings wird die in § 28 Abs. 2 Satz 1 PBefG vom 21. März 1961 

(BGBJ. 1 S. 241) geregelte Befugnis der Genehmigungsbehörde, von einem Planfest­

stellungsverfahren unter bestimmten Voraussetzungen abzusehen, durch einen Ver­

waltungsakt wahrgenommen. Die in den Richtlinien für die Planfestste11ung nach dem 

Bundesfernstraßengesetz (PlafeR) unter 1 Nr. 5 Abs. 3 Satz 2 - (Neufassung VkBI. 

1976, 565) zu§ 17 Abs. 2 FStrG vertretene Auffassung, die Entscheidung über das Un­

terbleiben eines Planfeststellungsverfahrens habe keine Außenwirkung, kann jedenfa11s 

für das personenbeförderungsrechtliche Planfeststellungsverfahren keine Geltung be­

anspruchen. Während bei der Planung nach dem FStrG die Entscheidung der obersten 

Landesstraßenbaubehörde nach § 17 Abs. 2 Satz 3 FStrG sich an eine nachgeordnete 

Straßenbaubehörde richtet und damit den inneren Dienstbereich der Landesbauver­

waltung nicht verläßt, trifft nach § 28 Abs. 2 PBefG die Genehmigungsbehörde die 

Entscheidung, daß von der Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens abgesehen 

werde, gegenüber dem Unternehmer, der eine mit dem Rechtsträger der Genehmi­

gungsbehörde nicht identische juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts 

ist. Die Genehmigungsbehörde entscheidet damit über den Antrag des Unternehmers, 
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d) Ein anderes Regelungsmodell für den Verzicht auf Planfeststellung als 
die bisher behandelten enthalten das Wasserhaushaltsgesetz für die 
wasserwirtschaftliche und das Bundeswasserstraßengesetz für die wasser­
straßenrechtliche Fachplanung. 

38 

aa) Nach§ 31 Abs. 1 Satz 3 WHG kann der Ausbau eines Gewässers 
oder seiner Ufer ohne vorherige Durchführung eines Planfeststel­
lungsverfahrens genehmigt werden, wenn mit Einwendungen nicht 
zu rechnen ist. Die Landeswassergesetze treffen hiervon teilweise 
erheblich abweichende Regelungen38

, beachten aber wohl im Hin­
blick auf die hier allein interessierenden Voraussetzungen und 
Wirkungen der Plangenehmigung die Vorgaben der bundesrecht­
lichen Rahmenregelung. Im Unterschied zu dem sogleich zu be­
handelnden§ 14 Abs. 1 Satz 2 WaStrG spricht§ 31 Abs. 1 Satz 3 
WHG von der "vorherigenn Durchführung eines Planfeststellungs­
verfahrens. Vermutlich soll damit - sprachlich ungeschickt - eine 

das Vorhaben in der den vorgelegten Plänen entsprechenden Weise ausführen zu dür­

fen, wobei die verfahrensrechtliche Vereinfachung, die das Absehen von der Planfest­

stellung zur Foige hat, sowohi für den Unternehmer vorteiihaft - das Vorhaben kann 

ohne Zeitverzögerungen ausgeführt werden - als auch nachteilig sein kann, weil die 

Anlage ohne Planfeststellungsbeschluß keinen Bestandsschutz genießt (vgl. § 29 Abs. 1 

und 4 PBefG). Daraus erhellt, daß die Entscheidung gegenüber dem Unternehmer 

rechtliche Wirkungen hat, so daß sie mit Recht als Verwaltungsakt angesehen wird. 

Auch bei vergleichbaren Planfeststellungsverfahren nach§ 8 Abs. 2 LuftVG i.d.F. vom 

4. November 1968 (BGBI. I S. 1113) und nach§ 31 Abs. 1 Satz 3 WHG vom 27. Juli 

1957 (BGBl. I S. 1110; ber. S. 1386) werden die dem§ 28 Abs. 2 Satz 3 PBefG entspre­

chenden Entscheidungen über das Unterbleiben eines Planfeststellungsverfahrens als 

Verwaltungsakte angesehen ... Die zum FStrG vertretene abweichende Auffassung ... 

beruht auf der bereits dargelegten Besonderheit dieses Planfeststellungsverfahrens, bei 

dem es sich bei dem Antragsteller und der entscheidenden Behörde um Organisati­

onseinheiten desselben Rechtsträgers handelt. Soweit eine gleiche Konstellation in den 

anderen Planfeststellungsverfahren vorkommt, scheidet allerdings ebenfalls eine 

Außenwirkung aus." 

Überblick etwa bei GiesekejWiedemann/Czychowski, WHG, 4. Aufl. 1985, § 31 Rdnr. 

34. 
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39 

40 

41 

42 

Selbstverständlichkeit ausgedrückt werden: Das Plangenehmi­
gungsverfahren ist kein Planfeststellungsverfahren; nicht von der 
"vorherigen" Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens wird 
abgesehen, sondern von der Durchführung schlechthin39

• Völlig 
nutzlos ist der Sprachgebrauch dennoch nicht. Dem Landesgesetz­
geber ist es rahmenrechtlich verwehrt, das Plangenehmigungsver­
fahren wie ein Planfeststellungsverfahren mit Anhörungsverfahren 
und Öffentlichkeitsbeteiligung auszugestalten. Die Ausgestaltung 
als förmliches Verfahren 40 läßt sich verfassungsrechtlich vertreten, 
macht aber keinen Sinn41

. 

bb) Gemäß§ 14Abs. 1 Satz 2 WaStrG kann auch der Ausbau oder der 
Neubau von Bundeswasserstraßen ohne Planfeststellung geneh­
migt werden, wenn mit Einwendungen nicht zu rechnen ist. Die 
Plangenehmigung tritt wiederum ausdrücklich neben die Planfest­
stellung. Maßgeblich für die Wahl der Zulassungsform ist die mög­
liche Beeinträchtigung (genauer: Nichtbeeinträchtigung) Dritter, 
nicht die Bedeutung der Baumaßnahme42

. 

cc) BeitTI wasserrechtlichen Verzicht auf Planfeststellung spielt es 
keine Rolle, ob die geplanten Vorhaben bedeutend oder unbe­
deutend sind oder ob sie voraussichtlich Dritte beeinträchtigen 
werden. Maßgeblich ist allein die Wahrscheinlichkeit von Einwen­
dungen. Da die vorherige Durchführung eines Planfeststellungs­
verfahrens an die mögliche Beeinträchtigung Dritter anknüpft, 
muß nicht prognostiziert werden, ob überhaupt mit Einwendungen 
zu rechnen ist. Das wird bei jedem größeren Vorhaben der Fall 
sein. Vielmehr kommt es darauf an, ob berechtigte oder zumindest 

Gieseke(Wiedemann/Czyclwwsld, a.a.O. (Fußn. 38), § 31 Rdnr. 80. 

So in§ 117 Abs. 3 BremWG und§ 128 Abs. 2 NdsWG. 

Vgl. GiesekefWiedemann/Czyclwwski, a.a.O. (Fußn. 38), § 31 Rdnr. 84. 

Ronellenfitsch, Einführung in des Planungsrecht, 1986, S. 143. 
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zulässige (materielle) F.ir1wendungen wahrscheinlich sind43
• Die 

Wahrscheinlichkeit läßt sich ausschließen, indem zwischen dem 
Ausbauunternehmer und den Ausbaubetroffenen Vereinbarungen 

über den Ausgleich der Beeinträchtigungen geschlossen werden44• 

e) Rechtlich am kompliziertesten ist der Verzicht auf Planfeststellung, wie 
niemanden erstaunen wird, der sich einigermaßen im Fachplanungs­

recht auskennt, im Luftverkehrsrecht. 

43 

44 

45 

46 

47 

aa) Der größte Teil der rechtlichen Schwierigkeiten hängt mit der 
mißglückten Verzahnung von Genehmigungs- und Planfeststel­
lungsverfahren zusammen, die vor einigen Jahren ausführlich dar­
gestellt wurde45. Zur Erinnerung dürften daher wenige Bemerkun­
gen ausreichen. 
Aus dem Flugplatzzwang (§ 25 Abs. 1 Satz 1 LuftVG)46 ergibt sich 
notwendig, daß Anlegung und Betrieb von Flugplätzen eine Zulas­
sung erfordern. Die Zulassungspflicht war ursprünglich als reine 

Unternehmergenehmigung ausgestaltet. Bis zur fünften Novelle 

des Luftverkehrsgesetzes von 1958 wurde über Bau und Betrieb 
von Flugh:ifen letztverbinnlich nur dnrch nenehmigung entschie­
den47. Mit Rücksicht auf die immer deutlicher werdende Raumre-

Ebenso Sieder/Zeitler/Dahme, Wasserhaushaltsgesetz, Komm.; Losebl., Stand: 

1.1.1988, § 31 Rdnr. 97; Gieseke/Wiedemann/Czychowski, a.a.O. (Fußn. 38), § 31 Rdnr. 

80. 

So etwa Fritzsche/Knopp/Manner, Das Wasserrecht in Bayern, Losebl., Stand: August 

1983, § 31 Rdz. 70. 

Vgl. Ronellenfitsch, Luftverkehrsrechtliches Genehmigungs- und Planfeststellungsver­

fahren, in: Blüme1 (Hrsg.), Die Vereinheitlichung des Verwaltungsverfahrensrechts, 

1984, S. 125 ff.; ders., Vorüberlegungen zur Bereinigung des luftrechtlichen Verfah­

rensrechts, DVHL 1984~ 501 ff. 

Vgl. Riese, Luftrecht, 1949, S. 228 ff.; OVG Lüneburg, Urteil vom 14.8.1969 - VI OVG 

A 8/69 -, OVGE 26, 343. 

§ 7 LuftVG a.F. ( = heute§ 6 LuftVG) lautete: 

"(1) Die Anlegung und der Betrieb eines Flughafens bedürfen der Genehmigung. 
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48 

levanz von Flughäfen reicherte der Gesetzgeber im 7.uge der No-
vellierung des Luftverkehrsgesetzes von 1958 die Genehmigungs­
voraussetzungen des § 6 LuftVG um eine Raumordnungsklausel 
an. Zugleich wurde neu ein Planfeststellungsverfahren für Ver­
kehrsflughäfen eingeführt48. Seit dem 10. Januar 1959 erfolgt die 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn kein Bedürfnis besteht oder wenn Tatsa­

chen dafür vorliegen, daß der Flughafen oder der in Aussicht genommene Platz unge­

eignet ist, oder dafür, daß der Betrieb unzuverlässig geführt werden wird; ergeben sich 

später solche Tatsachen, so ist die Genehmigung zurückzuziehen. 

(3) Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht für Reichsbetriebe, die im öffentlichen 

Interesse liegen." 

Nach dem Regierungsentwurf vom 20.12.1957, BT-Drucks. IIl/100, war folgende Re­

gelung vorgesehen: 

"§ 7 

(1) Luftfahrtgelände (Flughäfen, Landeplätze und Segelfluggelände) dürfen nur mit 

Genehmigung angelegt oder betrieben werden. Die Genehmigung kann mit Auflagen 

verbunden oder befristet werden. 

(2) Vor Erteilung der Genehmigung ist der Plan zu prüfen. Die Genehmigung ist zu 

versagen, wenn das in Aussicht genommene Geiände ungeeignet ist oder wenn Tatsa­

chen die Annahme rechtfertigen, daß die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefähr­

det werden kann. Ergeben sich später solche Tatsachen, so ist die Genehmigung zu wi­

derrufen. 

(3) Die Genehmigung eines Flughafens, der dem allgemeinen Verkehr dienen soll, ist 

außerdem zu versagen, wenn durch die Anlegung und den Betrieb des beantragten 

Flughafens die öffentlichen Interessen in unangemessener Weise beeinträchtigt wer­

den. 

( 4) Die Genehmigung kann ergänzt oder geändert werden, wenn dies nach dem Er­

gebnis des PJanfeststeJlungsverfahrens (§§ 7 b bis 7 d) notwendig ist. Eine Änderung 

der Genehmigung ist erforderlich, wenn die Anlage oder der Betrieb des Luftfahrtge­

ländes wesentlich eiweitert oder sonstwie geändert werden soll. 

§7b 

(1) Flughäfen und Landeplätze mit beschränktem Bauschutzbereich nach§ 10 f dürfen 

nur angelegt, bestehende nur geändert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist. 

(2) Bei Änderungen oder Erweiterungen von unwesentlicher Bedeutung kann eine 



49 

50 

73 

Zulassung von Flugplätzen somit im isolierten Genehmigungsver­
fahren (ohne Planfeststellung) sowie im Genehmigungsverfahren 
mit Planf eststellung. Letzteres ist vorgeschrieben für Flughäfen 
und Landeplätze mit beschränktem Bauschutzbereich nach § 17 
LuftVG. Die Flughafenplanung wird seither gelegentlich als mehr­
stufige Planung qualifiziert49

• Das verleitet zu Fehlschlüssen, weil 
nun einmal keine echte Verfahrensstufung gegeben isr5°. Die Ge­
nehmigungsentscheidung nach § 6 LuftVG eröffnet den Zugang 
zum Planfeststellungsverfahren, reicht jedoch nicht in dieses hin­
ein. Möglicherweise wählte der Gesetzgeber diese Stufenfolge, weil 
bei Einführung der luftrechtlichen Planfeststellung die straßen­
rechtliche Planfeststellung Pate stand, die sich deutlich von der 
Unternehmergenehmigung unterscheidet. Die Annahme eines 
subjektiven öffentlichen Rechts des Unternehmers auf Durchfüh­
rung der Planfeststellung hätte wohl dogmatische Schwierigkeiten 
bereitet. Durch ein vorgeschaltetes Genehmigungsverfahren ließ 

Planfeststellung unterbleiben. Fälle von unwesentlicher Bedeutung liegen insbesondere 

vor, wenn Rechte anderer nicht beeinflußt werden oder wenn bei einer nur geringen 

Zahl von Beteiligten entsprechende Vereinbarungen getroffen werden." 

Die Raumordnungsklausel beruht auf einer Anregung des Bundesrats (BT-Drucks. 

III/100, S. 21), die folgendermaßen begründet wurde: "Dagegen erscheint es notwen­

dig, bereits bei Prüfung des Antrages auf Erteilung der Konzession zum Bau und Be­

trieb eines Flughafens festzustellen, ob die geplante Maßnahme insbesondere auch den 

Erfordernissen der Raumordnung, der Landesplanung und des Städtebaus entspricht. 

Würde man die Fragen erst im Planfeststellungsverfahren prüfen und käme dann zu 

einem negativen Ergebnis, so wäre erhebliche Planungs- und Verwaltungsarbeit um­

sonst aufgewendet worden." Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) des Deutschen Bundestags schloß sich dieser Ansicht an (BT-Drucks. 

III/478, S. 10). 

Vgl. nur Lau, in: Giemulla/Lau/Schmid, Luftverkehrsgesetz, Komm., Losebl., Stand: 

1988, § 6 Rdnrn 7 ff.; BVerwG, Urteil vom 22.3.1974 - IV 42.73 - (Frankfurt), Buchholz 

442.40 § 6 LuftVG Nr. 6 = BayVBl. 1975, 395 = DÖV 1974, 418 = DVBI. 1974, 562 = 
NJW 1974, 1961 = VerwRspr. 26, 357 = VkBl. 1974, 566 = ZLW 1974, 327. 

Ronellenfitsch, VerwArch. 1989, 115. 
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51 

52 

sich der Anspruch auf Planfeststellung leichter begründen. Die 
Genehmigung ist gleichsam die Eintrittskarte zum Planfeststel­
lungsverfahren51. Darüber hinausgehend trifft die Genehmigung 

im Verhältnis zum Planfeststellungsbeschluß keine verbindliche 
Entscheidung. Viel.mehr bleibt die Entscheidung bis zum Erlaß des 
Planfeststellungsbeschlusses offen. Lediglich die Betriebsgenehmi­
gung steht bei Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses nicht erneut 
zur Disposition. Nach Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses än­

dert sich die Rechtslage grundlegend. Von nun an ist der Planf est­
stellungsbeschluß für das weitere Schicksal der Anlage maßgeblich. 
Die Genehmigung kann jetzt nicht mehr vorgreiflich sein. Mehr 
noch: Sie ist gegebenenfalls nach§ 6 Abs. 4 Satz 1 LuftVG an den 
Planfeststellungsbeschluß anzupassen, wobei der Anpassung nur 
deklaratorische Bedeutung zukommt. Bei Änderungen von Flug­
häfen oder Landeplätzen mit beschränktem Bauschutzbereich muß 
folgerichtig zunächst geprüft werden, ob die Änderung planf est­
stellungsbedürftig ist. Die Stufenfolge bleibt umgekehrt. Dem 
Planänderungsbeschluß folgt die geänderte Genehmigung nach52

· 

bb) Für den Verzicht auf Planfeststellung trifft § 8 Abs. 2 Satz 1 LuftVG 
die auch sonst vielfach vorgesehene Regelung, daß bei Änderun­
gen oder Erweiterungen von unwesentlicher Bedeutung eine 
Planfeststellung unterbleiben kann. Fälle von unwesentlicher Be­
deutung liegen nach § 8 Abs. 2 Satz 2 LuftVG insbesondere vor, 
wenn Rechte anderer nicht beeinflußt werden oder wenn der Kreis 
der Beteiligten bekannt ist oder ohne ein förmliches Auslegungs­
verfahren ermittelt werden kann und mit den Beteiligten entspre­
chende Vereinbarungen getroffen werden. Für Erstplanungen ist 

Die Stufenfolge (erstmalige) Genehmigung - Planfeststellung darf deshalb nicht um­

gekehrt werden; vgl. BVetwG, Urteil vom 21.8.1981 - 4 C 77i79 - (Dortmund­

Wickede), Buchholz 442.40 § 6 LuftVG Nr. 13 = NVwZ 1982, 113. 

Zutreffend BVerwG, Urteil vom 5.12.1986-4C13.85 -, BVerwGE 75, 214 =Buchholz 

442.40 § 8 LuftVG Nr. 6 = BauR 1987, 412 = BRS 46, 57 = DVBJ. 1987, 573 = NVwZ 

1987, 578 = UPR 1987, 342 = ZLW 1987, 292. 
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somit der Ver71cht auf Planfeststellung n1cht vorgesehen. Auch bei 
Flughäfen oder Landeplätzen mit beschränktem Bauschutzbereich, 
die vor Einführung des Planf eststellungsverfahrens schlicht gew 
nehmigt wurden, kommen jedoch Änderungen und Erweiterungen 
von unwesentlicher Bedeutung in Betracht. Sie fallen m.E. unter 
§ 8 Abs. 2 LuftVG. Doch beginnen schon an dieser Stelle die 
Schwierigkeiten. Weil das Luftverkehrsgesetz in unterschiedlichem 
Zusammenhang und mit unterschiedlichem Sinngehalt "Änderun­
gen11 oder "Erweiterungenlt der Anlage, der Genehmigung u.dgl. 
erwähnt53

, ist nämlich unklar, was geändert oder erweitert wird, 
welche Bedeutung die Änderung oder Erweiterung hat und wofür 

.t!!'A 

oder für wen sie wesentlich is~. 

cc) Gegenstand der Änderungsplanfeststellung nach§ 8 Abs. 1 LuftVG 
sind 1'bestehende" Flugplätze sowie Landeplätze mit beschränktem 
Bauschutzbereich. Betriebliche Änderungen können - trotz § 9 

- Nach§ 6 Abs. 4 Satz 1 LuftVG ist die Genehmigung zu ergänzen oder zu ändern, 

wenn dies nach dem Ergebnis des Planfeststellungsverfahrens (§§ 8 bis 10 LuftVG) 

notw-endig ist 

- Nach § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG ist eine Änderung der Genehmigung auch erforder­

lich, wenn die Anlage oder der Betrieb des Flugplatzes wesentlich erweitert oder ge­

ändert werden soll. 

- Nach § 8 Abs. l LuftVG dürfen bestehende Flughäfen sowie Landeplätze mit be­

schränktem Bauschutzbereich nach § 17 LuftVG nur geändert werden, wenn der 

Plan nach§ 10 LuftVG vorher festgestellt ist. 

- Nach§ 8 Abs. 2 Satz 1 LuftVG kann eine Planfeststellung bei Änderungen oder Er-

weiterungen von unwesentlicher Bedeutung unterbleiben. 

- Nach§ 30 Abs. 3 Satz 1 LuftVG sind bei der Anlegung und wesentlichen Änderung 

militärischer Flugplätze auf Gelände, das nicht durch Maßnahmen auf Grund des 

Landbeschaffungsgesetzes beschafft zu werden braucht, die Erfordernisse der Raum­

ordnung, insbesondere des zivilen Luftverkehrs, nach Anhörung der Regierungen der 

Länder, die von der Anlegung oder Änderung betroffen werden, angemessen zu be­

rücksichtigen. 

Die folgenden Ausführungen führen Gedanken weiter, die in VerwArch. 1989, 114 ff. 

entwickelt wurden. 
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55 

56 

Abs. 2 LuftVG - schon deshalb nicht planfeststellungsbedürftig 
sein, weil sich § 8 Abs. 1 LuftVG deutlich von § 6 Abs. 4 Satz 2 
LuftVG, wonach Gegenstand der wesentlichen Änderung die An­
lage und der Betrieb des Flugplatzes sind, unterscheidet. Mit § 6 
Abs. 4 Satz 2 LuftVG ist dagegen § 30 Abs. 3 Satz 1 LuftVG ver­
gleichbar. Dort ist zwar nur die wesentliche Änderung "militäri­
scher Flugplätze" erwähnt. Gemeint sein müssen aber ebenfalls 
Anlage und Betrieb der Flugplätze, da der zivile Luftverkehr in er­
ster Linie durch den militärischen Flugbetrieb beeinträchtigt wer­
den kann. Die Änderung einer militärischen Anlage wird in aller 
Regel den zivilen Bereich unberührt lassen, es sei denn, Flug­
plätze werden zivil und militärisch genutzt. In der Praxis werden 
betriebliche Änderungen dementsprechend nur nach § 6 Abs. 4 
Satz 2 LuftVG genehmigt. Mit Rücksicht auf§ 11 LuftVG besteht 
jedoch die Neigung, das Genehmigungsverfahren analog den Vor­
schriften über das Planfeststellungsverfahren auszugestalten55

. 

Diese Vorgehensweise ist rechtlich äußerst problematisch, da mit 
dem Planf eststellungsverfahren weitergehende Beteiligungsrechte 
Dritter, v.a. der Naturschutzverbände, verbunden sind, die dem 
Antragsteller im Genehmigungsverfahren nicht zugemutet werden 
können. Eine Kurskorrektur erscheint dringend geboten. Fest steht 
auf alle Fälle, daß§ 8 Abs. 2 LuftVG für betriebliche Änderungen 
nicht einschlägig ist. 

dd) § 8 Abs. 1 LuftVG schreibt für jede Änderung von Flughäfen die 
vorherige Feststellung des Plans vor und wird auch gewöhnlich im 

strengen Sinne verstanden56
. Nach § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG sind 

jedoch nur wesentliche Änderungen genehmigungspflichtig. § 8 
Abs. 2 LuftVG hebt die Ungereimtheit nur bei vordergründiger 
Betrachtung auf. Denn erstens sind die "Wesentlichkeiten" in § 6 

Vgl. Giemulla, a.a.O. (Fußn. 49). 

Hofmann/Grabherr, Luftverkehrsgesetz, Komm., 1971, § 8 Rdnr. 8. 
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Abs. 4 Satz 2 LuftVG und in§ 8 Abs. 2 LuftVG nicht identisch57
, 

zweitens können verschiedene Behörden im Genehmigungs- und 
Planfeststellungsverfahren zuständig sein und drittens schließlich 
steht der Verzicht auf Planfeststellung nur im Ermessen der Plan­
feststellungsbehörde (§ 10 Abs. 1Satz2 LuftVG). Somit muß nach 
Wegen gesucht werden, die Ungereimtheiten aufzulösen. Auf dem 
Boden der früheren Rechtsprechung58

, die offenbar noch nicht 
völlig überwunden ist, konnte man über die Vorgreiflichkeit der 
Genehmigungsentscheidung recht einfach zum gewünschten Er­
gebnis gelangen. Wo die Genehmigungspflicht entfällt, entfällt 
auch die Notwendigkeit, ein Planfeststellungsverfahren durch-
__ .rA-+ 1 ~ 1 _ T..- 7 11 ..__ 1 1 "'- 1 t 1 _1' _ ....,. • 1 .t_ _ zurunren. 1.Jieser weg 1sc mcnc menr gangoar, aoer we 1ucncung 
stimmt. Soweit § 8 Abs. 1 LuftVG sich auf die Änderung von 
11Flughäfen" bezieht, kann es sinnvollerweise nur um den Flughafen 
insgesamt gehen. Die Änderung von Teilen der Flughafenanlage 
ändert nicht zwangsläufig den ganzen Flughafen. Die Gleichset­
zung von Anlegung und Änderung des Flughafens ist nur dann 
sachlich gerechtfertigt, wenn Anlegung und Änderung qualitativ 
gleichgewichtig sind. Akzeptiert man diese Prämisse, so kommt es 
darauf an, Kriterien der aniagenbedingten Wesentlichkeit aufzu-

Hierzu sogleich. 

BVerwG, Urteil vom 22.6.1979 - 4 C 40.75 - (Stuttgart), Buchholz 442.40 § 6 LuftVG 

Nr. 11 = DÖV 1980, 135 :: NJW 1980, 718: "Für alle Beteiligten hat die Entscheidung 

der Genehmigungsbehörde vorgreifliche Wirkung in bezug auf die Fälle, in denen die 

Etweiterung oder Änderung eines Flughafens außer einer Genehmigung auch einer 

Planf eststellung bedarf. Denn wenn die Genehmigungsbehörde die Genehmigung ei­

ner angezeigten Erweiterung oder Änderung des Flughafens nicht für erforderlich hält, 

so schließt sie damit auch die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens aus, für 

das das Vorliegen einer rechtswirksamen Genehmigung vorausgesetzt ist." Diese For­

mulierung ist in sich widersprüchlich. Das Änderungsplanfeststellungsverfahren setzt 

das Vorliegen eines Planfeststellungsbeschlusses voraus. Dieser beruht seinerseits auf 

einer "rechtswirksamen Genehmigung". Die Genehmigung ist nach wie vor vorhanden, 

wenn das Änderungsplanfeststellungsverfahren durchgeführt werden soll, sonst würde 

es am Substrat der Änderung fehlen. 
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zeigen. Wie nun Änderungen nach§ 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG nur 
we~entlich sind, wenn sie die Genehmigungsfrage neu aufwerfen59

, 

so dürfte eine Änderungsplanfeststellung nur notwendig sein, wenn 
sich die Bedingungen der planerischen Abwägung geändert haben. 
Ferner ist der Gegenbegriff zur Anlage des Flughafens dessen Be­
trieb. Zum Betrieb gehört auch das Vorhalten und Unterhalten 
der Flughafenanlage60

• Bauliche Maßnahmen, die primär be­
triebsbezogen sind, müssen daher nicht in jedem Fall der Anlegung 
oder Anlage des Flughafens zugeordnet werden. Sinn und Zweck 
von§ 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG und§ 8 Abs. 1 LuftVG sprechen im 
Gegenteil dafür, eine Zäsur zwischen der Änderung der baulichen 
Anlage insgesamt, dem Flughafen, und dem Betrieb zu machen. 
Eine Änderung der betrieblichen Infrastruktur, die das bauliche 
Konzept des Flughafens nicht berührt, würde bei dieser Sichtweise 
ebenfalls nur unter § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG fallen. 

ee) Ist nur für bautechnisch-anlagenbezogene wesentliche Änderungen 

die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens erforderlich, 
also nicht etwa für den nachträglichen Bau von Lärmschutzanla­
gen, so kann sich § 8 Abs. 2 LuftVG nur auf die Bedeutung der 
Änderungen oder Erweiterungen der Anlage für die Betroffenen 
beziehen. Folgerichtig in diesem Sinn sind auch die Regelbeispiele 
für die Fälle von unwesentlicher Bedeutung ausgestaltet. Für Laien 
mag es paradox klingen, doch§ 8 Abs. 2 LuftVG ist so zu verste­
hen, daß selbst bei wesentlichen Änderungen oder Erweiterungen 
von Flugplätzen oder Landeplätzen mit beschränktem Bauschutz­
bereich eine Planfeststellung unterbleiben kann, wenn für die Be­
troffenen die Änderungen oder Erweiterungen eben nicht wesent­
lich sind. 

BVerwG, Urteil vom 11.2.1977-N9.75 -, NJW 1978, 64 (65). 

Lau, in: Giemulla/Lau/Schmid, a.a.O. (Fußn. 49 ), § 6 Rdnr. 8. 
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f) Besondere Aufmerksamkeit verdient die flurbereinigungsrechtliche 
Plan/ eststellung. Für den Verzicht auf Planfeststellung wurden hier das 
wasser- und straßenrechtliche Regelungsmodell kombiniert. 

61 

62 

aa) § 41 Abs. 4Satz1 FlurbG sieht zunächst vor, daß der Plan über die 

gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen genehmigt werden 
kann, wenn mit Einwendungen nicht zu rechnen ist oder Einwen­
dungen nicht erhoben oder nachträglich ausgeräumt werden. 
Die Regelung war ohne Vorläufer im Flurbereinigungsrecht. Sie 

wurde 1976 eingeführt, um praktischen Erfahrungen, die man 
durch die Anwendung von § 31 Abs. 1 Satz 3 WHG in der Flur­
bereinigung gewonnen hatte, Rechnung zu tragen61

. Von seinem 
Vorbild weicht § 41 Abs. 4 Satz 2 FlurbG insofern ab~ als eine 
Plangenehmigung auch dann möglich ist, wenn Einwendungen 
nicht erhoben oder nachträglich ausgeräumt werden. Ob die 
sprachliche Fassung der Bestimmung völlig gelungen ist, mag man 
im nachhinein bezweifeln62. Was zum Ausdruck gebracht werden 

Quadflieg, Recht der Flurbereinigung, Losebl., Stand: April 1989, § 41 FlurbG Rdnr. 

169, 178. 

Vgl. den Vorschlag bei Blümel/Ronellenfitsch, Die Planfeststellung in der Flurbereini­

gung, 1975, S. 95. Die Präsensform von "wenn mit Einwendungen nicht zu rechnen ist" 

neben "wenn Einwendungen nicht erhoben oder nachträglich ausgeräumt werden" 

könnte einem Philologen Schwierigkeiten bereiten. Ob Einwendungen nicht erhoben 

werden, weiß natürlich in dem Zeitpunkt, in dem über den Verzicht auf die Planfest­

stellung entschieden wird, niemand. Ist mit Einwendungen zu rechnen, so muß ein 

Planfeststellungsverfahren durchgeführt werden, selbst wenn sich die Prognose als 

falsch erweist und im Planfeststellungsverfahren doch keine Einwendungen erhoben 

werden. Die beiden Alternativen in§ 41 Abs. 4 Satz 2 FlurbG betreffen ersichtlich zwei 

Beurteilungszeitpunkte, bzw. fassen zwei Beurteilungsweisen zeitlich zusammen. Dem­

gegenüber hatte der Agrarausschuß des Bundesrats folgende Fassung vorgeschlagen : 

"Der Plan kann ohne vorherige Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens von 

der oberen Flurbereinigungsbehörde genehmigt werden, wenn mit Einwendungen 

nicht zu rechnen ist, während der Planauslegung Einwendungen nicht erhoben oder 

nachträglich ausgeräumt werden" (BR-Drucks. 589/1/74). Diese Fassung hätte eine 

Verifizierung der Einwendungsprognose noch im Plangenehmigungsverfahren erfor-
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sollte, läßt sich aus dem Sinnzusammenhang jedoch leicht er­

schließen: Entweder ist mit Einwendungen nicht zu. rechnen. Dann 

kann ohne weiteres auf die Planfeststellung verzichtet werden. 
Oder es war mit Einwendungen zu rechnen; es gelang aber, die 
Einwendungen von vornherein - so daß sie nicht erhoben wurden -

oder nachträglich auszuräumen. Dann ist die Plangenehmigung 
ebenfalls gerechtfertigt. Damit dürfte - im Gegensatz zu anderen 
Fachplanungen - die Rechtsstellung der oberen Flurbereinigungs­

behörde bei der Erstplanung hinreichend flexibel ausgestaltet sein. 

bb) Für den Verzicht auf die sonst notwendige Planfeststellung bei 
Änderum!en und Erweiterune:en von unwesentlicher Bedeutun2 ...., ...,, ...... 

sind zwei Bezugspunkte maßgeblich. 
Den Bezungspunkt für die A·ndenmgen und Erweiterungen bilden 
die gemeinschaftlichen oder öffentlichen Anlagen. Ein Verzicht 
auf Planfeststellung ist folglich nicht nur möglich, wenn ein Plan­

feststellungsbeschluß oder eine Plangenehmigung vorhanden ist, 

d.h., wenn bereits festgestellte oder genehmigte Pläne geändert 
oder erweitert werden63

. 

Rezugspunkt f11r die Wesent!ichkeit der Änderung oder Erweiterung 
sind die rechtlichen Wirkungen des Vorhabens für die Betroffenen. 

Die Betroffenen werden zwar "Beteiligte" genannt, doch liegt es 
auf der Hand, daß nicht die Beteiligten im Sinne des § 10 FlurbG 
gemeint sind64

• 

Neuanlagen erfaßt§ 41 Abs. 4 Satz 2 FlurbG nicht. 

dert und sogar eine Verschärfung gegenüber den Anforderungen des§ 31 Abs. 1 Satz 3 

WHG bedeutet, obwohl es gerade ein Anliegen des Bundesrats war, das Flurbereini­

gungsverfahren effizienter zu gestalten. Die spätere Gesetzesfassung versucht, diesem 

Anliegen besser gerecht zu werden, ohne die rechtlichen Belange der Betroffenen zu 

verkürzen. 

Zutreffend Quadjlieg, a.a.O. (Fußn. 61), § 41 Rdnr. 193. 

Quadflieg, a.a.O. (Fußn. 61), § 41 Rdnr. 204 f. 
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g) Im Abfallentsorgungsrecht griff der Gesetzgeber auf das wasserrechtli­
che Regelungsmodell zurück und regelte in§ 7 Abs. 2 AbfG ausdrück­
lich das Institut der Plangenehmigung. Die erhoffte Verfahrensvereinfa­
chung und -beschleunigung65 blieb aber, wie an anderer Stelle darge­
legt66, aus. Auch im Abfallrecht gibt es im Verhältnis zur Plangenehmi­
gung offenbar noch Berührungsängste. Das ist bedauerlich; denn die 
differenzierte und durchdachte Vorschrift des § 7 Abs. 2 AbfG gestattet 
durchaus eine effiziente Verfahrensgestaltung. 

65 

66 

67 

68 

aa) So kann die zuständige Behörde an Stelle eines Planfeststellungs­
verfahrens ein Genehmigungsverfahren durchführen, wenn be­
stimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Das Planfeststellungsverfah­
ren ist nach § 7 Abs. 1 AbfG vorgesehen für die Errichtung und 
den Betrieb von ortsfesten Abfallentsorgungsanlagen sowie für die 
wesentliche Änderung einer solchen Anlage oder ihres Betriebes. 
Unwesentliche Änderungen werden nicht erfaßt. Sie benötigen 
überhaupt keine abfallrechtliche Zulassung67. 

bb) Eine Plangenehniigu.ng reicht aus, wenn die Errichtung und der Be­

trieb einer unbedeutenden Abfallentsorgungsanlage beantragt wird 
(§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AbfG; 1. Aiternative). Bereits bei der Erst­
planung ist folglich der Verzicht auf Planfeststellung zulässig. 
Wann eine Abfallentsorgungsanlage unbedeutend ist, definiert das 
Gesetz nicht. Auf die Bedeutung der Anlage für potentielle Ein­
wender kommt es nicht an. Maßgeblich ist hier, im Gegensatz zu 

anderen Fachplanungen, die anlagentechnische Bedeutsamkeit. 
Denn § 7 Abs. 2 Satz 2 AbfG stellt klar, welche Anlagentypen oder 
-dimensionen kraft Gesetzes als unbedeutend gelten. Die EG­
Richtlinie 85/337 /EWG68 ist grobmaschiger. Abfallentsorgungs-

Vgi. Begründung zum Regierungsentwurf vom 5.7.1971, BT-Drucks. vlj2401, S. 14. 

Ronellenfitsch, DÖV 1989, 737 ff. (746 f.). 

AA. wohl Schwermer, in: Kunig/Schwerrner/Versteyl, AbfG, Komm., 1988, § 7 Rdnr. 

12. 

Amtsbl. der EG Nr. L 175/40 vom 5.7.1985 ( = DVBL 1987, 829 ff.). 
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70 

71 

anlal!en. für die danach ohne Präzisierunl! von Konzeot und 
""""' , - "-.J' ... 

Größenordnung fakultativ eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
vorgesehen ist, sind deshalb nicht automatisch bedeutend. Für eine 
restriktive Auslegung von § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AbfG, 1. Alter­

native besteht kein Anlaß69
. 

cc) Die wesentliche Ändenmg einer Abfallentsorgungsanlage oder 
ihres Betriebes kann ebenfalls im Genehmigungsverfahren zuge­
lassen werden. Hierbei ist es einerlei, ob es sich um eine bedeu­
tende oder unbedeutende Anlage handelt, wie die erstmalige Zu­
lassung der Anlage erfolgte und ob mit Einwendungen zu rechnen 
. t70 
lS • 

dd) Nach § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AbfG ist der Verzicht auf Planfest­
stellung auch dann statthaft, wenn mit Einwendungen nicht zu 
rechnen ist. Da es sich um eine eigenständige Möglichkeit des 
Verzichts auf Planfeststellung handelt, erfaßt diese Variante nur 
die erstmalige Errichtungs- und/ oder Betriebsgenehmigung be­
deutender Anlagen. Bei diesen ist erfahrungsgemäß immer mit Je­
dermann-Einwendungen zu rechnen.§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AbfG 
würde somit bei extensiver Interpretation Ieeriaufen. Die Vor­
schrift ergibt nur dann einen Sinn, wenn man eine Prognoseent­
scheidung der zuständigen Behörde über die zulässigen Einwen­
dungen (der Betroffenen) genügen läßt. War die Prognose ex ante 
fehlerfrei und werden dann doch Einwendungen erhoben, so muß 
nicht vom Genehmigungsverfahren in das Planfeststellungsverfah­
ren übergegangen werden 71

, weil - wie mehrfach betont - ein An­
spruch Drittbetroffener auf Durchführung eines Planfeststellungs­
verfahrens nicht besteht. 

Anders Schwenner, a.a.O. (Fußn. 67), § 7 Rdnr. 55. 

Zutreffend Schwermer, a.a.O. (Fußn. 67); § 7 Rdnr. 57. 

A.A. Schwermer, a.a.O. (Fußn. 67), § 7 Rdnr. 58; Bim, in: Bim/Jung, Abfallrecht für 

die betriebliche Praxis, Losebl., § 7 Anm. 2.3. 
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ee) Der Verzicht anf Phmfeststelhmg kann auf Antrag oder von Amts 
wegen erfolgen. Die Entscheidung steht im Ennessen der zuständi­
gen Behörde. Hat ein privater Vorhabenträger ausdrücklich ein 
Genehmigungsverfahren an Stelle der Planfeststellung beantragt, 
so reduziert sich das Ermessen der zuständigen Behörde auf Null. 
Da das Genehmigungsverfahren für den Vorhabenträger wesentli­
che Erleichterungen bringt, würde die Durchführung eines Plan­
feststellungsverfahrens nämlich gegen das Übermaßverbot ver­
stoßen 72• Die Prüfung der Voraussetzungen des Verzichts auf 
Planfeststellung eröffnet einen derart weiten behördlichen Ent­
scheidungsspielraum, daß die Ermessensreduzierung hingenom­
men werden kann. 

h) Vorbild für alle modernen Planfeststellungen ist auch im vorliegenden 
Zusammenhang die straßenrechtliche Planfestste/lung. 

72 

aa) Nach§ 17 Abs. 2 Satz 1 FStrG kann in den Fällen des§ 19 Abs. 2 a 
FStrG und bei Änderungen oder Erweiterungen von unwesentli­
cher Bedeutung die Planfeststellung unterbleiben. Die Entschei­
duns:r hierüber trifft die oberste Landesstraßenbaubehörde (§ 17 ._, ,-

Abs. 2 Satz 3 FStrG). Anders als in§ 76 Abs. 2 VwVfG werden die 
Tatbestandsvoraussetzungen für den Verzicht auf Planfeststellung 
nicht von den Fällen unwesentlicher Bedeutung abgesetzt. Viel­
mehr konkretisiert § 17 Abs. 2 Satz 2 FStrG die Fälle unwesentli­
cher Bedeutung; "Fälle von unwesentlicher Bedeutung liegen be­
sonders vor, wenn Rechte anderer nicht beeinflußt werden oder 
wenn mit den Beteiligten entsprechende Vereinbarungen getroffen 
werden". 
Gesetzestechnisch ist die Regelung auch nicht glücklicher als die­
jenige in § 76 Abs. 2 VwVfG. Denn zum einen gibt § 17 Abs. 2 
FStrG nur Beispiele für die FäHe von unwesendicher Bedeutung, 
was für die Konkretisierung des unbestimmten Rechtsbegriffs nicht 
sehr hilfreich ist. Zum anderen bleibt das Verhältnis von § 17 

Ronellenfttsch, DÖV 1989, 747. 
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74 

75 

Abs. 2 FStrG zu§ 17 Abs. 1 FStrG i.V.m. § 19 Abs. 2 a FStrG un­
klar. 

bb) Sicher ist immerhin, daß § 17 Abs. 2 FStrG zwei Fallgruppen re­
gelt, in denen die Planf eststellung iinterbleiben kann: 

Erstens ist das vereinfachte Verfahren zulässig, wenn die Beteilig­
ten sich nach § 19 Abs. 2 a FStrG mit der Übertragung oder Be­

schränkung des Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich 
einverstanden erklärt haben. 

Zweitens kann die Planfeststellung auch unterbleiben, wenn die 
Änderung oder Erweiterung einer Bundesfernstraße von unwe-

.11• ... - „ . • . t „ • 11 t ..... „ ~ ... 
sencucner tseaeucung 1sc, a.n. msoesonaere, wenn Kecnce anaerer 
nicht beeinflußt werden oder wenn mit den Beteiligten entspre­

chende Vereinbarungen getroffen werden. 
Wenn das Gesetz zwei Fallgruppen vorsieht, dann müssen diese 
auch unterschieden werden. Es geht nicht an, unter Berufung auf 
ein redaktionelles Versehen des Gesetzgebers die Fälle des § 19 
Abs. 2 a FStrG als weitere Beispielsfälle für das Vorliegen einer 
unwesentlichen Bedeutung gleichsam in § 17 Abs. 2 Satz 2 FStrG 
umzutopfen73. Gieichwohl ist zweifeihaft, inwiefern sich die beiden 
Fallgruppen unterscheiden. 

cc) Bei der ersten Fallgruppe fällt zunächst auf, daß von einer Planän­
derung oder -erweiterung nicht die Rede ist. Erfaßt werden somit 
auch Neubaumaßnahmen. Ob der Gesetzgeber dies beabsichtigte, 
als er § 17 Abs. 2 Satz 1 durch das 2. FStrÄndG ergänzte74

, mag 
zweifelhaft sein. Die Annahme eines Redaktionsversehens geht 
mir dennoch zu weit. Denn zum einen kannten andere Fachpla­
nungsgesetze bei Erlaß des 2. FStrÄndG den Verzicht auf Plan­
feststellung bei neuen Vorhaben 75. Zum anderen knüpft § 19 

So im Ergebnis Fickert, Planfeststel1ung für den Straßenbau, Komm., 1978, Nr. 5 Tn 

1 ff. 

Gesetz vom 4. Juli 1974 (BGBI. 1 S. 1401). 

Vgl. oben III 2 d. 
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85 

Abs. 2 a FStrG an bewährte Rel!elum?en in den Straßenl!esetzen 
~ ~ ~ 

der Länder an. Vorbildlich war namentlich das Hessische Straßen-

gesetz vom 9.10.196276, nach dessen § 33 Abs. 3 die Planfeststel­
lung auch dann unterbleiben kann, wenn der Neubau von Landes­
straßen und Kreisstraßen von unwesentlicher Bedeutung ist. Es 
darf wohl angenommen werden, daß der Gesetzgeber dies wußte. 
Der Gesetzeswortlaut ist jedenfalls, was den Verzicht auf Planfest­
stellung auch bei Neubaumaßnahmen angeht, eindeutig, und auch 

aus sachlichen Gründen besteht kein Anlaß für eine teleologische 
Reduktion der ersten Alternativen. 

Unabweisbar erscheint mir die berichtigende Auslegung jedoch, 
soweit § 17 Abs. 2 Satz 1 f'-StrG in der ersten Aiternative sowohl 
für die Erstplanung wie auch für Planänderung oder -erweiterung 
nur eine Einigung mit den Betroffenen fordert. Auch in der ersten 
Alternative kann es nur um Vorhaben von unwesentlicher Bedeu­
tung gehen. Durch den Verweis auf § 19 Abs. 2 a FStrG wollte der 
Gesetzgeber - ähnlich wie in § 33 Abs. 3 HStrG - belegbar einen 
weiteren Fall von geringer Bedeutung konkretisieren: Ein weiter­
gehender Vorschlag des Bundesrats, auch die "geringfügige Berüh­
rung von privaten Belangen11 als Fall von unwesentlicher Bedeu­

tung zu behandeln, stieß nämlich auf rechtsstaatliche Bedenken 78
• 

Erst recht war nicht beabsichtigt, eine Möglichkeit zu eröffnen, bei 
Vorhaben selbst von wesentlicher Bedeutung die Planfeststellung 
über§ 17 Abs. 2 FStrG i.V.m. § 19 Abs. 2 a FStrG einfach zu um­
schiffen. Denn die 11Wesentlichkeit" ist wiederum kein bautechni­
scher Begriff, sondern bezieht sich auf die rechtlichen Umstände 
bei der Durchführung des Vorhabens79

. 

GVBi. S. 437. 

AA. Fickert, a.a.0. (Fußn. 73), Nr. 5 Tn 1. 

Vgl. Schroeter, in: Marschall/Schroeter/Kastner, Bundesfemstraßengesetz, 4. Aufl. 

1977, Anm. 8. 

Vgl. Böhm, Das Hessische Straßengesetz, Komm., 2. Aufl. 1971, § 33 Anm. 8 c. 
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dd) Damit sind bereits die Beispielsfälle der zweiten Fallgruppe ange­
sprochen. 
Ob Fälle von unwesentlicher Bedeutung vorliegen, hängt auch im 
Straßenrecht nicht vom Umfang des Vorhabens ab, sondern von 
den rechtlichen Auswirkungen insbesondere auf Dritte80

• Der Um­

fang des Vorhabens ist allerdings ein Indiz für die rechtliche Be­
troffenheit Dritter. Das zeigt sich bei der Prüfung, ob Rechte an­
derer durch das Vorhaben beeinflußt werden. Diese Prüfung setzt 

die Kenntnis der möglicherweise Betroffenen voraus. Je bedeuten­
der das Vorhaben ist, desto schwieriger läßt sich in aller Regel der 
Kreis der in Betracht kommenden Beteiligten ermitteln. Dennoch 
gibt es geiegentlich, namentlich im Außenbereich, auch größere 
Vorhaben, die erkennbar nicht in private Rechtspositionen ein­
greifen, zumal den Naturschutzverbänden keine eigenen materiel­
len Rechte zustehen. 
Bereits bei geringfügigen Rechtsbeeinträchtigungen Dritter muß 
jedoch das Planfeststellungsverfahren durchgeführt werden. Der 
obersten Landesstraßenbaubehörde wurde nicht einmal ein Pro­
gnosespielraum über die möglichen Rechtsbeeinträchtigungen ein­
geräumt. Daher besteht ein erheblicher Druck, im Zweifel eine 
"entsprechende Vereinbarung" mit den Beteiligten zu treffen. Die 
Vereinbarung zum einen hat den Zweck, die rechtliche Betroffen­
heit auszuräumen. Die Betroffenen venichten, dieses Mal im 
Rechtssinne81, auf ihre Abwehrrechte gegen das Vorhaben. Dabei 
ist darauf zu achten, daß - etwa beim Schallschutz82 

- niemand 
über fremde Rechtspositionen verfügen kann. 
Vereinbarungen sind zum anderen mit den berührten anderen Be­
hörden oder Baulastträgern abzuschließen. Nur wenn die durch 

Schroeter, in: Marschall/Schroeter/K.astner, a.a.O. (Fußn. 78), § 17 Rdnr. 8; F1ckert, 

a.a.O. (Fußn. 73), Nr. 5 Tn 4. 

Vgl. oben II. Gestattungsverträge über Versorgungsleitungen lassen sich regelmäßig 

als "entsprechende Vereinbarungen" interpretieren. 

Vgl. Ficken, a.a.O. (Fußn. 73 ), Nr. 5 Tn 9. 
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das Vorhaben berührten öffentlichen Belange geklärt sind, kann 
ein endgültiges Urteil über seine Wesentlichkeit abgegeben wer­
den. 

ee) Nach einer früher im straßenrechtlichen Schrifttum vertretenen 
Auffassung83 und nach den Richtlinien für die Planfeststellung für 
Bundesfernstraßen84 sollte der Entscheidung über das Unterblei­
ben der Planfeststellung keine rechtliche Außenwirkung zukom­
men. Diese Auffassung ist überholt. In seinem Urteil vom 15. Ja­

nuar 198'285 charakterisierte das Bundesverwaltungsgericht die 
Entscheidung der obersten Landesstraßenbaubehörde, daß bei 
Straßenänderungen und -erweiterungen von unwesentlicher Be­
deutung eine Planfeststellung unterbleiben könne, zutreffend als 
Verwaltungsakt, der von planbetroffenen Dritten ebenso wie ein 
Planfeststellungsbeschluß mit der Behauptung angegriffen werden 
könne, durch die Zulassung des Vorhabens in subjektiven Rechten 
verletzt zu sein. Zur Begründung führte das Bundesverwaltungsge­
richt aus, die Entscheidung über den Verzicht auf Planfeststellung 
enthalte zugleich die Zulassung des Vorhabens selbst; für das 
Verfahren nach dem Bundesfernstraßengesetz gelte nichts anderes 
als für das nach dem Personeobeförder~gsges;tz86• 

Ficken, a.a.O. (Fußn. 73), Nr. 5 Tn 12. 

Nr. 5 Abs. 3 Satz 2. 

BVerwG - 4 C 26.78 -, BVerwGE 64, 325 = Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 47 = 
BBauBI. 1982, 212 = BayVBl. 1982, 359 = BIGBW 1982, 344 = DÖV 1982, 250 = 

DVBL 1982, 359 = NJW 1982, 1546 = NVwZ 1982, 436 = UPR 1982, 304 = VR 1982, 

250. 

BVerwGE 64, 329:" In diesem Sinne hat bereits früher der 7. Senat des Bundesve1wa.I· 

tungsgerichts zu der mit § 17 FStrG weitgehend übereinstimmenden Vorschrift des 

§ 28 Abs. 2 PBefG ausgesprochen, daß die - im Anwendungsbereich des Personenbe­

förderungsgesetzes dafür zuständige - Genehmigungsbehörde mit ihrer Entscheidung, 

der Durchführung eines personenbeförderungsrechtlichen Planf eststellungsverfahrens 

bedürfe es wegen unwesentlicher Bedeutung der Maßnahme nicht, gleichzeitig auch 

eine Entscheidung darüber treffe, ob das Vorhaben in der den vorgelegten Plänen ent­

sprechenden Weise ausgeführt werden dürfe (Urteil vom 8. Oktober 1976 ... ) Das 
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ff) Bei Planänderungen von unwesentlicher Bedeutung gilt nach § 18 c 
Abs. 2 FStrG § 17 Abs. 2 FStrG entsprechend. 
Der Sinngehalt dieser Bestimmung läßt sich nur schwer ermitteln, 
weil einerseits die Parallele zu§ 76 Abs. 2 VwVfG evident ist, an­
dererseits auf § 17 Abs. 2 FStrG verwiesen wird, der seinerseits das 
Gegenstück zu § 76 Abs. 2 VwVfG bildet. Die Widersprüche lösen 
sich nur auf, wenn man § 17 Abs. 2 FStrG als Abweichung von 
§ 18 c Abs. 1 FStrG begreift, während § 76 Abs. 2 VwVfG einge­
ständige Bedeutung zukommt87

• § 18 c Abs. 2 FStrG betrifft in der 
Tat nur die unwesentliche Planänderung vor Fertigstellung des Vor­
habens. Geändert wird der Planfeststellungsbeschluß. Dieser 
bleibt, nunmehr in seiner geänderten Fassung, die Rechtsgi und­
lage für das noch fertigzustellende Vorhaben, dieser ist anzugrei­
fen, wenn das Vorhaben angegriffen wird. Dabei macht es keinen 
Unterschied, ob die Änderung des Planfeststellungsbeschlusses vor 
oder nach seiner Bestandskraft erfolgt. Es wäre widersinnig, wenn 
im Falle eines Änderungsbedarfs bis zur Durchführung eines 
neuen Planfeststellungsverfahrens die Bestandskraft des Planfest­
stellungsbeschlusses abgewartet werden müßte, um erst dann ge-

••n n ...,. .t""'t. .a. "'I ...._ ,.....,..., ,........ 'f 'I •• man g HS c ADS. k r~rru vorgenen zu Kannen. 

stimmt mit der hier vertretenen Auffassung überein. Soweit der 7. Senat in seiner da­

maligen Entscheidung aJlerdings offengelassen hat, ob - entsprechend der unter Nr. 5 

Abs. 3 Satz 2 der Planfeststellungsrichtlinien der Bundesstraßenverwaltung (VkBl. 

1976 S. 564) vertretenen Ansicht - für das Verfahren nach dem Bundesfernstraßenge­

setz anderes als für das nach dem Personenbeförderungsgesetz zu gelten habe, ist aus 

den soeben ausgeführten Gründen klarzustellen; daß sich die Entscheidung nach § 17 

Abs. 2 Satz 3 FStrG und nach§ 28 Abs. 2 Satz 3 PBefG ihrem Wesen nach nicht unter­

scheiden. Sie stel1en hier wie dort der Sache nach eine das Erfordernis der Planfest­

stellung ersetzende Plangenehmigung dar, wie sie beispielsweise für das wasserrechtli­

che und das wasserstraßenrechtliche Planfeststellungsverfahren in § 31 Abs. 1 Satz 3 

des Wasserhaushaltsgesetzes bzw. in§ 14 Abs. 1 Satz 2 des Wasserstraßengesetzes un­

ter den dort näher bestimmten Voraussetzungen ausdrücklich als planerische Ent­

scheidungsform gesetzlich geregelt ist." 

Vgl. oben mit Fußn. 16. 
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Damit dürfte feststehen, in welcher Hinsicht sich § 18 c Abs. 2 
FStrG von§ 76 Abs. 2 VwVfG, aber auch von§ 17 Abs. 2 FStrG 
unterscheidet. 
Klärungsbedürftig bleibt, wieso § 18 c Abs. 2 FStrG den § 17 
Abs. 2 FStrG für die •tPlanänderung von unwesentlicher Bedeu­
tung" für entsprechend anwendbar erklärt, wo doch § 17 Abs. 2 
FStrG ebenfalls ttFälle von unwesentlicher Bedeutung" erwähnt. 
Nun ließe sich die Ansicht vertreten, daß die Fallbeispiele des § 17 
Abs. 2 Satz 2 FStrG auch die Planänderungen von unwesentlicher 
Bedeutung in § 18 c Abs. 2 FStrG konkretisieren. Das trifft auch 

zu, aber dennoch ist damit die doppelte Wesentlichkeit des § 18 c 
Abs. 2 FStrG i.V.m. § 17 Abs. 2 FStrG noch nicht hinreichend 
umschrieben. § 18 c Abs. 2 FStrG verweist nämlich nicht nur auf § 

17 Abs. 2 Satz 2 FStrG, sondern auf Abs. 2 insgesamt. Vollständig 
ausformuliert lautet die Regelung also: 

"Bei Änderung der Planfeststellung vor Fertigstellung des Vorha­

bens von unwesentlicher Bedeutung kann die Plan/ eststellung in 
den Fällen des § 19 Abs. 2 a FStrG und bei .A·nden.mgen oder Er­
weitenmgen v011 unwesentlicher Bedeutung unterbleiben." 

Die beiden Wesentlichkeiten beziehen sich wiederum auf zwei Ge­
genstände. Die Ändernng der Plan/ eststellung ist nur dann von we­
sentlicher Bedeutung, wenn sie die Grundfragen der Planung, also 
vor allem die Planrechtfertigung und die planerische Abwägung, 
berührt. Die Wesentlichkeit hängt vom Vorhaben selbst ab. Ände­
rungen, die das Vorhaben selbst nicht betreffen, sind unwesentlich, 
mögen sie auch öffentliche und private Belange in erheblicher 
Weise beeinflussen. So läßt sich der physisch-reale Ausgleich der 
Planbetroffenen (z. B. Schutzanlagen) von der eigentlichen Pla­
nungsentscheidung abtrennen. Werden daher Schutzanlagen nach 
Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses, aber vor Fertigstellung des 
Vorhabens, angeordnet, wird ein insoweit defizitärer Planfeststel-
lungsbeschluß nachgebessert, so handelt es sich um eine Planände-
rung von unwesentlicher Bedeutung. In einem solchen Fall bedarf 
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es keines erneuten Planfeststellungsverfahrens, wenn die entspre­
chend anwendbaren Voraussetzungen des § 17 Abs. 2 FStrG vor­
liegen, wenn also eine schriftliche Vereinbarung über eine Eigen­
tumsübertragung oder -beschränkung vorliegt bzw. Rechte anderer 
per Saldo nicht negativ beeinflußt werden oder mit diesen entspre­
chende Vereinbarungen getroffen wurden. Auch hier gilt: Bei un­
wesentlichen Planänderungen kann die Planfeststellung unterblei­
ben, wenn dadurch die Belange der Beteiligten nur unwesentlich 
beeinflußt werden. 

N. 

1. Vergleicht man die gesetzlichen Regelungen des Verzichts auf Planfest­
stellung, so fällt die Vielfalt der Regelungsmodelle und -varianten auf. 

a) Das Planungsrecht ist offenbar nicht nur der Tummelplatz für vertikale 
Fachbrüderschaften88• Die jeweiligen Spezialisten, die sich um die For­
mulierung der "bereichsspezifischen" Regelungen verdient gemacht ha­
ben, waren wohl auch durchweg ausgeprägte Individualisten. Nun mag 
es für alle Differenzierungen sachliche Gründe geben. Ich muß aber ge­
stehen, daß es mir bislang leider nicht gelungen ist, immer den tieferen 
Sinn der Differenzierungen zu erschließen. Vielleicht gibt es eine kul­
turell-neurologische Erklärung. Möglicherweise dient der Verzicht auf 
Planfeststellung als gesetzgeberisches Experimentieifeld. Der Kreativität 
bei der Lösung des Problems, prinzipiell erlaubte raumrelevante Vor­
haben in einem effektiven Verwaltungsverfahren ohne Beeinträchti­
gung rechtlich relevanter öffentlicher und privater Belange zuzulassen, 
soll noch freien Lauf l!elassen werden. Eventuell befinden wir uns - der 

88 

.., 

neuropsychologischen Hemisphärentheorie zufolge - gar in der lnku-

Vgl. Wagener, Straßenplanung im Rahmen des übrigen öffentlichen Planungssystems, 

in: Blümel (Hrsg.), Aktuelle Probleme des Straßenrechts, 1977, S. 55 ff. (61). 
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bationsphase, der Phase, die bei emem Problemlösungsprozeß dem 
zündenden Einfall vorangeht89

• Freilich scheinen bei den meisten Ver­
waltungspraktikern - ebenso wie bei mir - die Linkshirn-Funktionen zu 
dominieren. Denn eine besonders kreative Handhabung des Verzichts 
auf Planfeststellung läßt sich beim besten Willen nicht feststellen. Eher 
dürfte der Befund zutreffen, daß von der Möglichkeit des Verzichts auf 
Planfeststellung bei den meisten Fachplanungen äußerst zurückhaltend 
Gebrauch gemacht wird. Die Experimentierfreude der Verwaltung ist 
verständlicherweise gering, wenn die gerichtliche Aufhebung von Ver­
waltungsentscheidungen droht90

. 

Völlig nutzlos ist der Vergleich der einzelnen Normierungen des Ver­
zichts auf Planfeststellung dennoch nicht. Er erleichtert es, Sinn und 
Zweck des Instituts der Plangenehmigung näherzukommen und gibt 
Anregungen de lege ferenda. 
Anschließend wird daher versucht, Gegenstand und Voraussetzungen 
des Verzichts auf Planfeststellung in einem die einzelnen Fachplanun­
gen übergreifenden Gesamtzusammenhang auf wenige zentrale Grund­
gedanken zurückzuführen. 

Vgl. etwa Buzan, Use both sides of your brain, New York 1976; Gazzaniga, The bi­

sected brain, New York 1970. Die Gegenüberstellung der fernöstlichen Rechtshim­

Kultur und der westlichen Linkshirn-Kultur mit Dominanz des Intellektuellen ver­

kennt, daß sich oft hinter scharfsinniger Analyse dumpfer Aberglaube versteckt. So 

wurde, um sprachlich bei der Inkubationsphase zu bleiben, im Hexenhammer logisch­

analytisch der Frage nachgegangen (und bejaht), "ob es gut katholisch (sei), zu be­

haupten, durch Incubi (männliche Dämonen) und Succumbi (weibliche Dämonen) 

könnten Menschen erzeugt werden"; vgl. Sprenger/Institoris, Malleus Malleficarum, 

übersetzt von Schmidt, 1906, S. 41 ff. Die Argumentation erinnert verblüffend an die 

nukleare Kontroverse. Dort stellt sich die Frage, ob es für ein richtiges ökologisches 

Bewußtsein spricht, zu behaupten, in der Nähe von Kernkraftwerken träten vermehrt 

weiße Spatzen auf. 

Nicht ganz von der Hand zu weisen ist der Verdacht, daß dem Urteil des Bundesver­

wa!tungsgerichts vorn 15.1.1982 (Fußn. 86), mit dem sich offenbar einige Straßenbauju­

risten nicht anfreunden können, auf diese Weise gewissermaßen Widerstand geleistet 

wird. 
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2. 
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93 

94 

95 

96 

97 

Der Verzicht auf PlanfeststellunQ: bezieht sich bel!fifflich auf Vorhaben. 
~ - - - - - -- - - - -- - -~--- - - - - - - - li..;1 f,,,,.I # 

die an sich plan/ estste/lungsbedüiftig sind. Die Planfeststellung ist regel­

mäßig erforderlich, 

wenn entweder 

Vorhaben ausgefü.lut91 bzw. Anlagen 11angelegt"92
, gebaut93

, ausge­

baut94 oder "errichtet und betrieben"95 werden sollen, 

oder wenn 

solche Vorhaben oder Anlagen (wesentlich) geändert96 werden 

sollen. 

D-! n .......... „ „„_....J 1:'--!-L.„„ __ --L .... .- .... „„_ .... ,,,,. •• ,,,..97 L-!- Ä-...l---- „ ... _ J....,..,..1-.,..,L.n--....l.n 
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Anlagen. 
Der Verzicht auf Plan/ eststellung kann folglich ebenfalls sowohl bei Neu­

baumaßnahmen, also Erstplanungen, wie auch bei Planändenmgen vor­
gesehen werden. 
So ist der Verzicht auf Planfeststellung für Erstplanungen ausd!Ücklich 

zugelassen bei der fernmelderechtlichen, der wasserwirtschaftlichen und 
wasserstraßenrechtlichen, der flurbereinigungsrechtlichen, der abfall­
rechtlichen und schließlich auch der straßenrechtlichen Fachplanung. 
Im allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht wurde der Verzicht auf 
Planfeststellung nur deshalb nicht verankert, weil man der Meinung 
war, allein die Rechtsvorschrift, die das Planfeststellungsverfahren an-

§ 7 Abs. 1 Satz 1 1WG. 

§ 8 Abs. 1 LuftVG. 

§ 36 Abs. 1 Satz 1 BBahnG; § 28 Abs. 1 PBefG; § 17 Abs. 1 Satz 1 FStrG. 

§ 31Abs.1Satz1WHG;§14 Abs. 1Satz1 WaStrG. 

§ 9b Abs. 1 AtG; § 7 Abs. 1 AbfG. 

§ 36 Abs. 1Satz1 BBahnG; § 7 Abs. 1Satz11WG; § 28 Abs. 1PBefG;§9 b Abs. 1 

AtG; § 7 Abs. 1AbfG;§17 Abs. 1 Satz 1 FStrG; dazu, daß§ 8 Abs. 1 LuftVG eben­

falls nur bautechnisch wesentliche Änderungen meint, oben III 2 e dd. 

So ausdrücklich§ 36 Abs. 1Satz1 BBahnG; vgl. auch§ 14 Abs. 1Satz1 WaStrG. 
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ordne. könne auch das Unterbleiben der Planfeststellunt? re2eln98
• Das -- -----, --- ~---- ----- - ---- - - - - - - ....... ~ 

klingt plausibel, ist aber nicht zwingend. § 76 Abs. 1 VwVfG verwendet 
immerhin den neutralen Begriff des "Vorhabens", und § 76 Abs. 2 
VwVfG befaßt sich sehr wohl mit dem Unterbleiben der Planfeststel­

lung, die im Spezialgesetz angeordnet wurde. Da der Verzicht auf 
Planfeststellung ebenfalls erfordert, daß diese zunächst spezialgesetzlich 
angeordnet war, hätte im Verwaltungsverfahrensgesetz durchaus auch 
geregelt werden können: "Ein Vorhaben kann ohne Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens genehmigt werden, wenn ... ". Eine derartige 
Regelung wurde indessen nicht getroffen. Doch könnte man erwägen, 
ob nicht eine Gesetzeslücke vorliegt. Immerhin unterscheiden sich be­
deutende Erstpianungen und wesentliche Pianänderungen hinsichtlich 

der Raumrelevanz und Auswirkungen auf die öffentlichen und privaten 
Belange praktisch nicht. Sie werden daher rechtlich gleichbehandelt. 
Also liegt es nahe, unwesentliche Erstplanungen und Planänderungen 
rechtlich ebenfalls gleichzubehandeln, zumal es hierfür zahlreiche Vor­
bilder in den Fachplanungsgesetzen gibt. Trotzdem bestehen Bedenken 
gegen eine Gesamtanalogie der Vorschriften, welche den Verzicht auf 
Planfeststellung auch bei neuen Vorhaben gestatten. Denn abgesehen 
davon, daß diese Vorschriften erheblich divergieren, kennen die ver­

kehrsrechtlichen Fachplanungen des Eisenbahn-, Personenbeförde­
rungs- und Luftrechts den Verzicht auf Planfeststellung nur bei Planän­
derungen oder -erweiterungen. Sachlich überzeugender sind zwar die 
Parallelen zwischen Erstplanungen und Planänderungen. Die restrikti­

ven Normierungen im Bundesbahngesetz, Personenbeförderungsgesetz 
und Luftverkehrsgesetz sowie im Verwaltungsverfahrensgesetz und da­
mit auch im Atomgesetz lassen sich jedoch nicht kurzerhand hinwegin­
terpretieren. Im Zweifel spricht allerdings alles für die Gleichsetzung, so 
daß die zu § 17 Abs. 2 FStrG vertretene Auffassung erneut ihre Bestäti­
gung fmdet99• 

Busch, in: Knack, a.a.O. (Fußn. 17), § 76 Anm. 5.1. 

Oben III 2 h cc. 
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3. a) Voraussetzung des Verzichts auf Planfeststellung ist grundsät71ich clie 

unwesentliche Bedeutung des Vorhabens. Andernfalls bliebe die Alter­
native zum Planfeststellungsverfahren unverständlich. Soweit die Fach­
planungsgesetze nicht explizit vorschreiben, daß die Planfeststellung nur 
in Fällen von unwesentlicher100 oder unerheblicher101 Bedeutung un­

terbleiben kann, ist die Unwesentlichkeit des Vorhabens ungeschriebe­
nes Tatbestandsmerkmal102

. Dies gilt auch für das Wasser- und Flur­
bereinigungsrecht, wenn man berücksichtigt, daß sich die Wesentlich­

keit des Vorhabens auf unterschiedliche Weise bestimmen läßt. Eine 
Ausnahme besteht allerdings im Abfallrecht, wo für die wesentliche 
Änderung einer Abfallentsorgungsanlage oder ihres Betriebes an Stelle 
eines Planfeststellungsverfahrens ein Genehmigungsverfahren durch­
geführt werden kann 103• Rechtsstaatliche Bedenken treten zurück, da 
der Genehmigungsentscheidung keine Ausschlußwirkung zukommt. 

b) Die Wesentlichkeit kann sich aus der Dimension des Vorhabens, aus 
den rechtlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die öffentlichen Be­
lange und auf die Belange der vom Vorhaben Betroffenen oder aus dem 
Verhältnis der eigentlichen Planungsentscheidung zu den (unwesentli­
chen) Annexregelungen ergeben. 

100 

101 

102 

103 

Die Diniension des Vorhabens ist letztlich uninteressant, auch wenn 
Großvorhaben selten sein dürften, die nicht in irgendeiner Form öffent­
liche oder private Belange berühren. An die Bedeutung der Anlage 
selbst knüpfen daher nur § 6 Abs. 4 Satz 2 LuftVG und § 7 Abs. 2 AbfG 
an. 

Im übrigen hängt die wesentliche oder unwesentliche Bedeutung einer 
Neuplanung, Planänderung oder Planerweiterung von den berührten 
öffentlichen und privaten Belangen ab. Einige Fachplanungsgesetze füh-

So§ 76 Abs. 2 VwVfG; § 17 Abs. 2 Satz 1 FStrG;§ 36 Abs. 2 BBahnG; § 28 Abs. 1 

Satz 1PBefG;§8 Abs. 2 Satz 1LuftVG;§41Abs.4 Satz 2 FlurbG. 

§ 23 Satz 1WaStrG;§7 Abs. 2 Satz 1Nr.1AbfG1. Alternative. 

Vgl. zum PIVG oben mit Fußn. 28. 

Oben III 2 g cc. 
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ren dafür. daß ein Vorhaben von unwesentlicher Bedeutunl! ist. nur Bei-
1 - - ~ # 

spielsfälle an, bei denen Rechte privater Betroffener nicht beeinflußt 
werden oder bei denen mit den Beteiligten entsprechende Vereinbarun­
gen getroffen wurden104

; nur eine Variante ist die häufige Formulie­
rung, daß "mit Einwendungen nicht zu rechnen ist" 105

, die letztlich 
ebenfalls Fälle von unwesentlicher Bedeutung umschreibt. Das heißt 
jedoch nicht, daß die öffentlichen Belange hier keine Rolle spielen. Die 
wesentliche Bedeutung eines an sich planfeststellungsbedürftigen Vor­
habens läßt sich nur im Zusammenwirken mit den Behörden und Pla­
nungsträgern ermitteln, die im Planfeststellungsverfahren zu beteiligen 
wären. Erheben diese Bedenken und gelingt es nicht, diese Bedenken 
auszuräumen, so ist ein Vorhaben nicht unwesentlich. Vorbildlich bringt 
das§ 23 Satz 2 WaStrG zum Ausdruck, wonach Änderungen erheblich 
sind, wenn sie das öffentliche Interesse oder Rechte anderer beein­
trächtigen und keine Vereinbarungen mit den Berechtigten geschlossen 
werden können. In die gleiche Richtung weist die Regelung in § 76 

Abs. 2 Satz 1 VwVfG und§ 36 Abs. 2 BBahnG. Danach kann die Plan­
feststellung bei Änderungen von unwesentlicher Bedeutung unterblei­
ben, wenn die Belange anderer nicht berührt werden oder die Betroffe­
nen der Änderung zugestimmt haben. Da die Rechtswahrung der Be­
troffenen zur Voraussetzung des Verzichts auf Planfeststellung gemacht 
wurde, kann sich die wesentliche oder unwesentliche Bedeutung der 
Planänderung nur aus den berührten öffentlichen Belangen ergeben. 
Damit dürfte der Nachweis geführt sein, daß auch die Wesentlichkeit in 
§ 76 Abs. 2 VwVfG nur eine rechtliche, keine bautechnische Wesentlich­
keit sein kann. 
Eine Ausnahme muß indessen anerkannt werden: Vor Fertigstellung des 

Vorhabens ist nur eine Planänderung wesentlich, die sich auf die eigent­
lichen Planungsentscheidungen bezieht. Nebenregelungen, die Plan-

§ 17 Abs. 2 Satz 2 FStrG;§ 28 Abs. 2 Satz 2 PBefG; § 8 Abs. 2 Satz 2 LuftVG; § 41 

Abs. 4 Satz 3 FlurbG. 

§ 31Abs.1Satz3 WHG; § 14 Abs. 1 Satz 2 WaStrG; § 41 Abs. 4 Satz 1 FlurbG, § 7 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AbfG. 
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rechtfertigung und engere planerische Abwägung nicht berühren, sind 
von unwesentlicher Bedeutung. 

4. Nach allen gesetzlichen Regelungen des Verzichts auf Planfeststellung 
ist der Verzicht eine Ennessensentscheidung. Wie bereits im jeweiligen 
Zusammenhang ausgeführt, lassen sich die verschiedenen Fachplanun­
gen, für die ein Planfeststellungsverfahren vorgesehen ist, auch bezüg­
lich der Entscheidung über den Verzicht auf Planf eststellung nicht über 
einen Kamm scheren. 

a) Bezieht sich die Planfeststellung auf grundrechtlich geschützte Verhal­
tensweisen, steht der untemehmerische Aspekt des Vorhabens im Vor­
dergrund (privatnützige Planfeststellung), so besteht nicht lediglich ein 
Anspruch des Vorhabenträgers auf Durchführung des Planfeststel/ungs­
verfahrens. Wird ausdrücklich die Plangenehmigung an Stelle der Plan­
feststellung beantragt, so muß vielmehr auch diesem Antrag entspro~ 
eben werden, sofern die Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. 
Das gilt für private wasserwirtschaftliche Vorhaben, für Vorhaben nach 
dem Luftverkehrsgesetz, nach dem Abfallgesetz und wohl auch nach 
dem Personenbeförderungsgesetz. 

b) 

106 

Bei Vorhaben aus dem Bereich des öffentlichen Sachenrechts, bei 
straßen- und wasserstraßenrechtlichen, eisenbahnrechtlichen, fernmel­
derechtlichen und flurbereinigungsrechtlichen Fachplanungen (gemein­
nützige Planfeststellungen), fällt es schwerer, die Ermessensreduzierung 
auf Null zu begründen. Doch ergibt sich hier regelmäßig das Problem 
gar nicht, da zumeist der Vorhabenträger selbst über die Verfahrensart 
entscheidet oder wenigstens derselben Körperschaft angehört, die die 
Entscheidung über den Verzicht auf Planfeststellung zu treffen hat. Bei 
Bundesfernstraßen etwa stellt die oberste Landesstraßenbaubehörde 
nicht nur den Plan fest106

, sie ist auch zuständig für die Entscheidung 

§ 18 a Abs. 1 Satz 1 FStrG. 
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über den Verzicht auf Planfeststellung107
. Ob sie bei der Plangenehmi­

gung in ihrer Funktion als Planfeststellungsbehörde handelt, ist zweifel­
haft. Denn in § 17 Abs. 2 Satz 3 FStrG heißt es nicht: "Die Entschei­
dung trifft die Planfeststellungsbehörde", obwohl es entsprechende Re­
gelungen gibt108

• Praktisch dürfte das keine Rolle spielen. Mit Rück­
sicht auf Art. 90 Abs. 2 GG läßt sich § 18 a Abs. 1 Satz 2 FStrG ohne 
weiteres entsprechend auf den Verzicht auf Planfeststellung anwenden. 

V. 

1. Die Bestimmung der Rechtsnatur des Verzichts auf Planfeststellung führt 
in die angekündigten dogmatischen Untiefen. Zunächst ist wiederum 
fraglich, worauf verzichtet wird. 

a) Wird nur auf die Durchführung des an sich gebotenen Planfeststellungs­

verfahrens, nicht aber auf einen Planfeststellungsbeschluß verzichtet, so 
bedeutet das, daß bereits ein Planfeststellungsbeschluß vorliegen muß. 
tsei der hrstpianung scheidet somit der isolierte Verzicht aui Durchfüh­
rung eines Planfeststellungsverfahrens von vornherein aus. Bei Ände­
rungen oder Erweiterungen eines durch Planfeststellungsbeschluß zu­
gelassenen und bereits fertiggestellten Vorhabens ist die Lage nicht an­
ders. Hier bedeutet der Verzicht auf Planfeststellung den Verzicht auf 
Erlaß eines neuen Planfeststellungsbeschlusses, und das Unterbleiben 
eines Planfeststellungsverfahrens ist nur die Folge dieses Verzichts. Der 
isolierte Verzicht auf die Durchführung eines Planfeststellungsverfah­
rens kommt somit nur für Änderungen und Erweiterungen des Vorha­
bens in der Zeitspanne nach Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses, 

107 

108 
§ 17 Abs. 2 Satz 3 FStrG. 

Vgl.§ 7 Abs. 2 Satz 1 AbfG. Zu den Regelungsmodellen in den Ländern vgl. einerseits 

§ 37 Abs. 2 i.V.m. Abs. 7 StrG Bad.-Württ., andererseits § 38 Abs. 3 Satz 3 StrWG 

NW. 
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aber vor Fertil!Stellunl! des nlanfest2estellten Vorhabens (Hauotbei-
....., ........ .... ~ .... & 

spiel: § 18 c Abs. 2 FStrG), in Betracht. Geändert wird der ursprüngli-
che Planfeststellungsbeschluß. Die Rechtsnatur des isolierten Verzichts 
auf Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens hängt von der 
rechtlichen Qualität der Änderung oder Ergänzung des vorhandenen 
Planfeststellungsbeschlusses ab109

. Unabhängig vom Planfeststellungs­
beschluß ist der Verzicht nicht. Maßgeblich für das Vorhaben ist allein 
der Planfeststellungsbeschluß - einschließlich der Nebenbestimmun­
gen - in der Gestalt der Änderung oder Ergänzung110

. Die Änderung 
oder Ergänzung dürfte deshalb allenfalls dann isoliert angreifbar sein, 
wenn Dritte durch sie erstmals beschwert werden111

. Das letzte Wort in 
dieser r·rage ist natürlich noch nicht gesprochen, da ihre tleantwortung -
soweit ersichtlich - bislang ohnehin noch nicht näher in Angriff genom­
men wurde. 

b) Bezieht sich der Verzicht auf den Planfestste/lungsbeschluß, so haben 
wir uns daran gewöhnt, die Rechtsnatur des Verzichts in Anlehnung an 
die Rechtsnatur des Planfeststellungsbeschlusses zu bestimmen. Von 
selbst versteht sich das nicht; denn der Verzicht auf einen Planfeststel­
iungsbeschiuß stellt nicht etwa den actus contrarius zum Pianfeststei­
lungsbeschluß dar. Der Erlaß eines Planfeststellungsbeschlusses soll 
schließlich gerade vermieden werden. Auch von der Rechtsnatur her 
könnte der Verzicht als Alternative zum Planfeststellungsbeschluß kon­
zipiert sein. Vermutlich deshalb sah man früher vielfach im Verzicht auf 
den Planfeststellungsbeschluß nur ein Verwaltungsinternum.112. Das 
Bundesverwaltungsgericht orientierte sich dagegen am Regelungsmo­
dell der Plangenehmigung. Dahinter steht vermutlich die Erwägung, 
daß der Verzicht auf Planfeststellung die Planfeststellung ersetzt. Erset­
zen kann ein Verzicht auf Planfeststellung den Planfeststellungsbe-

109 

110 

111 

112 

Hierzu auch BVerwG, Urteil vom 23. Januar 1981 - 4 C 68.78 -, NJW 1982, 950. 

Parallele: § 79 Abs. 1 Nr. 2 VwGO. 

Vgl. Pietzner/Ronellenfitsch, a.a.0. (Fußn. 11), § 7 Rdnr. 16. 

Vgl. oben mit Fußn. 83 und 84. 
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schluß aber nur, wenn er eine vergleichbare Funktion erfüllt wie dieser. 
Folglich erschließt sich die Rechtsnatur des Verzichts auf Planfeststel­
lung nur, wenn Klarheit über Rechtsnatur sowie Sinn und Zweck des 
Planfeststellungsbeschlusses besteht. 

2. Die Rechtsnatur des Planfeststellungsbesch/usses ist noch ungeklärt. 

a) Gewöhnlich versucht man, auch die Rechtsnatur des Planfeststellungs­
beschlusses von seinen Wirkungen her zu bestimmen113

. 

113 
114 

115 
116 

117 

Wirkungen entfaltet ein Planfeststellungsbeschluß gegenüber dem Trä­
ger des Vorhabens, den Betroffenen und der Allgemeinheit. Die Be­
stimmung der Rechtsnatur des Pianfeststeiiungsbeschlusses wird da­
durch beeinflußt, auf welche Wirkung man das Schwergewicht der Be­
trachtung legt. 
Der personale Charakter des Planfeststellungsbeschlusses rückt für die­
jenigen in den Vordergrund, die primär den Träger des Vorhabens oder 
die Vorhabenbetroffenen berücksichtigen114. Für die Allgemeinheit ist 
die sachenrechtliche Zuordnung der zur Planverwirklichung benötigten 
Grundstücke durch den Planfeststellungsbeschluß wichtiger. Häufig 
wird daher der Planfeststellungsbeschluß auch als dinglicher oder 
adressatloser Verwaltungsakt115 oder als dingliche Allgemeinverfü­
gung116 charakterisiert. Da sich aber die Rechtsnatur des Planfeststel­
lungsbeschlusses nur einheitlich bestimmen läßt, müssen auch die Wir­
kungen des Planfeststellungsbeschlusses in ihrer Gesamtheit gesehen 
werden. Durchgesetzt haben sich daher die Ansichten, die dem Plan­
feststellungsbeschluß einen Doppelcharakter zusprechen. Der Planfest­
stellungsbeschluß vereinigt personale und dingliche Elemente117• 

Vgl. Ronellenfitsch, VerwArch. 1989, 93 m.w.N. 

In diesem Sinne i\{anner, Die rechtsstaatlichen Grundlagen des PlanfeststeHun~ver-

fahrens, Diss. München 1976, S. 41. 

Hiddemann, Die Planfeststellung im Flurbereinigungsrecht, 1970, S. 30 f. 

Meyer, in: Meyer/Borgs, a.a.O. (Fußn. 16), § 74 Rdnr. 9. 

Schroeter, in: Marschall/Schroeter/Kastner, a.a.O. (Fußn. 78 ), § 17 Anm. 3; Fickert, 
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118 

U9 

Bereits diese Kontroverse verdeutlicht, daß das Institut Planfeststellung 
viel zu komplex ist für vereinfachende Betrachtungsweisen. Ähnliches 
gilt für die Frage, ob es sich beim Planfeststellungsbeschluß um einen 
feststellenden oder gestaltenden Verwaltungsakt handelt. Für die An­
nahme eines feststellenden Verwaltungsakts spricht § 75 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 1 VwVfG. Danach wird durch die Planfeststellung die Zuläs­
sigkeit des Vorhabens einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen 
an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen 
Belange festgestellt. Der Planfeststellungsbeschluß ist jedenfalls auch 
feststellender Verwaltungsakt118• Durch die Planfeststellung werden 
nach § 75 Abs. 1 Satz 2 VwVfG jedoch zugleich alle öffentlich-rechtli­
chen Beziehungen zwischen dem Träger des Vorhabens und den durch 
den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt. Damit trägt das Gesetz 
einer alten Rechtstradition Rechnung, wurde doch ursprünglich der 
Planfeststellungsbeschluß als "Gestaltungsverfügung" bezeichnet119• 

Beim Planfeststellungsbeschluß handelt es sich um einen gestaltenden 
Verwaltungsakt. 
Zur Rechtsnatur des Planfeststellungsbeschlusses läßt sich somit fest­
halten: 

Der Planfeststellungsbeschluß ist ein Verwaltungsakt, der die Zu­

lässigkeit eines Vorhabens f estste//t und dabei dessen dingliche Zu­
ordnung zur Umgebung sowie die öffentlich-rechtlichen Beziehun­
gen des Vorhabenträgers und der Planbetroffenen gestaltet. 

Diese Charakterisierung gibt noch nicht erschöpfend Aufschluß über 
die Rechtsnatur des Planfeststellungsbeschlusses. Auch das Wesen der 
Planfeststellung erfaßt sie nur unvollständig. 

a.a.0. (Fußn. 73), Nr. 1 Tn 12; Hoppe/ Schlannann, Rechtsschutz bei der Planung von 

Straßen und anderen Verkehrsanlagen, 2. Aufl. 1981, Rdnr. 49; Kügel, Der Planfest­

stellungsbeschluß und seine Anfechtbarkeit, 1985, S. 82 f. 

Zu restriktiv insoweit Kilge/, a.a.0. (Fußn. 117), S. 83 f. Zu einseitig andererseits 

Schotthöfer, Die PlanfeststeUung im Meinungsstreit, BayVBl. 1968, 342 ff. 

Vgl. nur Fritsch, Handbuch der Eisenbahngesetzgebung im Deutschen Reich und in 

Preußen, 3. Aufl., 1930, S. 72. 
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Das Wesen des Planfeststellungsbeschlusses machen erst spezifische 
weitere Wirkungen, insbesondere die Konzentrationswirkung, aus120. 

Doch beeinflussen diese weiteren Wirkungen die Rechtsnatur des 
Planfeststellungsbeschlusses nicht mehr. Umgekehrt genügt es für die 
Bestimmung der Rechtsnatur nicht, ausschließlich auf die Wirkungen 
abzuheben. Wichtiger für die Bestimmung der Rechtsnatur des Plan­
feststellungsbeschlusses ist die Frage, was festgestellt wird und wanun 

überhaupt eine Feststellung erforderlich ist. 

b) Durch den Planfeststellungsbeschluß wird schon begrifflich ein Plan 

festgestellt. 

120 

121 

122 

123 

124 

..........._ ......,, -. „ , , • " •• „ ~ • ' r , " Y'""I „ 11 ~ 1- " „ ver r1an oezient s1cn zunacnst emmai aur aie J:!,mcncung Korucrecer 
baulicher Anlagen. Blümel schlug daher den exakteren Terminus ••Bau­
planfeststellung" vor121

. Diese Ausdrucksweise setzte sich aber nicht 
durch122

, was kaum verwundert, da der Planfeststellungsbeschluß viel­
fach nicht nur die Errichtung baulicher Anlagen betrifft, sondern auch 
deren Betrieb im engeren Sinn. Darin liegt mit ein Grund dafür, daß in 
manchen Bereichen die Grenzen zwischen der Planfeststellung staatli­
cher Vorhaben und der Unternehmergenehmigung (nicht zu verwech-

„ „ - .... .... .... „ .... ,,. ....... • "- • • 1 ?'l 
seln mit der Unternehmerplanteststellung!) verscbWimmen--~. 
Bezogen auf den Ablauf einer Planung124 kann Feststellung des Plans 

den letzten Akt der (technischen) Aufstellung eines Bauentwurfs be­
zeichnen. Dann handelt es sich aber nicht um einen Rechtsbegriff. 
Rechtlich relevant ist allein die für den Vorhabenträger und die Allge-

Ronellenfitsch, VerwArch. 1989, 94 ff. 

Bfümel, Die Bauplanfeststellung I, 1961, S. 24 ff. 

Vgl. Blümel selbst, in: Die Planfeststellung II, a.a.O. (Fußn. 8), S. 31. 

Hierzu Ronellenjitsch, Funktionen der Öffentlichkeitsbeteiligung im Verwaltungsver­

fahren um großtechnische Anlagen, in: Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung/ 

Kernforschungszentrum Karlsruhe (Hrsg.), Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Ge­

nehmigung von umweltrelevanten Großvorhaben, Bd. 1, Speyerer Forschungsberichte 

Nr. 70, 1988, S. 3 ff. (17 ff.). 

Vgl. Lecheler, Venvaltungslehre, 1988, S. 272. 
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125 

126 

127 

128 

129 

130 

meinheit verbindliche Festlel!unl! der Planunl!sentscheidune:125
• ebenso '-' ...... ...... ....... ... 

wie das französische Ursprungswort "arreter des plans" die Anordnung 
des Plans bedeutet126

. Fraglich ist lediglich, weshalb eine derartige ver­
bindliche Feststellung, d.h. eine Festlegung durch Verwaltungsakt, er­
forderlich ist. Legt man die klassische Definition des Verwaltungsakts 
von Otto Mayer zugrunde, die immer noch aussagekräftiger ist als alle 
neueren Kodifikationen, dann ist der Verwaltungsakt "ein der Verwal­
tung zugehöriger obrigkeitlicher Ausspruch, der dem Untertanen im 
Einzelfall bestimmt, was für ihn Rechtens sein soll"127

• Bei einer Unter­
nehmergenehmigung ist der Adressat der Genehmigung auch der "Un­
tertan". Will er ein Vorhaben durchführen, das aus präventiv-polizeili­
chen Erwägungen verboten ist, so stellt ihm gegenüber - und daran an­
knüpfend auch gegenüber betroffenen Dritten - die Unternehmerge­
nehmigung fest, daß in seinem individuellen und konkreten Fall keine 
Verbotsgründe gegeben sind 128

. Vergleichbar ist die Situation bei der 
Baugenehmigung129

; und diese Erwägungen lassen sich auch auf die 
Unternehmerplanfeststellung übertragen. 
Beim Planfeststellungsbeschluß für staatliche Vorhaben tue ich mir da­
gegen schwer, den Vorhabenträger als Untertan der Planfeststellungs­
behörde zu begreifen. Völlig unabhängig davon, wie das Verhältnis von 
Vorhabenträger und Planfeststellungsbehörde ausgestaltet sein sollte, 
greift hier das vom Bundesverfassungsgericht130 in anderem Zusam-

Vgl. auch Breuer, Die hoheitliche raumgestaltende Planung, 1968, S. 62 f. 

Im französischen Veiwaltungsrecht bezeichnen die ltarretes" die generell wirkenden 

"Verwaltungsaktelt (actes administratifs unilateraux); vgl. Lefebure, Le pouvoir d'action 

unilaterale de l'Administration en droit anglais et fran~ais, 1961; Rainaud, La distinc­

tion de l'acte reglementaire et de l'acte individuel, 1966. 

Verwaltungsrecht, Bd. 1, 3. Aufl. 1923, S. 93. 

Vgl. Ronellenfttsch, a.a.0. (Fußn. 123), S. 17. 

Vgl. auch Ronellenfttsch, Einführung in das Planungsrecht, 1986, S. 70 f. 

Beschluß vorn 8.7.1982 - 2 BvR 1187/80 -, BVerfGE 61, 82 = BayVBI. 1982, 621 = 
DVBL 1982, 940 = DÖV 1982, 816 = EuGRZ 1982, 321 = et 1982, 767 = GewArch. 

1982, 327 = NJW 1982, 2173 = NVwZ 1982, 554 L == RdE 1982, 193 = UPR 1982, 330 

(Sasbach); hierzu Ronellenfitsch, Gemeindliches Eigentum und materielle Präklusion -
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132 

133 

134 

135 
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menhanl! übernommene131 Konfusionsar,mment Platz: der Staat kann 11,,..1' - -C7 - , 

nicht zugleich sein eigener Untertan sein. Trotzdem verbindet das Bun­
desverwaltungsgericht den Planfeststellungsbeschluß ebenfalls mit dem 
Rechtsinstitut des präventiven Verbots mit Erlaubnisvorbehalt132

• § 17 

Abs. 1 Satz 1 FStrG ordne in Verbindung mit § 18 b Abs. 1 Satz 1 FStrG 
einerseits positiv an, daß über die Zulässigkeit eines Straßenbauvorha­
bens grundsätzlich im Wege der Planfeststellung zu entscheiden sei, und 
enthalte andererseits zugleich negativ das Verbot, Neubau- oder Ände­
rungsmaßnahmen an Bundesfernstraßen ohne vorherige Planfeststel­
lung auszuführen. Die Wirkung des Verbots bestehe darin, daß der 
Träger der Straßenbaulast mit der Notwendigkeit belastet se~ durch die 
Beantragung eines Pianfeststeüungsverfahrens und die ~rwirkung eines 
Planfeststellungsbeschlusses die einem geplanten Straßenbauvorhaben 
präventiv entgegenstehende Sperre im konkreten Fall durch eine öf­
fentlich-rechtliche Zulassung zu beseitigen133

. Staatliche Vorhaben, die 
in Rechte der Bürger eingreifen können, in aller Regel auch tatsächlich 
eingreifen und sogar Enteignungen gestatten, sind aber nicht von vorn­
herein erlaubt. Sie erfordern vielmehr mindestens eine Planrechtferti­
gung und müssen dem Abwägungsgebot genügen134. Der Planfeststel-

1„~ 

lungsbeschluß ist deshalb mehr als nur eine Kontrollerlaubnis 1
.}.}. Letzt-

lich geht es dem Bundesverwaltungsgericht wohl auch nur darum, daß 
durch den Planfeststellungsbeschluß verbindlich über die Zulässigkeit 
des geplanten Vorhabens entschieden wird. 
Zur Rechtsnatur des Planfeststellungsbeschlusses ist folglich nachzutra­
gen: 

BVerfGE 61, 82, Jus 1983, 594 ff. 

Grundlegend Forsthof!, Die öffentliche Körperschaft im Bundesstaat, 1931, S. 107 f. 

Urteil vom 22. Februar 1980- 4 C '2.4.77-, Buchholz 407 § 17 FStrG Nr. 33, S. 98 (100); 

BVerwGE 64, 325 (328). 

Ebda. 

Vgl. oben mit Fußn. 4. 

Auch die gebräuchliche Etikettierung als "Unbedenklichkeitserklärung" ist reichlich 

blaß. 
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Erstens; Bei der Unternehmerplanfeststellung hebt der Planfeststel­
lungsbeschluß ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt auf. 

zweitens: Staatlichen Vorhaben verschafft erst der Planfeststellungsbe­
schluß die nötige rechtliche Grundlage. 

3. a) Es wurde bereits erwähnt, daß der Verzicht auf Planfeststellung den 
Planfeststellungsbeschluß nur ersetzen kann, wenn die Entscheidung 
über den Verzicht eine vergleichbare Funktion erfüllt wie der Planfest­
stellungsbeschluß 136. Beim Verzicht auf den Planfeststellugsbeschluß 
handelt es sich daher ebenfalls um einen Verwaltungsakt, der die Zuläs-

b) 

136 

137 

sigkeit eines Vorhabens feststellt. Bei privaten Vorhaben wird aus der 
Unternehmerplanfeststellung wieder eine echte U nternehmergenehmi­
gung. Staatlichen Vorhaben verschafft der Verzicht auf Planfeststellung 
die nötige rechtliche Grundlage. Trotz der angedeuteten Kritik an der 
Herleitung verdient das Bundesverwaltungsgericht volle Zustimmung, so­

weit es den Venicht auf Planfeststellung als Plangenehmigung begreift. 

Über die Prämissen dürfte somit Einigkeit bestehen. Ob und in wel­
chem Umfang der Verzicht auf Planfeststellung die dingliche Zuord-
nung eines Vorhabens zur Umgebung und die öffentlich-rechtlichen Be-
ziehungen des Vorhabenträgers und der Planbetroffenen gestaltet, be­
darf hingegen noch der näheren Prüfung in den jeweiligen Anwen­
dungsbereichen der Plangenehmigung. Hier liegt zudem die Nahtstelle 
zu den Wirkungen der Plangenehmigung. 

Wir sahen, daß die Bestimmung der Rechtsnatur des Planfeststellungs­
beschlusses nicht mit der Bestimmung des Wesens der Planfeststellung 
verwechselt werden darf. Das Wesen der Planfeststellung machen be­
stimmte Wirkungen des Planfeststellungsbeschlusses aus. Gewöhnlich 
werden die Konzentrationswirkung und die Ausschlußwirkung als Spe­
zifika des Planfeststellungsbeschlusses gehandelt137

. Daraus schließt 

Vgl. V 1 b. 

Vgl. etwa Ule/Laubinger, Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Aufl. 1986, S. 243. 
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man, d::1ß der Plangenehmigung keine derartigen Wirkungen zukommen 
könnten. Das ist nicht zwingend. 
Auch bei Unternehmergenehmigungen kennen wir die Aussch/ußwir­

kung und sogar die materielle Präklusion138· Wenn Planbetroffene nicht 
vorhanden sind oder mit ihnen Vereinbarungen getroffen wurden, stellt 
sich das Problem der Ausschlußwirkung praktisch nicht. 
Die Konzentrationswirkung ist der Unternehmergenehmigung ebenfalls 
nicht völlig wesensfremd. Beim Verzicht auf Planfeststellung könnte ich 
mir sehr gut eine Konzentrationswirkung jedenfalls im Rahmen der je­
weiligen Verbandskompetenz vorstellen139

. Denn nur in Abstimmung 
mit den an sich im Planfeststellungsverfahren zu beteiligenden Behör­
den können die Voraussetzungen des Verzichts auf Planfestststellung 
geprüft werden. Doch dies sind Erwägungen, die hier nicht weiter ver­
tieft werden sollen. Ich möchte nur die Ansatzpunkte markieren, wo 
weitergearbeitet werden muß. 

VI. 

Was die Verfahrens- und Rechtsschutzfragen betrifft, so weise ich ab­
schließend nur auf zwei Gesichtspunkte hin: 

Erstens: Verzicht auf Planfeststellung bedeutet, daß kein Planfeststellungs­
verfahren durchgeführt wird und kein (neuer) Planfeststellungsbeschluß er­
geht. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist allein im Planfeststellungsver­
fahren durchzuführen140

• Der Verzicht auf Planfeststellung würde völlig ent­
wertet, wenn man für ihn ebenfalls - gesetzgeberisch oder durch erweiternde 
Gesetzesauslegung - die (förmliche) Umweltverträglichkeitsprüfung vorsehen 

138 

139 

140 

Vgl. Haupt, Ausschlußfristen in Einwendungsverfahren des öffentlichen Rechts, Diss. 

Bonn 1988, S. 67 ff. 

Vgl. Ronellenfitsch, DÖV 1989, 747. 

§ 3 UVPG i.V.m. Anlage Nr. 4, 6, 7, 8, 10, 11, 12, 13, 14. 
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würde. In der Sache wi_rd, wie bislang bei den Planfeststellungsverfahren 
auch, bei Verzicht auf Planfeststellung ohnehin eine Prüfung der Umwelt­
verträglichkeit des Vorhabens durchgeführt, weil andernfalls die Wesentlich­
keit des Vorhabens nicht zureichend ermittelt werden könnte. 

Zweitens: Ein Anspruch Dritter auf Durchführung eines Planfeststellungs­
verfahrens besteht nicht. Durch den Verzicht auf Planfeststellung wird 
grundsätzlich nicht in ihre Rechte eingegriffen. Auch ein rechtswidriger Ver­
zicht ist nur angreifbar, wenn er ausnahmsweise unmittelbar in Rechte Drit­

ter eingreift141
• Dies gilt auch für Naturschutzverbände. Die Verbandsbeteili­

gung im Planfeststellungsverfahren stellt eine Ausnahmeregelung dar142
• Ein 

Privileg kann nur soweit reichen, wie es gewährt wurde. Verfahrensrechte im 
Planfeststellungsverfahren bedeuten nicht Rechte auf Planfeststellung143

• 

141 

142 

143 

BVerwG, Urteile vom 8.10.1976 (Fußn. 37) und vom 15.1.1982 (Fußn. 86). 

Vgl. bereits Ronellenjitsch, Rechts- und Verwaltungsaspekte der naturschutzrechtli­

chen Eingriffsregelungen, ausgewählte Fragen des Verfahrens- und materiellen Rechts, 

Laufener Seminarbeiträge 1/85, 1986, S. 13 ff. (18). 

Die nähere Begründung muß auch insoweit einer gesonderten Darstellung vorbehalten 

bleiben. 
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Hessisches Landesamt für Straßenbau, 
Wiesbaden 

Vorsitzender Richter am Verwaltungsge­
richtshof, 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt­
temberg, 
Mannheim 

37. Dr. Sel/mann, Klaus-Albrecht Rechtsanwalt, 
Lüneburg 

38. Dr. Sommennann, Karl-Peter Regierungsrat, Institutsreferent, 
Forschungsinstitut für öffentliche Ver­
waltung bei der Hochschule fiir Verw}ll­
tungswissenschaften Speyer 



39. Springob, Johannes 

40. Dr. Steiner, Udo 

41. Dr. Stüer, Ben1hard 

42. Wendrich, Klaus 

43. Wichary, Kurt 

44. Dr. Zeit/er, Herbert 

45. Dr. Zysk, Hartmut 
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Ministerialrat, 
Ministerium für Stadtentwicklung, Woh­
nen und Verkehr des Landes Nordrhein­
Westfalen, 
Düsseldorf 

Universitätsprofessor, 
Universität Regensburg 

Rechtsanwalt, 
Münster 

Ministerialrat, 
Niedersächsisches }y1inisterium 
schaft und Verkehr, 
Hannover 

Landesverwaltungsdirektor, 
Landschaftsverband Rheinland, 
Köln 

Regierungspräsident, 
Regierung von Niederbayern, 
Landshut 

fi• J.UJ' 

Richter am Verwaltungsgerichtshof, 
Hessischer Verwaltungsgerichtshof, 
Kassel 

V/irt-
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PROGRAMM 

Montag, 30. Oktober 1989 

14.00 Uhr 

14.15 Uhr 

15.00 Uhr 

16.30 Uhr 

17.15 Uhr 

19.00 Uhr 

Begrüßung und Einführung durch den Leiter des Seminars, 
Univ.-Prof. Dr. Willi Blüme/, 
Geschäftsführender Direktor des Forschungsinstituts für 
öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer 

Planänderungen vor Erlaß eines Planfeststellungsbeschlus­
ses 
Referent: Ulrich Kuschnerus, 

Diskussion 

Richter am ObeP1envaltungsgericht fiM 
das Land Nordrhein-Westfalen, Münster 

Aufhebung von Planfeststellungsbeschlüssen 
Referent: U niv. -Prof. Dr. Klaus Grupp, 

Universität des Saarlandes 

Diskussion 

Gemütliches Zusammensein in der Taberna der Hoch­
schule 

Dienstag, 31. Oktober 1989 

9.00 Uhr 

9.45 Uhr 

11.00 Uhr 

12.00 Uhr 

13.00 Uhr 

Verzicht auf Planfeststellung 
Referent: Univ.-Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch, 

Freie Universität Berlin 

Diskussion 

"Aktuelle Stunde" 

34. Sitzung des Arbeitsausschusses "Straßenrecht" 

Mittagessen in der Taberna der Hochschule 
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